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WOLFGANG DÄUBLER

MITBESTIMMUNG
IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

I. WAS VERSTEHT MAN UNTER MlTBESTIMMUNG?

l. Begriffliche Vorklärung.

Die Darstellung und kritische Würdigung der bestehenden
Mitbestimmungsrechte wird durch eine terminologische Vorklä-
rung erleichtert. Um Mißverständnisse zu vermeiden, wird im

folgenden in Anlehnung an die wohl herrschende Terminologie
nur dann von « Mitbestimmung » die Rede sein, wenn es um

gleichberechtigte Mitentscheidung der Arbeitnehmer oder ihrer
Repräsentanten geht (l). Bloße Anhörung oder Beratung scheidet
daher aus, zumal beides auch dem Wortsinne nach schwerlich

als ein « Bestimmen » qualifiziert werden kann. Für diese Formen

der Einschaltung des Arbeitnehmers empfiehlt sich der Terminus
« Mitwirkung », der am ehesten deutlich macht, daß zwar eine

Möglichkeit der Einflußnahme, nicht aber eine Entscheidungs-
kompetenz besteht. Versucht man, einen beide Phänomene um-

fassenden Oberbegriff zu entwickeln, so wäre es wenig sinnvolle

von Mitwirkung oder Mltbestimmung « im weiteren Sinne » zu

reden; die Klarheit gebietet vielmehr, sich mit Hueck-Nipper-
dey (2) für das Wort « BeteiUgungsrechte » zu entscheiden.

(l) Ebenso HUECK-NIPPEEDEY, Lehrbuch des Afbeitsrecbts, 7. Aufl., Berlin

und Franlrfurt/Mam 1970, Bd 11/2, § 68A; von NELL-BEEUNING, M.itbestinnnung,
Frankfurt/Main 1968, S. 19.

(2) HUECK-NIPPEEDEY, Bd 11/2, § 68 A I (S. 1310).
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Die gewählten Begriffe enthalten keine verdeckten Wer-
tungen. Sie sind insoweit formal, als sie ausschÜeßlich auf die
Einschaltung der Arbeitnehmer in die Entscheidungsprozesse
abstellen, Jedoch den damit verfolgten Zweck ebenso offenlassen,

wie die Frage, welchen materialen Zielen der Produkdonsprozeß

dient oder aufgrund der Beteiligung der Arbeitnehmer dienen
sollte. Als « Mitbestimmung » werden daher sowohl die (insti-
tutioneUen) Vorkehrungen bezeichnet, die die Integration der
abhängig Beschäftigten in das bestehende System fördern, als
auch Regelungen mit systemtranszendietendem antikapitalisti-

schem Anspruch und entsprechend weitreichenden Wirkungen.

Soweit erforderlich, müssen im Einzelfall klärende Zusätze ge-
wählt werden.

Die Bezeichnung « M^-Bestimmung » unterstreicht die ent-

scheidende Grenze der BeteÜigung, die Existenz eines als Partner

oder Gegenspieler aufgefaßten « anderen », dessen Gleichberech-

tigung auch bei den stärksten Formen der ArbeitnehmerbeteiU-

gu&g erhalten bleibt. Dabei ist freilich die Gesamtheit des Un-
ternehmens und Konzerns zu betrachten; von Mitbestimmung

kann daher auch dann noch die Rede sein, wenn die Verwaltung

von Sportplatz und Kantine ausschließlich dem Betriebsrat unter-

steht (3), wahrend die Anteüseignetseite stärkeren Einfluß auf
die Unternehmenspolitik besitzt. Unanwendbar wird dieser Be-

griff erst dort, wo sich im Konfliktfaü die Arbeitnehmerinter essen
automatisch durchsetzen, wenn etwa die von der Belegschaft

gewählten oder von der Gewerkschaft entsandten Personen die

Mehrheit in den Unternehmensorganen besitzen. Für diesen

Fall dürfte der Begriff « Atbeiterselbstverwaltung » angemessen
sein; will man die damit häufig verbundenen und keineswegs
ünmer zutreffenden Assoziationen zu sozialistischen Gesellschafts-

Ordnungen vermeiden und den hier angesprochenen rein institu-

tionellen Charakter des Phänomens verdeutlichen^ so kommt trotz

(3) FITTENG-AUFFARTH-KAISER, Befriehsverfassungsgesefz. Handkommentar, 14.

Aufl., München 1984, § 87 Rn 104 mwN.
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gewisser sptachlogischer Bedenken auch der Begriff der « über-
paritätischen Mitbestimmung » in Frage.

2. Die Ebenen der ÄrbeitnehmerbeteiUgung.

Mitbestimmung ist überaU dort denkbar, wo Entscheidungen

fallen. Man sollte daher erwarten, daß die Rechtswissenschaft

auf die Erkenntnisse der Betriebswirtschaftslehre oder der Otga-

nisationssoziologie zurückgreift, um die von diesen Disziplinen

herausgearbeiteten « Schaltstellen » im Produktionsptozeß zum

Ausgangspunkt für die Einteilung der bestehenden oder gefor-
derten Mitbestimmungsnormen zu wählen. Von wenigen Vefsu-

chen im Schrifttum abgesehen (4) wurde dieser Weg bisher je-
doch nicht beschritten. Man bildete vielmehr eigene, genuin

Juristische Begriffe zur Unterteilung und näheren Aufgliederung
der einschlägigen Vorschriften. Herkömmlicherweise miterschei-

det man daher in Literatur und Rechtsprechung 4 « Ebenen »,

die. durch die Prädikate «Arbeitsplatz», «Betrieb», « Unter-

nehmen » und « übetbetriebllcher Bereich » gekennzeichnet wer-

den, und zu denen in jüngster Zeit die Mitbestimmung im supra-

nationalen Raum hinzugekommen ist.

Es wäre gewiß reizvoll, die Berechtigung dieser Einteilung
näher zu untersuchen, und dies wäre sogar unumgänglich, wollte

man sich die Ausarbeitung einet konkreten Handlungsanleitung

für die praktische Durchsetzung von Mitbesütnmungsfordenmgen

zum Ziel setzen. Für die Zwecke der vorliegenden Arbeit, die
die deutschen Erfahrungen skizzieren wiU, ist jedoch die Beibe-
Haltung der überkommenen Kategorien unschädlich, zumal sie

den Gesamtbereich des Arbeits- und Produktionsprozesses abdek-

ken. Zunächst sollen daher die einzelnen « Ebenen » einer nähe-

ren inhaltlichen Darstellung zugefühtt werden.

(4) Vgl. GUY/KIRSCH, Machtverteilung im 'önternehmen. Von der Anwendung
des Subsidiaritätsprinüps im 'Unternehmen, Köln 1967, S. 118 fi., der an Etkennt-

nisse der Betriebswirtschaftslehre anknüpft, und THOMAS KAISER, Das Unternehmen

als Organisation. Kritik und Erneuerung der juristischen Vnternehmenslehre, Betlin

1969, S. 123 ff., der mit Hufe der Organisationssoziologie die Unterscheidung zwischen
Bettieb und Unternehmen einer eingehenden Kritik unterzieht.



218 WLFGANG DÄUBLER

a) Arbeitsplatz. — Die sog. Mitwirkung am Arbeitsplatz
erfaßt alle « unterbetrieblichen » in kleineren Einheiten getroffe-
lien Entscheidungen (5). In diesen Rahmen gehören einmal die
den sog. Arbeitsgruppen zustehenden Anhörungs-, Informations-,
Vorschlags- und Beschwerderechte, sowie alle Befugnisse, die

den Beschäftigten einer Betriebsabteilung oder einer WerkshaUe
eingeräumt werden (6). Im wesentlichen handelt es sich dabei
bis heute alletdings uoi rechtspolitische Vorstellungen. Schließ-
lich zahlen zu diesem Bereich auch die FäUe, in denen der
einzelne Arbeitnehmer allein entscheiden darf — wie etwa in

Fragen der Ausgestaltung des Arbeitsplatzes oder der zeitlichen
Lage einer « gleitenden Arbeitszeit » (7).

b) Betrieb. — Die nächst höhere Ebene, die des Betriebs,
ist zwar Anknüpfungspunkt für die Mehrzaü aller Regelungen
des Betriebs verfassungsgesetzes, doch findet sich dort weder eine

R-ückschlüsse zulassende Umsdireibung noch gar eine exakte

Definition. Rechtsprechung und Literatur verweisen daher häufig
auf 2 Entscheidungen des Reichsarbeitsgerichts, das den Betrieb
als « wirtschaftlichen Gesamtorganismus » bezeichnete, « der die

Bettiebseinrichtung nach der sachlichen und den Arbeitgeber
und die Arbeitnehmerschaft nach der persönlichen Seite um-
faßt, ohne jedoch davon abhängig zu sein, daß diese Personen
ständig dieselben bleiben ». Das BAG hebt zusätzlich auf
die von der Einheit « Betrieb » verfolgten Zwecke ab, und spricht
von der « organisatorischen Einheit », innerhalb deren Unter-

nehmer und Arbeitnehmer mit Hilfe von sachlichen und imma-

terieUen Mitteln bestimmte arbeitstechnische Zwecke fortgesetzt

verfolgen (8). Die Literatur stimmt dem grundsätzlich zu (9).

(5) LEMINSKY, Mitbestimmungs-Gespr'dch, 1969, 164; VON OERTZEN, Analyse

der Hitbestimmung - ein Diskussionsbeiträg, Hannover 1965, S. 9 f.

(6) S. LEMINSKY und VON OERTZEN, aaO.

(7) Vgl. DÄUBLER, Gewerkschaftsrechte im Betrieb, 3. Aufl., Neuwied 1983,

234 S. mvN.

(8) BAGE l, 175, 178 = AP Nr. l zu § 88 BetrVG; BAGE 2, 91 = AP
Nr. l zu § 81 BetrVG.

(9) S. die Nachweise bei FETTING-AUPFARTH-KAISER, MO, S l Rn 13
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Auch die seit Anfang der 70er Jahre bestehende Mitbestimmungs-
kommission hat sich dieser Auffassung angeschlossen, wenn sie

ausführt, der Betrieb definiere sich durch einen vorgegebenen

Produktionsaufttag und durch die an der Erfüllung dieses Auf-
ttags orientierte Produktionsleistung (10).

c) 'Unternehmen. — Von dieser AufgabensteUung her

bestimmt sich die Abgrenzung zum Unternehmen, das anders als

der Betrieb nicht durch arbekstechrdsche, sondern durch « ent-

ferntere» wirtschaftliche oder ideelle Zwecke charakterisiert
wird. Bisweilen als « wirtschaftliche Leistungseinheit » oder als

« eigentlich handelndes Wirtschaftssubjekt » definiert, ist es die
Stelle, an der in einer marktwirschaftlichen Ordnung die wichtig-
sten Entscheidungen fallen. Da das liberale Wirtschaftsmodell
weithin auch der Mitbestimmungsdiskussion zugrunde liegt, ist

die überragende Bedeutung verständlich, die der Neustrukturie-
rung des Unternehmens beigemessen wird (11). Dabei wird

zwischen der klassischen Konzeption des dem Kapitalisten gehö-

renden Handelsgeschäfts und dem « Personenverbund » unter-

schieden, der sich gleichermaßen aus Anteilseignern und Arbeit-

nehmern zusammensetzt (12). Im vorliegenden Zusammenhang

kann diese Auseinandersetzung zunächst auf sich beruhen; hier

genügt die Feststeüung, daß im Einzel- wie im konzernmaßig
verbundenen Unternehmen über die Festlegung der wirtschaft-

lichen Ziele entschieden wird, soweit die vom politischen System
her gesetzten Daten einen entsprechenden Spielraum lassen.

d) ÜberbetriebUcher Bereich. — Mitbestitrunung kann
nach der üblichen Einteilung schließlich im « überbetrieblichen »

ff. Aus der Weimarer Literatur s. insbes. JACOBI, Grundlehren des Arbeitsrechts,
Leipzig 1927, S. 286.

(10) Bundes Eags-Drucksache VII/334, S. 60.

(11) S. schon VON NELL-BREUNING, 'ünternehmensverfässung, in Festschrift

Heinrich Kronstein, Karlsrulie 1967, S. 47 ff.; WIETHÖLTER, Juristenfahrbuch 7, S. 162
ff. jeweils mwN.

(12) Vgl. statt aller schon VON NELL-BREUNING, Mitbestimmung, aaö, S. 69 ff.
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Bereich ansetzen, wie in sprachlich mißglückter Form die über
dem Unternehmen stehende Ebene bezeichnet wird. Damit sind

einmal alle diejenigen Einflußrechte erfaßt, die sich auf mehrere
Unternehmen gleichzeitig oder einen ganzen Wirtschaftszweig

erstrecken. Neben dem Tarifvertrag sind dies msbes. die gemein-

samen Einrichtungen der Tarif vertragsparteien, durch die ein

bestimmter Teil der Arbeitgeberfunktionen aus dem Unternehmen

ausgegliedert und (meist) paritätischer Venyaltung unterstellt
wird. Zum ändern zählt dazu die Beteiligung von Arbeitnehmer-

Vertretern an den Selbstverwaltungsorganen der Wirtschaft

(Industrie- und Handelskammer, Handwerkskammer). Schließlich
gehört hierher die Mitwirkung der Arbeitnehmer und ihrer Orga-
nisadonen im gesamtwittschaftlichen Raum, insbes. ihre rechtlich

sanktionierte Einflußnahme auf die staatliche Wirtschaftspolitik.
Insoweit besteht allerdings nur ein wenig ausdifferenziertes

Handlungsiüstrumentarium.

e) Internationaler Bereich. — Trotz fortschreitender in-

ternationaler Kapitalverflechtungen beschränken sich die disku-

tierten Mitbestimmungskonzepte in der Regel auf den nationalen

Raum. Auch gelegentlich geäußerte Kritik vermochte nichts daran

2u ändern, daß die juristische Diskussion über Ansätze im « su-

pranationalen » EWG-Bereich bislang nicht hinausgekommen ist.

Kontrovers ist insbes. die Zulässigkeit sog. europäischer Tarif-

vertrage (13), die Beteiligung der Arbeitnehmer an einer sog.

europäischen Aktiengesellschaft (14) sowie die VereinheitUchung
der Unternehmenssttuktur durch die 5. Direktive (15). Wenig
<liskutiert ist bisher das Problem, wie die durch Kartellierung
und Konzernierung geschaffenen transnationalen Machtzentren

dem Arbeitnehmereinfluß geöffnet werden können.

(13) WALZ, M.ultinationsle Vnternehmen und internationaler Tarifverfrag.

Eine arbeitskolUsionsfecbtliche Untersuchung, Baden Baden 1981; DÄUBLER-HEGE,

Tarifvertragsrecht, 2. Aufl., Baden Baden 1981, Rn 679 ff.

(14) Dazu etwa den Entwurf eines Status der Europäischen Akdengesellschaft,

abgedruckt RdA 1973, 304 3.
(15) Da2u etwa BRAUN M^itbestimmungs-Gespracb, 1977, 52.
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3. Jnsfifutionelle und verträgliche Mi f he 'Stimmung.

Die historisch älteste und auch heute noch wichtigste Form

der Mitbestimmung ist der Tarif vertrag (16). Von einer Gewerk-

schaft auf der einen und einem Arbeitgeber bzw. einem Arbeit-

geberverband auf der anderen Seite abgeschlossen, soll er die

machtmäßige Unterlegenheit des Arbeitnehmers aufheben und
die Möglichkeit schaffen, die Regeln des kollektiven arbeitstei-
ligen Produktionsprozesses auf der Ebene prinzipieller Gleich-
Ordnung auszuhandeln. Die im Individualbereich versagende Ver-

tragsfreiheit soU so auf höherer Stufe wiederhergestellt wet-

den (17).
Tarifverträge können sich im Prinzip auf alle Ebenen det

Mitbestimmung beziehen, doch sind — wie noch im einzelnen

zu zeigen sein wird — Unternehmerentscheidungen über Inve-

stidonen, Preise usw. von der Tarifautonomie ausgenommen.

Auch wird das Verhältnis zwischen Gewerkschaften und Staat
nicht tarifvertraglich gestaltet; nur für den öffentlichen Dienst
gilt anderes.

Das Tarifsystem wird de lege lata durch die gesetzlichen
Mitbestimmungsregelungen ergänzt. Sie sind im Betriebsverfas-

sungsgesetz von 1972, im Mitbestimmungsgesetz von 1976 und

im Montanmitbestimmungsgesetz von 1951 niedergelegt. Anders

als beim Tarifvettrag handelt es sich in allen drei Fällen um
Formen der « institutionellen » Mitbestünmung. Sie vollzieht sich

in bestimmten Gremien mit normadv festgelegter Zusammen-

seteung, deren Kompetenzen und Verfahrensweisen detaiUierten

Regeln unterliegen und die im Grundsatz zu permanenter und

kontinuierlicher Ausübung ihrer Befugnisse in der Lage sind.
Durch diese Institutionalisierung hebt sie sich von Tarifverhand-
lungen ab, die nur in größeren Intervallen stattfinden und deren

« Spielregeln » größtenteils von den Beteiligten selbst bestimmt

(16) Für Qualifizierung des Tarifvertrags als Mittel der Mitbestmimung

BIEDENKOPF, Grenzen der Tarijautonomie, Karlsruhe 1964, S. 6 ff.; Zöüner, 48. DJT,
S. G 22.

(17) Vgl. auch SINZHEIMER, Der korporative Arbeitnormenvertrag. Eine
priväfrecbtliche Untersuchung, l. Teil, Leipzig, 1907, S. 22.
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werden. Diese Unterscheidung ist freilich nicht prinzipieller,

sondern nur gradueller Natur. So ist es auf der einen Seite denk-
bar, auch die Tarifverhandlungen in hohem Maße zu institutiona-

lisieren, sie etwa in eine Gewerkschaften wie Arbeitgeber um-

fassende Korperschaft zu verlegen, in der nach festgefügten

Normen und ohne längere Unterbrechung über Fragen von ge-

meinsamem Interesse verhandelt wird. Andererseits gibt es

Arbeitsverfassungen, die genereU auf institutionalisierte Beteili-

gungsrechte verzichten und sich mit einer in bestimmten zeitli-

chen Abständen oder nach Bedarf tätig werdenden « betrieblichen
Tarif kommission » begnügen. Gerade diese Grenzfälle zeigen die
Verwandschaft, ja die partielle Austauschbarkeit der beiden
Mitbestimmungsformen, so daß erst eine eingehende rechts- und

geseUschaftspolitische Betrachtung Auskunft über das wünschens-

werte Maß an Institutionalisierung geben kann (18).

4. Überblick über den Gang der Darstellung.

Im folgenden Abschnitt soll zunächst ein historischer Abriß
gegeben werden, der sich schwerpunktmäßig auf die institutio-

neUe Mitbestimmung bezieht, Jedoch auch das Tarifverttags-

system mitbehandelt (unten II). Im Anschluß daran werden die
einzelnen Formen der heute bestehenden Mitbestimmung samt

ihrer praktischen Relevanz und der hinter ihnen stehenden Kon-

zeption dargestellt. Einleitend geht es um die Tarif autonomie

(unten III); es folgen die betriebliche Mitbestimmung (unten IV)
und die Mitbestimmung in Unternehmen (unten V), d.h. diejeni-

gen Formen, die im Vergleich zu anderen Arbeitsverfassungen

der Gegenwart die meisten Besonderheiten aufweisen. Im An-

schluß daran soll es um die « Verlängerung nach unten », d.h.

um die Mitwirkung am Arbeitsplatz gehen (unten VI). Den
Abschluß bilden Überlegungen zur Intetessenvertretung gegen-

über dem den Wirtschaftsprozeß gestaltenden Staat und anderen

« überbetriebUchen » Instanzen (unten VII).

(18) Zu dieser Unterscheidung s. schon SINZHEIMER, aaO, S. 23.
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II. ÜBERBLICK ÜBER DIE HISTORISCHE ENTWICKLUNG

l. Die Zeit bis zur Etablierung der Weimarer Republik.

Nach ihrer Entstehung in den 60er Jahren des 19. Jahrhun-
derts waren die Gewerkschaften zunächst auch un betrieblichen

Bereich die einzigen Instanzen, deren Aufgabe in der Wahrung

und Förderung der Arbeits- und Lebensbedingungen aller abhän-

gig Beschäftigten lag. Trotz erheblicher Restriktionen des Streiks
verbreitete sich das Institut des « Tarifvertrags », der kollektiven

Festlegung von Mindestarbeitsbedingungen, in immer stärkerem

Umfang. Nachdem die Buchdrucker schon 1873 durch den Ab-
schluß des ersten Tarifvettrags die künftige Entwicklung vor-
weggenommen hatten (19), setzte die eigentliche « TarifpoUuk »
nach der Aufhebung des Sozialistengesetzes, d.h. nach 1890 ein.

Die Zweckmäßigkeit derartiger Verträge wat wegen der mit
ihnen verbundenen Selbstbindung der Gewerkschaften zunächst
umstritten (20). Da die Mehrheit innerhalb der Organisationen
jedoch dem Tarifgedanken positiv gegenüberstand, wurden insbes.
im Bereich der kleineren und mittleren Industrie zahlreiche Ver-

träge geschlossen (21), während sich die Großindustrie bis 1918
ablehnend verhielt und keine gewerkschaftlichen Verhandlungs-
angebote akzeptierte.

Der erste Versuch, neben den Gewerkschaften ein weiteres

Vertretungsorgan im Betrieb zu installieren, stammt gleichfalls

aus dem Jahre 1890. Im Laufe des großen Betgarbeiterstreiks
von 1889 war die Forderung nach « obligatorischen Arbeiter-

ausschüssen » erhoben worden, die die Beschwerden der Beleg-

schaft vorbringen und bei einzelnen Angelegenheiten mitbestim-

men sollten. Der erst seit kurzem regierende Kaiser WiUielm II.

griff diese Vorstellung auf und äußerte in der Kronratssitzung

(19) NESTRIEPKE, Die Gewerkschaftsbewegung, l. Bd, Stuttgart 1919,
S. 213 f.

(20) NESTRIEPKE, aaO, S. 398 ff.

(21) GREBING, Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, 4, Aufl., Mün-
chen 1973, S. 103: 1913 wurden annähernd 13500 Tarifverträge gezählt, die für

.218 000 Betriebe mit über 2 Mio Arbeitern galten.
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vom 24,01.1890 den Wunsch, Fabrikordnungen sollten in Zu-

kunft nicht mehr einseitig von den Unternehmern erlassen, soti-

dem mit den Vertretern der Arbeiterschaft vereinbart werden;

« um den sozialdemoktatischen Einfluß fernzuhalten », sollten

die Arbeiterausschüsse allerdings nicht von den außerbetriebli-
chen « Arbeiterfach- oder Gewerkvereinen » bestimmt (wie es

wohl die Absicht der Streikenden war), sondern innerhalb jedes
Betriebs gewählt werden (22). Während die katholische Zen-
trumpspartei sich aktiv für die kaiserlichen Vorstellungen obliga-
torischer Ausschüsse eingesetzt hatte, lehnte die Sozialdemo-

kratie ebenso wie die ihr nahestehende freie Gewerkschaftsbewe-

gung Vorstellngen dieser Alt rundheraus ab (23). August Bebel
erklärte im Reichstag, die Arbeiter aus Schüsse bedeuteten « nichts

weiter als was ähnliche Verfassungseinrichtungen auf politischem
Gebiet bedeuten; sie sind das scheiakonstitutionelle Feigenblatt,
mit dem der Fabrikfeudalismus zugedeckt werden soll » (24) —
eine in dieser Deutlichkeit beispielhafte Absage an jede Politik
der Klassenversöhnung und Partnerschaft. Daß sich der kaiser-

liche Vorschlag nicht durchsetzte und daß der Gesetzgeber 1891
nur die Bildung von Arbeiterausschüssen auf freiwilliger Gruüd-
läge erleichterte, war allerdings nicht dem sozialdemoktatischeri
Protest, sondern dem Widerstand der Großindustrie zu verdan-

ken, die selbst einen so bescheidenen (und langfristig für sie
nützlichen) Eingriff in ihre Rechte nicht dulden wollte. In fast
allen Betrieben blieb es so bei dem bisherigen Zustand. Interes-
senvertretung war nur mit Hufe der gewerkschaftlichen Organi-

sation möglich (25). Daran änderte sich auch durch die 1905

(22) TEUTEBERG, Geschichte der industriellen Mitbestimmung in Deutschland,

Tübingen 1961, S. 342 ff.
(23) Vgl. die bei BI-ANKE-EBD u.?.. Kollektives Ärheitsrecht, Quellentexte

zur Geschichte des Ärbeitsrechts in Deutschland, Bd l, Ränbek 1975, S. 86-92 abge-

druckten Dokumente.

(24) TEUTEBERG, ff^O, S, 381.

(25) Unrichtig ist es deshalb, -wenn Buüa (BB 1975, 889) von einer « nahezu

parallelen Eütwlcklubg» von Arbeiterausschüssen und Vertrauensleutekörpem aus-

geht und dann gar zu der Annahme kommt, der Gesetzgeber habe diese ParaUelität

unterbrochen und die -wesentlichsten Aufgaben der Verttauehsleute auf die Ausschüsse

übertragen.
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verabschiedete Novelle zum Preußischen Berggesetz nichts, die

die obligatorische Einrichtung von Arbeiterausschüssen auf allen
Bergwerken mit mehr als 100 Arbeitnehmern anordnete (26).

Ein Aufruf zum Boykott der ersten Wahlen wurde trotz gegen-

teiÜger AufForderungen des Zentrums in weiten Teilen des Ruhr-

gebiets befolgt (27). Kennzeichnend für die Haltung der Meb-heit
in Sozialdemokratie und Gewerkschaften war eine 1907 veröffent-

lichte Stellungnahme, in der es heißt (28):

« Es soll hier nicht auf den Streit der Meinungen innerhalb
der Bergarbeiterschaft über den Wert von Arbeiterausschüssen einge-
gangen werden. Nur darauf sei verwiesen, daß auch die sozialdemo-
kratischen Gewerkschaften für Arbeiterausschüsse votierten, die mit
wirklichen 'Befugnissen (Hervorhebung im Original - W.D.) ausge-
stattet sind; in diesem Sinne kam auf jenem Bergatbeitertag ein ein-
stünmiger Beschluß zustande... ».

« Arbeiteraus schüsse können nur wirksame Arbeitervertfetungen

sein, wenn sie hinter sich straff organisierte Werksbelegschaften ha-
ben; ohne diesen Rückhalt werden auch die weitestgehenden gesetz-
lichen Befugnisse dem Arbeiterauschuß wenig nutzen. Der Arbeiter-
ausschuß kann nur soweit eine vermittelnde Rolle spielen, wie die
Stärke der hinter ihm stehenden Arbeiterorganisationen es dem
Unternehmer geraten sein läßt, den puren Herrn im Hause-Stand-
punkt nicht zu betonen. Mit anderen Worten: Arbeiterausschüsse

müssen Organe der gewerkscbaftlicben Beruf s vereine (Hervorhebung
im Original - W.D.) sein. Sie dürfen nicht — nach dem Preußischen
Berggesetzmuster — die Arbeiterorganisation verdrängen wollen, son-
dem müssen sie ergänzen... ».

Die Ablehnung spezieller betrieblicher Interessenvertretun-

gen war so keine totale; ein von seinen Befugnissen wie von

seiner Einbindung in die Gewerkschaftsbewegung her starker
Betriebsrat wäre offensichtlich auch damals durchaus akzeptiert

worden. An dieser Haltung änderte sich auch bei der Verab-

(26) Gesetz betreffend die Abänderung einzelner Bestimmungen des Aüge-

meiaen Berggesetzes für. die preußischen Staaten 1865/1892, Preußische Gesetzes-
Sammlung 1905, S. 307.

(27) TEUTEBERG, aaö, S. 450.

(28) HUE, Arbeiterausschüsse als Ärbeitervertretungen, Sozialistische Monats-
hefte, 1907, S. 16 ff., auszugsweise abgedruckt bei BLANKE-ERD u.a., S. 116 ff.
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schiedung des Vaterländischen Hilfsdienstgesetzes im Jahre 1916
nichts (29). Es sah die obligatorische Bildung von Arbeiter- und
Angestelltenausschüssen in aUen Betrieben mit mehr als 50 Ar. |
beitnehmern vor, gewährte jedoch nur geringfügige Mitbestün-1
mungsrechte, so daß es nach den bisherigen Maßstäben völlig |
unannehmbar war. Die dennoch erfolgende Zustimmung der so-1

zialdemokratischen Reichs tagsfraktion hatte deshalb andere]
Gründe, die vorwiegend in der Unterstützung der kaiserlichen |
Kriegspolitik zu suchen waren (30).

Die 1918 einsetzende Ratebewegung (31) war ihrer ut-|
sprünglichen Zielsetzung nach eine politische Bewegung, für die
der Betrieb nur ein Aktionsfeld und seine Demokratisierung durch |
umfassend mitbestimmende und den Belegschaften verantwon-|

liche Räte nur ein Ziel war. Ihre (hier nicht auf ihre Ursachen!
hin zu untersuchende) Niederlage hatte zunächst eine Abdrän-|
gung auf die Rolle einer betrieblichen Interessen Vertretung zur

Folge (32), die schon in Art. 165 der Weünarer Reichsverfas-
sung zum Ausdruck kam und die dann durch das Betriebsrate-

gesetz von 1920 vollendet wurde.

Der Sturz der Monarchie am 9.11.1918 und die Einsetzung |
des « Rats der Volksbeauf fragten » erfolgte ohne Beteiligung der
Gewerkschaften. Das am 12.11.1918 verkündete Programm der|

neuen Regierung sah in Ziffer 2 ein unbeschränktes Vereins- und |

Versammlungsrecht vor. Das kam einer Anerkennung der Koali-|

tionsfreiheit gleich.
Wenig berührt von den revolutionären Ereignissen ver-

handelten unterdessen die Ge-werkschaftsführer mit den Spitzen-]

(29) RGB1 I, S. 1335.
(30) S. die Rede des ADGB-Vorsitzenden und SPD-Abgeordneten Legiea]

(abgedruckt bei BLANKE-ERD u.a., S. 164 ff.).
(31) Dazu grundlegend VON OERTZEN, Betriebsräfe in der Novemherrevolu-\

lion, 2. erweiterte AuS., Berlin 1976.

(32) Näher dazu EBEEHARD SCHMIDT, Die Rolle der 'Betriebsräte in der Ge-\

werkschaftsbewegung, in JACOBI u.a., Gewerkschaften und Klassenkampf, Kritisches}

Jahrbuch, Frankfurt/Main 1973, S. 177 S.. S. weiter CitUSius-ScfflEFELBElN-WtLKE,|
Die Betriebsräte in der Weimarer Republik. Van der Selbstverwdtung zur Mitbe-\

st^nmung, 2 Bände, Berlin 1978.
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Vertretern der nunmehr auch verhandlungsbereiten Großindustrie.

Am 15.11.1918 wurde dann die « Arbeitsgemeinschaft indu-

strieUer und gewerblicher Arbeitnehmer und Arbeitgeber », die
sog. Zentralarbeitsgemeinschaft gegründet. Hier waren schon

wahrend des Krieges mehrere Arbeitsgemeinschaftsabkommen

auf Branchenebene vorangegangen. Aber erst der militärische

Zusammenbruch und die Möglichkeit einer revolutionären Um-

ten die Unternehmerverbände zum umfassenden

« historischen Kompromiß ». Der mäßigende Einfluß der Ge-
werkschaftsspitzen sollte revolutionäre Änderungen verhindern,

die Gewerkschaften soüten durch die Unterstützung einer « geord-

neten » Demobilisietung dazu beitragen, daß die zuriickströmen-

den Fronttruppen nicht mehr als unvermeidlich in den Revolu-

tionsstrudel hineingezogen würden. Für die Gewerkschaften

brachte das Abkommen die volle formeUe Anerkennung durch
ihre sozialen Gegenspieler. Die Unternehmer versprachen, die

von ihnen ausgehaltenen, sog. « gelben » Gewerkschaften nicht

mehr zu unterstützen. Tarifverträge wurden generell als Mittel

zur Regelung der Arbeitsbedingungen anerkannt, der 8-Stunden-

tag wurde eingeführt und ein paritätischer Zenü-alausschuß zur

Aufrechterhaltung des Wirtschaftslebens errichtet.
Die Weimarer Reichsverfassung vom 11.8.1919 ging übet

das bereits Erreichte nicht hinaus, sicherte es jedoch verfassungs-

rechtÜch ab: Art. 159 garantierte ausdrücklich das Recht zur
Bildung von Veteinigungen zur Wahrung und Förderung der
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen, sah jedoch wegen erheb-

Ucher Meinungsverschiedenheiten in der Nationalversammlung

von einer ausdrücklichen Streikgarantie ab (33). Art. 16.5 Abs. l

Satz 2 sprach eine (im Grunde selbstverständüch gewordene)
Anerkennung der Arbeitgeberverbände und der Gewerkschaften
sowie der von ihnen abgeschlossenen Vereinbarungen aus. Auch

in diesem letzten Punkt wurde nur wiederholt, was seit der

Tarifvertrags-Verordnung vom 23.12.1918 (34) bereits geltendes
n:-»I V

(33) ANSCHÜTZ, Die Verfassung des Deutschen Reiches vom 11.8.1919, 14.

Aufl., 1933, Art. 159 Anm. 5.

(34) RGB1. I S. 1456.

15/1.
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Recht war: Tarifverträge gestalteten unmittelbar das emzelne|
Arbeitsverhältnis und hatten insoweit zwingenden CharakterJ
als die Arbeitsvertragspatteien nicht zu Ungunsten des Arbeit.)

nehmers von ihnen abweichen konnten. Ihr personeller Geltungs.|

bereich war zwar auf die Mitglieder der verttagschließendenl
Verbände beschränkt, doch konnte der Reicharbeitsminister Ta-|
rif vertrage auf Antrag für « allgemeinverbindlich » erklären, so|
daß sie auch für und gegen unorganisierte Arbeitgeber und Ar"

beitnehmer galten.

Das Betriebsrätegesetz von 1920 schien seinem Wortlaut|
nach den Räten eine selbständige Funktion neben den Gewerk-|
schaften zu belassen und sie gleichzeitig in eine betriebliche
Sozialpartnerschaft mit dem Arbeitgeber zu zwingen; seiner Prak-|

tizierung durch die Beteiligten und die Arbeitsgerichte nach machte |
es die Betriebsräte jedoch nach einem berühmten Wort von |
Flatow zum « verlängerten Arm der Gewerkschaften im Be-1

trieb » (35). Bereits in § l des Gesetzes wird betont, « zur Wahr-1

nehmung der gemeinsamen wirtschaftlichen Interessen der Ar-1

beitnehmer... dem Arbeitgeber gegenüber und zur Unterstützung

des Arbeitgebers in der Erfüllung der Betriebszwecke « seien in
allen Betrieben mit mehr als 20 Arbeitnehmern Betriebsräte zu
bilden. Der damit angesprochene Doppelcharakter des Betriebs-

rats, Interessenvertretungsorgan und Unters tützungsorgan des

Arbeitgebers gleichzeitig zu sein, wird in § 66 dahingehend kon-
kretisiert, der Betriebsrat habe unter anderem die Betriebsleitung

durch Rat zu unterstützen, um dadurch mit ihr « für einen

möglichst hohen Stand und für möglichste Wirtschaftlichkeit
der Betriebsleistungen zu sorgen»; außerdem treffe ihn die

Aufgabe, « den Betrieb vor Erschütterungen zu bewahren », wo-

runter insbes. das Verbot der Organisierung oder Förderung von

Arbeitskampfen verstanden wurde (36). Der Betriebsrat schien
also nicht nur dadurch, daß er von der gesamten Belegschäft

(35) FLATOW, Gewerkschaften und Betriebsräte, in KASKEL (Hrsg.), Kosli-

tiofien und Koalitionskampf mittet, Berlin 1925, S. 157, 165.

(36) FLATOW/KAHN-FREUND, Betriehsräfegesetz, 13. Aufl., Bei-Iin 1931, § 66

Ziffer 3, Amn, 3 mwN.
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rählt wurde und organisatorisch-institutionell von der Gewerk-

schaft getrennt war, sondern auch durch seine Zielset2ung ein
zu führen. Die Gewerkschaft war unbestrittener-

maßen ßlcht auf die Förderung der betrieblichen Rentabilität und
^[e Wahrung des Betriebsfriedens festgelegt. Wenn dies in der
Praxis nicht zu einem « Auseinanderdividieren » von Betriebs-

raten und Gewerkschaften und dem 1920 von der USPD be-
fürchteten Betriebsegoismus (37) führte, so hatte dies verschie-
dene Gründe. Einmal enthielt das Gesetz außer den zitierten

auch andere Bestimmungen, die den Gewerkschaften einen kon"

kreten Einfluß auf den Betrieb sicherten. Zu nennen ist etwa

der Vorrang des Tarifvertrags vor betrieblichen Mitbestimmungs-

rechten, die Überwachung seiner Anwendung durch die Betriebs-

rate und das gewerkschaftliche TeUnahmerecht an Betriebsrats-

Sitzungen und Betriebs Versammlungen (38). Jedem Monopolan-
Spruch des Betriebsrats bei der betrieblichen Interessenvettretung

wirkte außerdem § 8 Betriebsrätegesetz entgegen, der die Befug-

nisse der Koalitionen ausdrücklich aufrecht erhielt, damit dem
Art. 165 Abs. l Satz 2 Weimaret Reichs Verfassung Rechnung

trug, der die Koalitionen auch gegenüber der in den folgenden

Absätzen desselben Verfassungsartikels ausdrücklich vorgesehe-

neu Räteorganisation absicherte (39). Zum zweiten führte eine

Reihe von sozialen Ursachen wie der geringe Spielraum für eine

betriebliche Lohnpoütik und die Häufigkeit von Streiks, die ohne
Rückgriff auf die überbetriebliche Gewerkschaftsorganisation
nicht erfolgreich durchzuführen waren (40), zu einer weitgehen-

den Integration der Betriebsräte in die Gewerkschaftsbewe-

(37) BLANKE-EED u.a., adÖ, S. 316 ff.
(38) Vgl. SINZHEIMER, Grundzüge des Arbeifsrechfs, 2. Aufl., Jena 1927,

S. 222.

(39) ANSCHÜTZ, a^ö, Art. 165 Anm. 3.

(40) S. die Statistiken bei STBINHAUS, Streiks in der Bundesrepublik 1966-

pt974, Frankfun/Main 1975, S. 11 ff., aus denen sich u.a. ergibt, daß das Deutsche

Reich zwischen 1919 und 1932 sehr viel mehr Streiks kannte als Großbritannien,

Frankreich und Italien, während für die Bundesrepublik bis zur Gegenwart das

genaue Gegenteil gilt. Zur Bedeutung von Stteiks für die Volkswirtschaft wie

für die Bewußtseinsbildung s. DÄUBLEB., Arheitsrecht I, 6. Aufl., Reinbek 1983,
S. 168 ff.
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gung(41). Die Mitberücksichtigung des Atbeitgeberinteresses
nach den §§ 1,66 Betriebsrätegesetz hatte unter diesen Um-

ständen nur die Bedeutung, daß sich Betribsrate in manchen

Situationen Zurückhaltung auferlegen und Z.B. vom Mittel des

Arbeitskampfes Abstand nehmen mußten, wo die Gewerkschaft
als Institution weitergehen konnte. Die nie durchbrochene oder

in Frage gestellte institutionelle Eigenständigkeit wurde dadurch
mit dem Gedanken überbetrieblicher soüdarischer Interessen-

wahrung in Einklang gebracht, daß die Wahl zum Betriebsrat
nach gewerkschaftlichen Listen erfolgte; jedes « Ausscheren »

hatte den Gewerkschaftsausschluß zur Folge (42). Als Teil der
Gewerkschaftsbewegung waren die Betriebsräte allgemein akzep-

tiefte Interessenvertretungsorgane, die im übrigen länger als die

sonstigen Institutionen der Weimarer Verfassung dem National-

Sozialismus Widerstand leisteten (43).
Die Mitbestimmung durch Entsendung von Arbeitnehmer-

Vertretern in Unternehmensorgane fand in § 70 des Betriebsräte-

gesetzes zum ersten Mal einen gesetzlichen Niederschlag. Danach

hatten — nach näherer Maßgabe des Ausfühtungsgesetzes vom

15.02,1922 — die Betriebsräte das Recht, ein Mitglied (bei mehr
als dreiköpfigem Aufsichtsrat: zwei) in den Aufsichtsrat zu ent-
senden, das volles Stimmrecht besaß und das — wie § 70 Satz l

ausdrücklich sagte — « die Interessen und Forderungen der Ar-

beitnehmer sowie deren Ansichten und Wünsche hinsichtlich der
Organisation des Betriebs zu vertreten » hatte. Dahinter stand

die Erwägung, « daß nichts so sehr die Arbeitsfteudigkeit, das
Verantwortungsgefühl und das Interesse an der Hebung der Be-

triebsleistungen und des Ertrags zu steigern geeignet ist, als die

verantwortliche Mitwirkung an der obersten Leitung des Untet-

nehmens » (44). Diese sozialpartnerschafdiche Absicht ließ sich

(4l) Dies ist im Ergebnis unbestritten. Vgl. GERMELMANN, Arbeitsrecbt der

Gegenwart, Bd. 14 (1977), S. 52; HUECK-NIPFEEDEY, Ärbeitsrecht, Bd. 2, 3./5.

AuS., Mannheün-Berlin-Leipzig 1931, S. 527; EBEKHAED SCHMIDT, aaö, S. 179 ff.

(42) EBERHARD SCHMIDT, a40, S. 149.

(43) Dazu DAUBLER, Äfbeitsrecht l, aaO, S. 227 f.

(44) So die amtliche Begründung des Regierungseatwutfs, mitgeteilt bei

FLATOW/KAHN-FREUND, aaO, § 70 Anm. l,
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durchaus mit der im Gesetz vorgesehenen ausschließlichen Aus-

fichtung an Arbeitnehmerinter essen vereinbaren, waren doch die

Arbeitnehmervertreter aufgrund ihrer Minderheitenposition im

Konfliktfall sowieso zu extremer Nachgiebigkeit gezwungen,,

woÜten sie überhaupt etwas für die Belegschaft erreichen.
In der weiteren Weimarer Diskussion spielte die Unter-

nehmensmitbestimmußg keine wesentliche Rolle mehr; die vom

ADGB, dem sozialdemokratischen Gewerkschaftsbund, entwik-

kelte Konzeption der Wirtschaftsdemokratie (45) bezog sich
ausschließlich auf eine verstärkte Einschaltung der Gewerkschaft

ten in den überbetrieblichen Bereich und die staatliche Wirt-
schaftspolitik, nicht jedoch auf eine Demokratisierung der Unter-

nehmensleitung. Abgesehen von zahlreichen anderen Irrtümern^

deren schwerster die völlige Fehleinschätzung der Voraussetzun-

gen sozialer Veränderungen war (46), wurde damit eine Entschei-

dungsebene ausgeklammert, die trotz aller staatlicher « Eingriffe »

noch immer zentrale Bedeutung für die Arbeitnehmerexistenz

besaß (und besitzt).
Die nationalsozialistische Arbeits Verfassung beseitigte mit

der Koalitionsfreiheit auch alle anderen Errungenschaften der

Arbeiterbewegung. An die SteUe der Gewerkschaften trat die

« Deutsche Arbeitsfront » (DAF), eine Gliedemng der NSDAP,
die nach einem Führererlaß vom 24.10.1934 « insbes. die Ange-

hörigen der ehemaligen Gewerkschaften, der ehemaligen Ange-

stelltenverbande und ehemaligen Unternehmervereinigungen»

zusammenfassen sollte. Ihr Ziel bestand darin, « den Atbeitsfrie-

den dadurch zu sichern, daß bei den Betriebsführern das Ver-

ständnis für die berechtigten Ansprüche ihrer Gefolgschaft, bei
den Gefolgschaften das Verständnis £ür die Lage und die Möglich-
keiten ihres Betriebs geschaffen wird » (47). Die Bildung anderer
Organisationen wurde ausdrücklich ausgeschlossen; lakonisch

sprachen Hueck-Nipperdey-Dietz 1943 davon, daß « es keine

(45) NAPHTALI, Wirtschaftsdemokratie, FranHurt/Main 1966 (Neudruck).

(46) Zur Kritik dieser Konzeption s. DEPPE-V. FREYBERG u.a., Kritik der

^.ttbestimmung. Partnerschaft oder Klassenkampf?, Frankfurt/Main 1969, S. 50 ff.

(47) ERDMANN, Die deutschen Arbeitgeberverbande, Neuwled 1966, S. 211.
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Koalitionen mehr gibt » (48). Die Festlegung von Mindestarbeits-
bedingungen -w-at allerdings nicht Sache des « Harmonieveteins »

DAF, sondern wurde den vom Reichsarbeitsminister ernannten

sog. « Treuhändern der Arbeit » übertragen, die für bestimmte

Bereiche Tarifordnungen erließen (49). Aufforderungen zur Ar-
beitsniederlegung waren als « Verhetzung » der Belegschaf gem.

$ 36 Abs. l Ziffer 2 Arbeitsordnungsgesetz verboten (50). An
die Stelle des Betriebsrats trat ein sog. Vertauensrat, der aus

dem Betriebsführer als dem Vorsitzenden und aus höchstens 10
Vertrauensmännern bestand. Diese sollten durch die Belegschaft

gewählt werden, doch wurden vom Gesetzgeber ausreichende

Vorkehrungen getroffen, um trotz geheimer Abstimmung jedem

« Unfall » vorzubeugen. So war nach § 8 AOG u.a. nur wählbar,

wer der Deutschen Arbeitsfront angehörte, sich durch « vorbild-

liche menschliche Eigenschaften auszeichnete » und « die Gewähr

dafür bot, daß er jederzeit rückhaltlos für den nationalen Staat
eintritt », Schon der Verdacht politischer Unzuverlässigkeit und
mangelnder « Staats- und Verfassungstteue » konnte so zum Ver-

lust des passiven Wahlrechts führen. Doch nicht genug: Die

Liste der Vertrauensmänner wurde nach § 9 Abs. l AOG vom

Betriebsführer im Einvernehmen mit dem Obmann der NS-

Betriebszellenotganisation aufgestellt. Wurde sie von der Beleg-

schaft abgelehnt, so ging das Recht zur Bestimmung der Ver-

trauensmänner auf den vom Reichsatbeitsminister ernannten Treu-

häüder der Arbeit über. Dies hatte keineswegs nur theoretische

Bedeutung, da noch un Jahre 1935 13 % der Betriebe « die
Führer-Liste » nicht akzeptierten (51). In der Folgezeit wurde
deshalb auf Wahlen ganz verzichtet und die Amtsdauer der
eingesetzten Vertrauensmanner auf unbestimmte Zeit verlän-

(48) HUECK-NIPPE&DEY-DIETZ, Kommentar wm Arbeitsordnungsgeseti, 4.

Aufl., München/Berlin 1943, § 69 Rn. 5.

(49) Rechtsgrundlage war § 32 des Gesetzes zur Ordnung der nationalen

Arbeit vom 20.1.1934 (RGB1. I, S. 45).

(50) Im einzelnen hierzu HUECK-NIPPEKDEY-DIETZ, aaO, § 36 Rn 28.
(51) ABENDROTH, Der Widerstand der Arbeiterbewegung, in Deutscher Wider-

stand 1933-1945, hrsg. von Edgar Weick, Heidelberg 1967, S. 87 ff.
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gert (52). Der Vertrauensrat hatte nach dem Gesetz zudem nur

beratende Funktion.

2. Der Neuanfang nach 1945.

Unmittelbar nach dem Zusammenbruch des NS-Regimes

bÜdeten sich in zahlreichen Betrieben « Ausschüsse » oder « Be-

triebsräte »; die Initiatoren stammten in der Regel aus den

illegalen Organisationen der Arbeiterbewegung. Obwohl in man-

chen Betrieben ein Machtvakuum herrschte, da zahlreiche Eigen-

tümer und Manager geflohen oder wegen aktiver Kollaboration

mit dem Nationalsozialismus inhaftiert waren, kam es so gut

wie nie zu einer Beherrschung der Betriebe durch die Arbeit-

nehmer. Für eine solche « Atbeiterselbstverwaltung » fehlten alle

bewußtseinsmäßigen Voraussetzungen (.53).

Die Bildung überbetrieblicher Interessenvertretungen der
Arbeitnehmer traf auf erhebliche Schwierigkeiten. Der Aufbau
der Gewerkschaften mußte dem sog. « Dr ei-Phasen-Schema »

folgen, durch das sich die Besatzungsmächte weitgehende Ein-

griff smöglichkeiten vorbehielten (54). Danach bedurfte der Übet-
gang von der formellen Gründung auf örtlicher Ebene (Phase l)
zum Kassieren von Mitgliedsbeiträgen, zur Miete von Bütoräu-

men und zur Öffentlichen MitgÜederwerbung (Phase 2) ebenso
der Genehmigung durch die Alliierten Militärbehörden wie der
Zusammenschluß auf Bezirks-, Landes- oder Zonenebene (Phase

3). Diese Regelung führte dazu, daß es im Oktober 1945 zwar
bereits 367 örtliche Gewerkschaften allein in Westfalen gab,
daß es jedoch bis April 1947 dauerte, ehe sich der « DGB »
(britische Zone) mit insgesamt 2 Mio Mitgliedern konstituieren
konnte.

(52) Gesetz vom 8.4.1938, RGB1. I, S. 358.

(53) Zum Bewußtsemsstand der deutschen Bevölkerung nach dem Ende des

Krieges s. die Angaben bei DEPPE, Das Bewußtsein der Arbeiter, Köln 1971,
S. 282 ff.

(54) EBEBHAIU) SCHMIDT, Die verhinderte Neuordnung 1945-1952, 2. AvS..,
FrarLkfurt/Main 1971, S. 37 ff. Vgl. das Dokument in BLANKE-EED, u.a.. Kollektives

Ärbeitsrecht, Quellentexte, Bd. 2, S. 164 ff.
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Die Westalliierten nutzten ihren Einfluß vor allem zur |
Erreichung von zwei Zielen:

— Der kommunistische Einfluß, der in den Betrieben sehr |
stark war, durfte nicht auf die neuen Gewerkschaften « durch-

schlagen », damit die Politik des « kalten Krieges » auch in den
Westzonen Deutschlands reibungslos funktionieren konnte. Den

entsprechenden Bemühungen, insbes. der amerikanischen und

britischen Besatzungsmacht war ein voller Erfolg beschieden.

— Zweites Ziel alliierter Intervention war die Schaffung

einer Organisationsstruktur, die eine starke Stellung der Zentrale

verhinderte, gleichzeitig jedoch den von der deutschen Arbeiter-

Bewegung gemachten Erfahrungen einigermaßen Rechnung trug.

Allgemeiner Konsens bestand zunächst im Hinblick auf das
Prinzip der Einheitsgewerkschaft im Gegensatz zu den früher
bestehenden Richtungsgewerkschaften: Das Neben- und Gegen-

einander von sozialdemokratischen, christlichen, liberalen und

kommunistischen Gewerkschaften sollte sich nicht wiederho-

len (55). Die Einheitsgewerkschaft war jedoch insoweit dezentral
aufgebaut, als die auf eine Branche beschränkten Industriegewerk-

schaften weithin autonom waren.

Tarif vertrage wurden zunächst ohne gesetzliche Grundlage

abgeschlossen. Angesichts des von den Alliierten aufrecht erhal-

tenen Lohnstopps kam ihnen aüerdings nur eine beschränkte

Bedeutung zu. Am 9.04.1949 wurde das Tarifvettragsgesetz für

das vereinigte Wirtschaftsgebiet der sog. Bi-Zone (amerikanische

und briüsche Zone) verkündet (.56), das im wesentlichen die
Grundsttukturen der Tarifvertragsverordnung von 1918 fort-

führt.
Sehr viel differenzierter war die Entwicklung der betrieb-

lichen Interessenvettretung. Die zunächst entstandenen Aus-

schüsse arbeiteten ebenfalls im « rechtsfreien » Raum, gab es

doch noch kein demokratischen Verhältnissen angepaßtes Recht.

(55) ABENDROTH, Die deutschen Gewerkschaften. Weg demokratischer Inte'

gration, S, 36 ff.
(56) Zur Entstehung des Tatifvertragsgesetzes vgl. die in ZfA 1973, 129

ff. abgedruckten Materialien sowie Herschel, ZfA 1973, 183 ff.
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Die bald einsetzenden Bemühungen um eine (landes)gesetzliche
Regelung der Befugnis dieser Betriebsvertretungen wurde durch

das KontroUratsgesetz Nr. 22 (57) unterbrochen, das eine für

alle 4 Besatzungszonen einheitliche Rahmenordnung brachte (59).
Art. l « gestattete » die Errichtung und Tätigkeit von Betriebs-

raten und ermächtigte sie zur « Wahrnehmung der beruflichen^

wirtschaftlichen und sozialen Interessen der Arbeiter und Ange-

stellten in den einzelnen Betrieben ». Von einer Unterstützung

des Unternehmers bei der Erfüllung der Betriebszwecke war
nicht die Rede. Funküonäre der DAF und ehemalige Mitglieder
der NSDAP waren nicht wählbar; auch war die Wahlperiode auf
höchstens l Jahr beschränkt. Auf die Aufzählung einzelner Mit-
bestimmungsrechte wurde im Gesetz verzichtet; Art. 5 begnügte

sich mit der Bezeichnung bestimmter Sachgebiete, über die der
Betriebsrat mit dem Unternehmer verhandeln könne und erteilte

in seinem Absatz 2 den Betriebsräten eine General vollmacht;

(sie) « bestimmen im Rahmen dieses Gesetzes ihre Aufgaben und
das dabei zu befolgende Verfahren selbst ». Der ungewohnte

Spielraum wurde nur Z.T. ausgenutzt. So ließ die Gewerkschafts-

fühtung der britischen Zone eine Muster-Betriebsvereinbarung

ausarbeiten, die als Verhandlungsgrundlage bei den Auseinander-

setzungen mit den Arbeitgebern dienen sollte und die neben einer

paritätischen Besetzung des Aufsichtstats ein Mitbestimmungs-

recht bei Einstellungen und Entlassungen vorsah (58). Streiks
und andere Kampfmaßnahmen zur Durchsetzung dieser Vorstel-

lungen wurden grundsätzlich nicht begrüßt; dennoch kam es zu
einer Reihe von Auseinandersetzungen, die meist mit einem Sieg

der Belegschaft endeten (59).
Der Schwerpunkt gewerkschaftlicher Bemühungen um eine

neue Ordnung betrieblicher Interessenvertretung lag auf der

(57) Vom 10.4.1946, abgedr. u.a. bei HEMKEN, Sammlung der vom Alliierten
Kontrollrat und der amerikanischen Militärregierung erlassenen 'Proklamationen y

Gesetze, Verordnungen, Behelfe, Direktiven, Stuttgart 1946 ff.

(58) Hierzu und zum Folgenden EBERHARD SCHMIDT, Die verhinderte'

Neuordnung, S. 90 ff.

(59) KLESSMANN-FRIEDEMANN, Streiks und Hungerm'drsche im Ruhrgebief 1946-

1948, Frankfutt/Main 1977, S. 35 ff.
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Beeinflussung des Länderparlamente. Den weitestgehenden Erfolg
brachte das Hessische Betriebsrätegesetz vom 26.05.1948, da^

nicht nur Mitbestimmungsrechte in sozialen und personellenl

sondern auch in wirtschaftlichen Angelegenheiten vorsah. So be.

stimmte etwa § 52, das Mitbestimmungsrecht erstrecke sich auj

« die Änderung des Betriebszwecks und Veränderungen in dei]

Betriebsanlagen, die geeignet sind, die Beschäftigungs Verhältnisse
der Arbeitnehmer des Betriebs wesentlich umzustellen ». Genanni

wurden -weiter alle Entscheidungen, die geeignet sind, durd

Umstellung in dem Einkauf, der Erzeugung oder dem Absatz

die Grundlage des Betriebs wesentlich zu verändern, die « Ein-

führung grundlegend neuer Arbeitsmethoden » sowie « wesent-

liche Änderungen des Betriebsumfangs bei Betrieb seinschrän-

kungen, Verschmelzungen und Betriebs stillegungen ». Kam ir

diesen Fällen keine Einigung mit dem Arbeitgeber zustande, sc
hatte gem. § 57 Hessisches Betriebsrätegesetz ein Schieds aussehe

2u entscheiden, der aus je einem von den sozialen Gegenspielerr

entsandten Beisitzer und einem vom Arbeitsminister ernannter

neutralen Vorsitzenden bestand (60). Die halbe Macht schier
den Betriebsräten so jedenfalls sicher — doch § 52 scheiterte
zusammen mit einigen anderen Vorschriften am Veto der amen-

lcanischen Besatzungsmacht, die derart weitgehende Eingriffe ir

die Machtstellung der Unternehmer mit dem Vorwand ablehnte
man dürfe der Entscheidung einer künftigen deutschen Zentral-

gewalt über Fragen der Wirtschaft nicht vorgreifen. Dennod

blieb das Hessische Betriebsrätegesetz auch als Torso bemerkens.

wert, zumal es in der Pflicht zur Zusammenarbeit mit dem Arbeit.

gebet etwas hinter dem Betriebsrätegesetz 1920 zurückblieb unc

sich auf die allgemeine Vorschrift beschränkte, « zur Wahrneh'

mung der gemeinsamen wirtschaftlichen Interessen der Arbeit'

nelimer und zur Unterstützung der Arbeitgeber in der Erfüllung
det Betriebszwecke » seien Betriebsräte zu wählen — eine Ten.

den2, die sich auch m anderen Ländergesetzen wiederfindet (61)

(60) GVB1. Nr. 23, S. 117 ff.

(61) Vgl. das badische Betriebsrätegesetz vom 24,9.1948 (GVB1. S. 209
SS l, 24 Abs. l.
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Was die Mitbestimmung in den Unternehmensorganen be-

trifft, so stand für die Gewerkschaften zunächst das Ziel im
Vordergrund Grundstofi- und Schlüsselindustrien zu verstaat-

lichen und die Reaktivierung der kapitalistischen Produktions-
weise zu verhindern. Besonders nachhaltig wurde an Rhein und

Rühr für die Vergesellschaftung des Bergbaus und auch der
Stahlindustrie gekämpft, wobei die Initiative in der Regel bei
den Betriebsräten, nicht bei den gewerkschaftlichen Führungs-

organen lag (62). Dort herrschte vielmehr die Auffassung vor,

die in der Weimarer Zeit erstrebte Wirtschaftsdemokatie mit

einem « Unterbau », im Betrieb und Unternehmen zu versehen

und im Wege parlamentarischer Gesetzgebung zu einer gleichbe-

rechdgten Beteiligung der Arbeimehmerselte in den Unterneh-

mensorganen zu gelangen (63). Die Unternehmen selbst waren

größtenteils von den Alliierten beschlagnahmt worden; nach dem
Potsdamer Abkommen waren sie zu « entflechten », d.h. in

kleinere Wirtschaftseinheiten aufzuteilen (64). In dieser Situa-
tion machte die Arbeitgeberseite den Gewerkschaften das Ange-

bot, die Aufsichtsräte zur Hälfte mit Arbeitnehmern zu besetzen

und einen gewerkschaftlich orientierten Arbeitsdirektor in den
Vorstand aufzunehmen (65). Die Beweggründe füt dieses Um-

denken gerade in der traditionell gewerkschaftsfeindlichen Schwer-
Industrie wurden bisweilen sehr oflen ausgesprochen. So erklärte

der Leiter der Treuhandstelle, Heinrich Dinkelbach (66):

« Ich habe diese Form der Beteiligung der Arbeiter gewählt,
erstens, damit fflan ihnen sagen kann, daß es ihre Werke sind... und

sie dieselben verteidigen müssen. Und zweitens, weil dadurch die
Möglichkeit besteht, die Arbeiter gegen die Sozialisierung in Bewe-
guog zu bringen ».

(62) Näher dazu U. SCHMIDT-FICHTER, Der erzwungene Kapitalismus, S. 23 ff.

(63) DEPPE-V. FREYBERG u.a., Kritik der Mitbestimmung, aaO, S. 75.

(64) EBERHARD SCHMIDT, Die verhinderte Neuordnung, ää0, S. 53 ff.

(65) HUSTER-KRAIKER u.a., Determianten der westdeutscben Restauration,

Frankfurt/Main 1972, S. 206 &.

(66) Zit. bei DEPPE-V. FKEYBERG u.a., S. 85. Dort auch weitere Nachweise.

Siehe auch das von Reusch unterzeichnete «Aügebotsschreiben det Gutehoffnungs-

te » vom 18.1.1947, abgedr. bei NAGEL, 'Unternehmensmitbestimmung. Eine problem-
oncfitierte Einführung, Köln 1980, S. 27.
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Das Angebot wurde akzepüert. Bis Frühjahr 1948 wurden]
24 neue, entflochtene Gesellschaften geschaffen, deren Aufsichts-

rate mit 5 Arbeitnehmer- und 5 Arbeitgebervertretern sowie mit

einem Vertretet der Treuhandverwaltung besetzt waren. Die {

tatsächliche Zusammensetzung berücksichtigte auch weitere Inter-j

essen: Nur drei der Unternehmervertreter stammten wirklich!

aus dem Bereich der Anteüseigner, einer mußte aus dem Bereich ]

der öffentlichen Hand kommen, und ein weiterer wurde von der]

Unternehmensleitung entsandt (67). Die Arbeitnehmerseite war]

in zwei innerbetriebliche und zwei von der Gewerkschaft ent-il

sandte Vertreter aufgeteilt, zu denen ein der Arbeitnehmerseite i

nahestehender Repräsentant der öffentlichen Hand kam. In Wahr-

heit lag daher eher ein « Drei-Bänke-System » vor, das es einer i

Koalition aus Arbeitnehmervettretern und Vertretern der öffent-il

lichen Hand prinzipiell ermöglicht hätte, das Unternehmen gegen!
den Willen der AnteÜseigner zu führen.

In anderen Teilen der Wirtschaft geschah nichts Vergleich-

bares. Die zwischen 1946 und 1950 verabschiedeten Landesver-

fassungen enthielten ausdrückliche Bekenntnisse zur Mitbestim-

mmig auf allen Ebenen, deren Wordaut Z.T. erheblich über

Art. 165 Weünarer Reichsverfassung hinausging (68); dem
Gesamtzusammenhang der Texte nach war dies nicht als Aufruf

zur Partnerschaft von Arbeit und Kapital gemeint, da dieselben

Verfassungen weitgehende Sozialisierungsbestimmungen enthiel-

ten(69). Versuche, einiges davon in die Tat umzusetzen, schei-

terten spätestens am Widerstand der Alliierten (70). Nachdem
das Grundgesetz seiner wirtschaftspolitischen Offenheit we-

gen (71) zur paritätischen Mitbestimmung im Unternehmen weder
positiv noch negativ Stellung genommen hatte, unternahm die

(67) DEPPE-V. FKEYBBKG u.a., Kritik der M.itbestimmung, S. 87.
(68) Siehe die Übersicht bei OTTO, Festschrift Hans Böckler, S. 412 ff.,

und Wahsner, in MAYEK-REICH (Hrsg.), M.itbestimmung kontra Grundgesetz , Darm-
Stadt und Neuwied, 1975, S. 96 ff.

(69) Übersicht bd DÄUBLEK, in DÄUBLEE/SIELING-WENDELING/WELKOBORSKY,

Eigentum und Recht, Darmstädt 1976, S. 143 ff.

(70) Siehe Fn 70.
(71) Dazu DÄUBLEK, Arbeitsrecht l, aaO, S. 52 ff.



REPUBBLICA FEDERALE TEDESCA 239

irden

ächts-

mit

fc Die
iter-

Jich
eich

rar

;nt-

tite

ler

Regierung Adenauer den Versuch, die entflochtenen GeseUschaf-

ten wieder dem deutschen Recht, d.h. konkret dem Aktiengesetz

vom 1937 und dem GmbH-Gesetz von 1892 zu unterstellen, die

selbstredend keine Arbeitnehmervertretung im Aufsichtsrat vor-

sahen (72). Die Gewerkschaften mobilisierten daraufhin die Be-
legschaften an RLein und Rühr; in einer Urabstimmung entschie-

den sich 95,87 % der organisierten Metaller und 92,8 % der
organisierten Bergleute dafür, ggf. für die Mitbestimmung in den

Streik zu treten (73). Eine derart eindeutige Willensbekundung
verfehlte ihre Wirkung nicht; in der CDU gewannen die An"
hänger des Mitbestimmungsgedankens die Oberhand, Adenauer
bekannte sich demonstrativ zum (antikapitalistischen) Ahlener
Programm. In Verhandlungen zwischen Gewerkschaften, Atbeit-

gebervetbänden und Regierung wurden die wichtigsten Fragen

einet gesetzlichen Regelung der « Montanmitbestimmung » ge"
klärt, ehe dann am 10.04.1951 das noch heute geltende « Gesetz

über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichtstäten
und Vorständen der Unternehmen des Bergbaus und der eisen-

und stahlerzeugenden Industrie» (kürzer: Montanmitbestim-

mungsgesetz - MMitbG) verabschiedet wurde (74). Auf seinen
Inhalt ist an späterer Stelle einzugehen (75).

Was die betriebliche Mitbestimmung betraf, so wurden von
gewerkschaftlicher Seite zunächst keine Vorstellungen entwickelt,

die über die landesrechtlichen Regelungen hinausgegangen wären.

Der Ende 19.50 vorgelegte Regierungsentwutf eines Betriebsver-

fassungsgesetzes (76) ging jedoch weit hinter diese Gesetze und
das KontroUratsgesetz Nr. 22 zurück, in dem et einen extrem

sozialpartnerschaftlichen Kurs steuerte und weniger Mitbestim-

mungsrechte als selbst das Betriebstategesetz 1920 gewährte.

Für die Gewerkschaften stellte sich die Frage, wie die Entmach-
tung der Betriebsräte verhindert werden konnte. Die Meinungen

(72) EBEEHAKD SCHMIDT, Die verhinderte Neuordnung, S. 183 ff.

(73) EBEBHAKD SCHMIDT, S. 184 ff., auch zum Folgenden.

(74) BGB1. I, S. 347.
(75) Unten V.
(76) Abgedr. in RdA 1950, 343 ff.
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hierzu waren geteilt, sodaß nur zögernd Demonstrationen ur

Warnstreiks organisiert wurden. Der vom 27. bis 29. Mai 19^

durchgeführte sog. Zeitungsstreik legte zwar die gesamte Tage

presse lahm, fand jedoch in der Öffentlichkeit ein ausgesproch(
negatives Echo (77). Geschickt nutzte Adenauer die Situation d

Gewerkschaften aus und bot erneut Verhandlungen an, was

einem vorläufigen Abbruch aUer Aktionen führte. Als deutlii
wurde, daß keine Einigung mit der Regierung mehr möglii
war, fehlte die Zeit, um neue Arbeitsniederlegungen zu orgai

sieren. Mit den Stimmen der aus CDU/CSU, FDP und E
bestehenden Regierungskoalition und gegen das Votum von SP
und KPD wurde am 19.07.1952 das (erste) Betriebsverfassun^

gesetz vom Bundestag verabschiedet (78), das am 11.11.1952

Kraft trat und rund 20 Jahre lang die betriebliche Realität z
mindest mitbestimmte. Erwähnenswert ist, daß es für alle Ka^

talgesellschaften mit mehr als 500 Beschäftigten eine Vertretui
der Arbeitnehmerseite im Aufsichtsrat vorschrieb; diese soll
ein Drittel der Auf sichtsrats sitze erhalten.

Mit dem Tarifvertragsgesetz, dem Montanmitbestünmun^

gesetz und dem Betriebsverfassungsgesetz 1952 waren die grün

legenden Entscheidungen gefallen.

3. Vorläufige Einschätzung.

Mitbestimmung ist in allen ihren Erscheinungsformen
der Bundesrepublik Deutschland gesetzlich geregelt. Diese Vi
rechtlichung der Arbeitsbeziehungen läßt sich als nationale Tt
dition begreifen, deren Ursachen freiÜch weniger in irgendw
chen kulturellen Besonderheiten als darin liegen, daß die G
werkschaftsbewegung frühzeitig damit rechnen konnte, zumi

dest einen Teil ihrer Forderungen mit Hilfe des Staatsappara
durchzusetzen. Das schon im Kaiserreich bestehende allgemeij

Wahlrecht, erst recht aber die beherrschende Position der sozi;

demokratischen Partei in den ersten Jahren der Weimaret Rep

(77) BGBI. I, S. 681.
(78) BGB1. I, S. 681.
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Nie ließen den « politischen Weg » einfacher erscheinen als den
über die direkte Konfrontation mit dem Arbeitgeber. Auch

mf Seite der Herrschenden konnte eine solche Form des sozialen

mit einem gewissen Entgegenkommen rechnen,

^yurde auf ^lese Weise doch das unmittelbare Interesse an rei-

^mggloser Produktion relativ wenig berührt und die betriebliche
Ordnung von unmittelbaren Erschütterungen verschont.

Sozialen Wandel mit Hilfe des Rechts bewirken zu woÜen,
bedeutet gleichzeitig, bestimmte Handlungsfomen in den Vor-

dergrun^ 2U rücken. Die Stimmabgabe bei politischen Wahlen
an Bedeutung, ebenso die Pflege der Kontakte zu der

oder den Parteien der Arbeiterbewegung. Daneben stehen aU

Einfluß ver suche, die auch bei anderen « Verbänden » zu

verzeichnen sind und die man etwas pauschal mit dem BegrifE

des « Lobbyismus » etikettiert. Der Streik ist unter solchen Um-

ständen ein Mittel für absolute Extremfäüe. Der Kampf gegen
den Abbau vom Mitbestimmungsrechten in den Jahren 1951
und 1952 ist hierfür ein Beispiel. Umgekehrt ist ein solcher « ca-
sus belli » niemals angenommen worden, wenn es um die Erwei-

terung der Unternehmensmitbestimmung ging. Die Zurückhal-

tung bei der Entfaltung von sozialem Druck gegenüber des Staats-

macht ging so weit, daß selbst angesichts der revolutionären

Ratebewegung 1918/19 nur die Gunst der Stunde genutzt und
ein Kompromiß mit der Arbeitgeberseite vereinbart wurde:

Mehr zu erreichen und die Bewegung aktiv mitzutragen, kam

allen sozialistischen Programmen zum Trotz nicht ernsthaft in

Betracht. Ansätze in dieser Richtung gab es nur im Anschluß

an den sog. Kapp-Putsch, der 1920 an einem Generalstreik schei-

terte. Der Versuch, auf der Basis des Generalstreiks auch nach

der Niederlage Kapps weitergehende Umgestaltungsforderungen

durchzusetzen, wurde jedoch nach wenigen Tagen abgebrochen.

Die Institutionen der Mitbestimmung waren bereits in der

Weimarer Zeit auf Ausgleich und Sozialpartnerschaft ausgerichtet.

Man kann vermuten, daß dies durchaus nicht immer als Belastung

empfunden wurde; ein am sozialen Konflikt orientiertes Arbeits-

recht hätte die Gewerkschaften eher in einen Rollenkonflikt ge-
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bracht. Das controllratsgesetz. Nr. 22 war ein Fremdkörpej

der deutschen Entwicklung. Bemerkenswert ist, daß die Offen:
seiner Strukturen nicht daza führte, nunmehr eine fconflikt

sehe Politik zu praktizieren. Vieles spricht dafür, daß die So;
Partnerschaft als praktisches Handlungsmuster nicht Folge, ;

dem Ursache für die Struktur des Weimarer Arbeitsrechts isi

III. TARIFAUTONOMIE ALS FORM DER MlTBESTIMMUNG

l. Tarifvertragsrechf.

Das Recht, mit der Arbeitgeberseite Tarifverträge ai
schließen, ist nach der Rechtsprechung des Bundesverfassuj

gerichts im « Kernbereich » durch die KoaUdonsfreiheit des Ai
Abs. 3 GG mitgarantiert, obwohl sich dort vom Wortlaut
nur die individuelle Koalitionsfreiheit findet (79). Diesen K<
bereich hat der Gesetzgeber durch Erlaß des Tarif vertragsgese
näher bestimmt. Danach gilt folgendes:

Ein gültiger, rechtswitksamer Tarifvertrag setzt voraus,

er auf Arbeitnehmer- wie auf Arbeitgeberseite von tariffähl
Parteien abgeschlossen wurde. Tariffähig ist auf Arbeitnehc
seife lediglich eine Gewerkschaft oder ein Zusammenschluß
Gewerkschaften, auf Arbeitgeberseite der einzehie Unternehi

sowie der Untetnehmerverband. Die tarifschließenden Partf

müssen nach ihrer Satzung für die geregelten Arbeitsverhaltn
zuständig sein. Weiter bedarf der Tarifvertrag der Schriftfo

InhaltÜch unterscheidet man zwei Teile des Tarifvertri
Im obligatorischen Teil werden Rechte und Pflichten der Ts
verttagsparteien begründet; nach herrschender Auffassung gd

dazu unter allen Umstanden die Friedenspflicht, die auch du
ausdrückliche Vereinbarung nicht abbedungen werden kann. '.

neben steht der normative Teil, das eigentliche « Herzstüc

des Tarif Vertrags: Er kann Vorschriften über die Begrüüdu
den Inhalt und die Beendigung von Arbeitsverhältnissen, ü
betriebliche und betriebsverfassungsrechtliche Fragen sowie ü

(79) Ständige Rechtsprechung seit BVetfGE 4, 96 S.
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Einrichtungen der Tarif vertragsparteien enthalten.

pie Unternehmensverfassung, d.h. insbes. die Zusammensetzung

der Unternehmensorgane ist tariflicher Regelung entzogen; nach

hetfschender Auffassung gilt dies auch für Tarifvetträge über
Unternehmerentscheidungen wie Investitionen oder Sdllegun-

gen (80). Während etwa über die Folgen von Rationalisierungs-
maßnahmen tarifliche Abmachungen getroffen werden können,

ist dies in bezug auf die Rationalisierungsmaßnahme selbst nicht
mögüch.

Tarif normen sind Mindestnormen; nach dem sog. Günstig-

keitsprinzip können sie jederzeit im Arbeitsvertrag zugunsten des

Arbeitnehmers verbessert -werden (§ 4 Abs. 3 Tarif vertragsgesetz).

2. Tarif praxis.

Nach dem Zweiten Weltkrieg und der Aufhebung des von
den AUüerten beibehaltenen Lohnstopps konzentrierte sich die
gewerkschaftliche Tarifpolitik zunächst auf die Durchsetzung
von Lohnerhöhungen. Die allmähliche Beseitigung der Arbeits-
losigkeit und ein stetiges Wirtschaftswachstum ermöglichten in-

soweit beträchtliche Erfolge. Freisetzungen durch technischen

Wandel konnten angesichts der Wirtschaftsexpansion unschwer

aufgefangen werden (81). Schlechte Arbeitsbedingungen wurden
häufig durch « Schmutzzulagen », « Nachtschichtzulagen » und
ähnliches kompensiert (82). Dies schließt allerdings nicht aus,
daß im Einzelfall auch die Verausgabung der Arbeitskraft als solche
(und nicht nur die Gegenleistung des Arbeitgebers) Gegenstand
von Tarif vertragen wurde; als Beispiel sei die im schleswig-hol-

steinischen Metallarbeiterstreik erkämpfte Lohnfortzahlung im
Ktankheitsfalle erwähnt, die jedenfalls eine Form des Leistungs-

(80) BAG AP Nr. 64 zu Art. 9 GG Arbeitskampf.
(81) So -wurden etwa in den Jahren 1950-1960 insgesamt 47,9 % aller m

der Industrie Beschäftigten freigesetzt und von 1960-1968 verloren noch einmal rund

ein Drittel aüer Arbeitnehmer ihtea Arbeitsplatz, ohne daß dies zu mehr als ganz

kurzfristiger Arbeitslosigkeit geführt hätte - Zahlen nach OSTERLAND-DEPPE u.a.,

Materialien zur Lebens- und Ärbeitssituation der Industriearbeiter in der BRD, 5.
Aufl., FranIrfurt/Main 1973, S. 43.

(82) Geriach WSI-MitteUungen 1979, 221.

16/1.
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drucks am Arbeitsplatz beseitigte (83). Auch kann die schritj
weise Realisierung der 40-Stunden-Woche als Beitrag zur Redij

zierung der Arbeitsbelastung gewertet werden. Einen gewissej

Stellenwert besaßen schließlich noch die sog. Anerkennungsfoi
derungen, mit denen die Gewerkschaft ihre Bedeutung als soziale

Ordmmgsfaktor honoriert sehen wollte (Beispiel: Einziehung de
Gewerkschaftsbeiträge durch den Arbeitgeber, Difierenzierui
zwischen Gewerkschaftsmitgliedern und Außenseitern usw)

Praktische Erfolge waren diesen Forderungen jedoch kaut
beschieden.

Die Krise der Jahre 1966/67 hatte ihrer kurzen Daue
wegen keine nachhaltigen Auswirkungen auf die Tarifpraxis. Di|
Erfahrung, daß Fteisetzungen nicht unverzüglich durch ande^
weitige Arbeitsmöglichkeiten aufgefangen werden konnten, fühttj
allerdings zum Abschluß von Rationalisierungsschutzabkoji|
men (84). Sie erschwerten ein unfreiwilliges Ausscheiden dej
Arbeitnehmer und sahen im Falle der gleichwohl unvermeidlic]
werdenden Kündigung einen finanziellen Ausgleich vor; mehr alj
eine (geringfügige) « Verteuerung » von Rationalisierungsprcj
zessen konnte sie nicht bewirken (85).

Ein Schritt in tarifpolkisches Neuland wurde mit dem 197]
in der Metallindustrie Nordwürttemberg-Nordbaden erkämpfte]
Lohnrahmentarif II getan (86). Er hatte den betrieblichen Arbeite
prozeß als solchen zum Gegenstand und versuchte, durch Einfülj

rung bezahltet Erholungspausen, durch Veränderung der Tak|
und FUeßbandarbeit und durch zahlreiche andere Regelungd
einen wesentlichen Beitrag zur Humanisierung der Arbeitsbedir|
gungen zu leisten (87). Daß ein solches Ziel in die ptaktischj

(83) Dazu BERGMANN u.a., Gewerkschaften in der Bundesrepublik, Franl|

furt/Main 197.5, S. 224 &.

(84) Zu ihnen etwa BätHtE-LuTZ, KationdisierungsschutMbkommen, 1974.

(85) Gerlach WSI-Mitteüungen 1979, 222.
(86) Abgedr. in RdA 1974, 177 S. Dazu Güntner RdA 1974, 153 ff.
(87) Zur Konzeption und 2u den praktischen Schwierigkeiten bei der Umsej

zung siehe Stemkühler GMH 1977, 394; Vorstand der IG Metall (Hrsg.), Werktag!
werden besser, Köln 1977; DABROWSKI-NEUMANN u.a.. Der Lohnrahmentarifvertrag Ij
in der betrieblichen Praxis, 1977.
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^arifpolitik einging, hing vermutüch damit zusammen, daß das
« Anspruchsniveau » der Arbeitnehmer gestiegen war, die die

finanzieüe Kompensation nicht mehr als ausreichendes « Trost-

ister» für drohenden Gesundheitsverschleiß betrachteten.

pies ist wiederum nicht nur als Reaktion auf gestiegene Arbeits-

^iforderungen, sondern auch als « Politisierungsprozeß » zu be-

3ifen, der seine Impulse von der Studentenbewegung und einer

innovatorisch ausgerichteten SPD erhielt.

Die Ende 1973 einsetzende Krise verschob die Gewichte
gewerkschaftlicher Tarifpolitik. Zwar blieb die Lohn- und Ge-
haltspolitik zentrales Stück gewetkschaftlicher Bemühungen (88),
doch trat neben sie der Kampf um die Erhaltung der Arbeits-

platze und des sozialen Besitzstands. Die dafür eingesetzten recht-

lichen Mittel sind unterschiedlicher Art (89). So hat etwa die Ge-
werkschaft Nahrung Genuß Gaststätten im Manteltarifvertrag der

Zigarettenindustrie von 1976 ein volles Mitbestimmungsrecht
des Betriebsrats bei Rationalisiemngsmaßnahmen sowie bei Ein-

Stellungen und Entlassungen durchgesetzt (90). Der Manteltarif-

vertrag für die gewerblichen Arbeitnehmer der Druckindustrie
sieht sogar quantitative Besetzungsregelungen vor, die die Min-

destzahl der mit der Bedienung einer Maschine betrauten Arbeit-

nehmer festlegen (91). In seinem dreiwöchigen Arbeitskampf
gelang es der IG Druck und Papier im Frühjahr 1978, sog. quali-
tative Besetzungsregelungen zu erreichen, wonach bestimmte

Arbeitsplätze vorrangig mit Fachkräften der Druckindustrie zu
besetzen sind (92), Die IG Metall erkämpfte ebenfaüs 1978 in
Nordwürttemberg-Nordbaden einen Absicherungstarifvertrag,

der insbes. die Abgruppierung um mehr als 2 Lohngruppen (b^w.

mehr als eine Gehaltsgruppe bei Angestellten) verbot (93). Die

(88) ZACHERT, Tarif ver trag. Eine problemorientierte Einführung, Köln 1979,
S, 119.

(89) Gerlach WSI-MitteUungen 1979, 224.

(90) Mitgeteilt bei Gerlach WSI-Mitteüungen 1979, 223.
(91) &;[itgetdlt bei Reuter Z£A 1978, 2.
(92) Der Tarifvertrag ist abgedruckt in RdA 1978, 116.
(93) Der Tarifvertrag «Zur Sicherung der Eingruppierung und der Ver-

dienstsicherung bei Abgruppierungen » ist abgedruckt, in RdA 1978, 384.
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weitergehende Forderung, die bisherige Eingruppierung sowi|
die bisherige durchschnittliche Lohnhöhe festzuschreiben (94J
konnte im Arbeitskampf nicht durchgesetzt werden. Damit H

ein möglicher sozialer Abstieg iß Grenzen gehalten, die Beschä|
tigung mit einer unter der Qualifikation des betroffenen Atbeij
nehmers liegenden Tätigkeit jedoch nicht verhmdert. Eine wiclj
tige Rolle spielen schließlich Forderungen nach einer weitete
Verkürzung der Arbeitszeit, die nicht nur als solche, sonderj

auch als Mittel erstrebt wird, um die Arbeitgeber zu Neueinste]

hingen zu veranlassen und so die Arbeitslosigkeit zu verriij

gern (95). Die bisherigen Resultate sind durchaus unterschiedlich
Während auf dem Urlaubssektor (also bei der Jahresarbekszeil
große Fortschritte erreicht wurden (96) und auch eine sclitit)
weise Verkürzung der Arbeitszeit älterer Arbeitnehmer mögüd
erscheint (97), stößt die Herabsetzung der WochenarbeitszeJ
auf unter 40 Stunden auf den erbitterten Widerstand der Arbeil
gebet: Da dieser Punkt zum sog. Tabu-Katalog zählt, ließ sicj

auch beim Stahlarbeiterstreik Ende 1978/Anfang 1979 nur eij
Teilerfolg in Form zusätzlicher Freischichten erreichen (98). W|
die gegenwärtig (März 1984) beginnende Auseinandersetzunj
-um die 35-Stunden-Woche ausgehen wird, läßt sich schwer prc|

gnostizieren.

Versucht man die gewerkschaftlichen Forderungen unt^
einem leitenden Gesichtspunkt zusammenzufassen, so fällt d^J

defensive Chatakter der meisten Forderungen wie auch die vd

stärkte Einbeziehung der konkreten Arbeitsbedingungen ins Aug^
Letzteres hat dazu geführt, daß sich die tarifrechtliche Diskussio|
auf neue oder bislang wenig problematisierte Fragen erstreckt!

(94) Der Tarifvertragsentwurf der IG-Metall ist abgedruckt bei Blomeys

ZfA 1980, 75.
(95) DGB-Bundesvorstaad (Hrsg.), Vorschläge des DGB zur Wiederherstellu^

der Votlbesch'dftigung, Köln 1977; Aktionsprogramm vom Juni 1979, ÖTV-Magazi

7/1979, S. 19.

(96) Zahlenangaben: RdA 1979, 49.
(97) Zu den diesbezüglichen Tarifverträgen der NGG s. Gerlach WSi)

Mitteilungen 1979, 226.

(98) Gerlach WSI-MitteUuflgen 1979, 226.
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go wurde etwa die Zulässigkeit der Besetzungsregeln bestrit-
ten (99), und dasselbe widerfuhr dem (nicht durchgesetzten) IG
j^etall-Modell der vollen individuellen und der kollektiven Absi-
cherung (100); « klassische » Fragen wie das Verhältnis von Ta-
rifverträgen zu betrieblicher Lohnpolitik oder die Dynamisierung
der Tariflöhne haben demgegenüber an Bedeutung verloren.

Die Skala der unterschiedlichen Gestaltungsformen, die

zur Verteidigung der Arbeitsplätze und Atbeitsbedingungen.
eingesetzt wurden, mag auf den ersten Blick beeindruckend sein^

doch darf sie nicht darüber hinwegtäuschen, daß es sich um
<( Spitzenerfolge », nicht um das Normalmaß der Absicherung

handelt. In vielen Bereichen ist es bisher nicht möglich gew^sen^

auch nur entfernt Vergleichbares durchzusetzen; der Arbeits-

platzabbau kann dort ungehindert von Gegenwehr vonstatten

gehen. Die praktische Wirksamkeit der Tarif autonomie muß
deshalb nicht nur nach ihren spektakulären Erfolgen, sondern
auch nach ihren weniger sichtbaren Niederlagen beurteilt werden.

VI. BETRIEBLICHE MlTBESTIMMUNG

l. Grundstrukfuren.

Der zweite, über die Betriebsräte laufende Strang der

Interessenvertretung ist in besonders starkem Maße rechtlich

reglementiert: Die Gesetze, aber auch die Rechtsprechung ent-

halten sehr viel konkretere Vorgaben füt das Verhalten im Betriebe

als dies etwa im Bereich der Tarif autonomie der Fall ist.

Vom äußeren Aufbau her unterscheidet man einmal die

Beteiligung der Arbeitnehmerseite nach dem Betriebsverfassungs-

gesetz, die in allen Betrieben mit mindestens 5 ständig Beschäf-

tigten Platz greifen kann. Die sog. Personalvertretung, die im

Personalvertretungsgesetz des Bundes sowie den entsprechenden

Gesetzen der Länder geregelt ist, bezieht sich auf den öfEendichen
Dienst und enthält eine Reihe von nicht unwichtigen Besonder-

(99) BuUa DB 1980, 108; Reuter ZfA 1978, l ff.
(100) Blomeyer ZfA 1980, l ff.



248 VOLFGANG DAUBLER

heiten. Einen Sonderstatus besitzen sog. Tendenzbetriebe \vi|

Z.B. die Presse oder wissenschaftliche Einrichtungen, bei denej

dem Betriebsrat nur solche Rechte zustehen, die nicht mit de!

besonderen ideellen Ausrichtung des Unternehmens iffl Wider!
Spruch stehen. Am stärksten ausgeprägt ist dies im kirchlicliei)

Bereich, der aus der Betriebsverfassung wie aus der Personall

Vertretung ausgenommen ist und wo kircheninterne Regelungej

eine erheblich hinter dem allgemeinen Standard zurückbleibendl
Beteiligung der sog. Mitarbeitervertretung vorsehen. Die Ausdifiel

renzierung der BeteiligungsmodeUe hat sich in dieser Deutlichl
keit erst in der Bundesrepublik herausgebildet; das Betriebsräte)
gesetz von 1920 erfaßte ebenso wie das Kontrollratsgesetz Nr. 2^

auch den öfFentlichen Dienst, eine Sonderregelung fiir Tendenz!
betriebe war wahrend der Weimarer Zeit nur in allerersten Anl

sätzen vorhanden. Die Gewerkschaften haben diese Entwicklum

zunächst kritisiert, dann jedoch die Zweiteilung im « öffentl!)
chen Dienst» und « Rest » akzeptiert. Die Sonderbehandlun|

von Tendenzbetrieben und Kirchen stößt bis heute auf gewerk-|

schaftliche Kritik, ohne daß deshalb allerdings ernsthaft um einej
Veränderung des bestehenden Rechtszustands gekampft würde

Im folgenden werden grundsätzlich die Verhältnisse unter den^
Betriebsverfassungsgesetz zugrunde gelegt.

Nach § 2 Abs. l BetrVG arbeiten Arbeitgeber und Betriebs-]
rat unter Beachtung der geltenden Tarifverträge « vertrauensvoll

und im Zusammenwirken mit den im Betrieb vertretenen Gewerk-1

schaften und Arbeitgebervereinigungen zum Wohl det Arbeit-]
nehmer und des Betriebs zusammen ».

Wie die amtliche Begründung zum gleichlautenden Regle-]
rungsentwurf (101) und der Bericht des Bundestags aus schussesj
für Arbeit und Soziales (102) betonen, wurde das Gebot der|
vertrauensvollen Zusammenarbeit bewußt an die Spitze des Ge-

setzes gestellt, um seine grundlegende Bedeutung zu unterstrei-j

chen. Damit sind zwei grundsätzliche Entscheidungen ausge-

sprachen:

(101) Bundestags-Drucksache VI/1786, S. 35.

(102) Zu Bundestags-Dmcksache VI/2729, S. 18.
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— Der Betriebsrat ist verpflichtet, bei seiner gesamten

"Tätigkeit in einer bestimmten Art und Weise, d.h. kooperativ,

nicht konfliktorientiert vorzugehen;
.— der Betriebsrat ist inhaltlich darauf festgelegt, nicht nur

das Wohl der Arbeitnehmer, sondern auch das des Betriebs zu

vorfolgen.
Der Grundsatz der vertrauensvollen Zusammenarbeit hat

^ § 74 Abs. 2 BetrVG Konkretisierung erfahren, die den Be-
triebsrat auf totale Wirtschaftsfriedlichkeit festlegt.

— § 74 Abs. Satz l BetrVG verbietet alle « Maßnahmen
des Arbeitskampfes » zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat, wo-

runter nicht nur Streik und Aussperrungen, sondern auch Erschei-

nnngen wie « Dienst nach Vorschrift » und die dazugehörigen

Vorbereitungshandlungen verstanden werden (103). Zu beachten

ist allerdings, daß das Arbeitskampfverbot des § 74 Abs. 2
Satz l BetrVG nur die Institution Betriebsrat trifft und außerdem
ausschließlich bei Konflikten im eigenen Betrieb eingreift. Das
einzelne Betriebsratsmitglied ist insbs. mit Rücksicht auf die
Vorschrift des § 74 Abs. 3 nicht gehindert, in seiner Eigenschaft
als gewerkschaftlich organisierter Arbeitnehmer an einem ge-

werkschaftlichen Streik teilzunehmen, und zwar auch in führen-

der Rolle, etwa in der Stteikleitung.

— § 74 Abs. 2 Satz 3 BetrVG übernimmt entgegen den
Vorstellungen der Gewerkschaften das schon in § 51 Satz 2
BetrVG 1952 enthaltene Verbot parteipolitischer Betätigung,
schwächt es jedoch insoweit ab, als die Behandlung tarifpoliti-
scher, sozialpolitischer und wirtschaftlicher Fragen, die den Be-

trieb oder seine Arbeitnehmer unmittelbar betreffen, erlaubt ist.

§ 74 Abs. 2 BetrVG begnügt sich nicht mit dem ausdrück-
lichen Verbot von Arbeitskämpfen und patteipoUdscher Betäti-
gung, sondern enthält in Satz 2 die darüber hinausgehende Pflicht,
« Betätigungen zu unterlassen, durch die der Arbeitsablauf oder

Frieden des Betriebs beeinträchtigt werden ». Diese Formulierung
stellt — so erstaunlich dies etwa für einen ausländischen Betrach-

(103) DIETZ-RICHAKDI, Betricbsverfassungsgesetz mit Wahlordnung, Kommen-

tar, Bd. 2, 6. Aufl., München 1982, § 74 Rn. 9, 10.
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ter erscheinen mag — einen relativen Fortschritt gegenüber der

bis 1972 bestehenden Rechtslage dar, nach der Arbeitgeber und
Betriebsrat alles zu unterlassen hatten, « was geeignet ist, die
Arbeit und den Frieden des Betriebs zu gefährden » (§ 49 Abs. 2
Satz l BetrVG 1952). Statt der « Eignung zur Gefährduüg »
kommt es nur noch auf die tatsächliche Beeinträchtigung des

Betriebsfriedens an. Eine rein abstrakte Gefährdung ohne kon-

krete Störung des Betriebsablaufs ist daher rechtlich ohne Be-
deutung (104), doch wird dies von det herrschenden Meinung
zu Lasten des Betriebsrats dadurch wieder relativiert, daß angeb-

lich bereits jede Handlung unterbleiben muß, von der die
Beteiligten wissen oder wissen müßten, daß sie « mit hoher Wahr-

scheinlichkeit» zu einer Beeinträchtigung des Betriebsfriedens
führen würde (105).

— § 79 Abs. l BetrVG verpflichtet die MitgUeder und
Ersatzmitglieder des Betriebsrats, Betriebs- und Geschäftsgeheim-

nisse, die ihnen wegen ihrer Zugehörigkeit zum Betriebsrat be-
kannt geworden und die vom Arbeitgeber ausdrücklich als ge-

heimhaltungsbedürftig bezeiclmet worden sind, nicht zu offen-

baren und nicht zu verwerten. Im Gegensatz zum bisherigen
Recht bezieht sich die Geheimhaltungspflicht von Betriebsrats-
nütgÜedern nicht mehr auf bloße « vertrauliche Angaben », son-

dem nur noch auf Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse. Der Ar-

beitgeber hat es daher nicht mehr in der Hand, die Weitergabe
von Informationen an die Belegschaft dadurch einzuschränken,

daß er bestimmte Tatsachen als « vertraulich » bezeichnet. Die

entscheidende Frage, wann ein « Betriebs- und Geschäftsgeheim-

nis » vorliegt, bestimmt sich danach, ob einzelne Tatsachen nur

einem beschränkten Personenkreis bekannt sind und ob der

Arbeitgeber ein begründetes Interesse an ihrer Nichtverbreitung
besitzt (106). Wann ein Interesse als « begründet » oder als

« berechtigt » anzusehen ist, ist eine Wettungsfrage; richtiger-

(104) THIELE, Gemeinschattskommentar wm BetrVG, 1. Aufl., Neuwied

1981, § 84 Rn 38.
(105) FITTING-AUFFARTH-KAISER, BetrVG, aa0, S 74 Rn. ^.

(106) DIETZ-RICHAEDI, öofO, § 79 Rn. 4 m.w.N.
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wird man hierbei nicht nur die wirtschaftlichen Interessen
g Arbeitgebers, sondern auch die Belegschaftsinteressen mit-

berücksichtigen (l 07).

^ Verhältnis Belegschaft - Betriebsrat.

Die sozialpartnerschaftUche Ausrichtung des Betriebsrats

wird durch eine institutloneUe Verselbständigung ergänzt: Der
Betriebsrat hat kein gebundenes, sondern ein freies Mandat.

Die alle drei Jahre stattfindende Wahl liegt in der Hand
der Belegschaft, d.h. aller innerhalb der Produktionseinheit « Be-

trieb » beschäftigten Arbeitnehmer, die das 18. Lebensjahr voll-
endet haben.

Jüngere Arbeitnehmer wählen eine sog. Jugendvertretung, die
beratende Funktion gegenüber dem Betriebsrat besitzt.

Gewählt wird grundsätzlich in Gruppen, d.h. getrennt nach

Arbeitern und Angestellten. Die Zahl der jeder Gruppe zustehen-

den Betriebsratssitze entspricht im Grundsatz ihrem Anteil an

der Gesamtbelegschaft, doch muß auch eine sehr kleine Gruppe
mindestens einen Vertreter besitzen. Die Belegschaft kann mit

absoluter Mehrheit der Stimmen der Arbeiter wie der AngesteU-

ten eine Gemeinschaftswahl beschließen, doch ändert dies an

der gruppenmäßigen Zusammensetzung des Betriebsrats nichts.

Der einmal gewählte Betriebsrat ist in seiner Amtsführung
frei. Die Belegschaft kann ihm keinerlei Weisungen erteilen.

Verletzt er die ihm kraft Gesetzes obliegenden Verpflichtungen,
so kann er nach § 23 Abs. l BetrVG durch das Arbeitsgericht
aufgelöst werden. Eine Abwahl ist dagegen nicht mögÜch. Kritik
der Belegschaft kann daher nur über eine Nicht-Wiederwahl
einzelner Betriebsratsmitglieder wirksam werden. Dies bedeutet

nicht, daß sich der Betriebsrat etwa leichtfertig übet Forderungen
wesentlicher Teile oder gar der ganzen Belegschaft hinwegsetzen

würde. In der Regel versucht er, sie in seine Politik aufzunehmen

(107) Zutreffend Kittnet, ZHR 136 (1972), S. 208 ff. Ebenso ZAOHERT,
Betriebliche Mitbestimmung. Eine probtemorientierte Einführung, Köln 1979, S. 132.
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oder aber auf die vom Recht gezogenen Grenzen seines Handelns!

hinzuweisen.

Die Willensbildung innerhalb der Belegschaft und die Kom<|
munikation mit dem Betriebsrat kann sich auf verschiedene Weisel

vollziehen. Neben dem informellen Gespräch gibt es insbes. foL|
gende Möglichkeiten:

— Die Arbeitnehmer können sich einzeln oder auch gtup.

penweise an den Betriebsrat wenden. Nach § 39 Abs. 3 BettVG|
darf dadurch kein LohnausfaU entstehen.

— Der einzelne Arbeitnehmer hat weiter das Recht, sichl

beim Arbeitgeber sowie beim Betriebsrat zu beschweren, wenn]

er sich vom Arbeitgeber oder von Arbeitnehmern des Betriebs

benachteiligt und ungerecht behandelt oder in sonstiger Weise

beeinträchtigt fühlt (§§ 84, 85 BetrVG).
Nach § 43 Abs. l Satz l BettVG hat der Betriebsratl

einmal in jedem Kalender Vierteljahr eine Betrieb s ver Sammlung
einzuberufen und auf ihr einen Tätigkeitsbericht zu erstatten. |

Daneben können aus dringendem Anlaß zwei weitere Betriebs-]

Versammlungen durchgeführt werden. Ihre Einberufung kann]

von einem Viertel der Belegschaft erzwungen werden. Eine zeit-

liche Grenze für die einzelne Betriebsversammlung gibt es im |
übrigen nicht; sie kann solange fortgesetzt werden, bis die]
Tagesordnung erschöpft ist (108). Das Arbeitsgericht Hamburg]
hat deshalb sogar eine Gesamtdauer von 4 Tagen unbeanstandet

gelassen, da es um drohende Massenentlassungen ging (109) —

eine bemerkenswerte Entscheidung, da der Arbeitgeber ja zur]
Lohnfortzahlung verpflichtet ist. In der Praxis dauern Betriebs-]
Versammlungen allerdings meist nur l bis 2 Stunden.

Neben dem Tätigkeitsbericht auf der Betriebsvetsammlung]
kann der Betriebsrat die Belegschaft auch durch ein « Schwarzes

Brett», in größeren Betrieben auch durch ein Mitteilungsblatt

informieren, dessen Kosten der Arbeitgeber tragen muß (110),]

(108) Ebenso FITTING-AUFFARTH-KAISER, aaO, § 44 Rn. 7.

(109) Entscheidung vom 28.6.1977, 4 Ga BV 19/77, mitgeteilt bei ZACHERT,

Betriebliche M.Ubestimmung, S. 130 Fn 21.

(110) BAG DB 1979, 751; ebenso Reinhard Hoffmann AuR 1974, 266.
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^ Das Verhältnis von 'Betriebsräten und Gewerkschaften.

Der Betriebsrat ist kein gewerkschaftliches Organ. Da er

von der gesamten Belegschaft gewählt und überdies auf das

ßetriebswohl verpflichtet ist, ist er rechtlich von den existierenden

rkschaftlichen Organisationen getrennt, faktisch ist in den

meisten Fäüen die Zusammenatbeit zw^ischen Betriebsrat und

Gewerkschaft außerordentlich eng, da seit vielen Jahren über
§0 % der Betriebsratsmitglieder zugleich Gewerkschaftsmit-
glieder sind. Dazu kommt, daß in vielen größeren Betrieben

gewerkschaftliche Vertrauensleute existieren, die eine Art « Ver-

mittlerfunktion » zwischen Belegschaft und Betriebsrat ausüben.

Sie werden ausschließlich von den gewerkschaftlich organisierten

Arbeitnehmern gewählt (et\ya ein Vertrauensmann auf 10 bis

20 Arbeitnehmer), genießen keinerlei besondere Schutzrechte,

sind jedoch für die Entwicklung der Politik betrieblicher Interes-
senvertretung von großer Bedeutung.

Daneben existieren eine Reihe ausdrücklich im Gesetz fest-

geschriebener Einflußrechte der Gewerkschaft auf den Beüriebs-

rat. So kann etwa die Gewerkschaft in Betrieben ohne Betriebsrat

die Wahl eines solchen initiieren und ausnahmsweise auch eine

eigene Liste einreichen; in allen anderen Fällen liegt das Recht
zur Einreichung einer Liste ausschließlich bei den im Betrieb
beschäftigten Arbeitnehmern, die natürlich auch als Gewerk-

schaftsmitglieder eine « GewerkschaftsUste » einreichen können

(und dies in der Praxis in aller Regel auch tun). Weiter kann die
Gewerkschaft einen Vertreter zur Betriebsversammlung entsen-

den und auch an den Betriebsratssitzungen teilnehmen, sofern

ihr ein Betriebsratsmitglied angehört und wenigstens ein Viertel
der Bettiebsratsmitglieder oder die Mehrheit einer Gruppe ihre
Hinzuziehung verlangt. Die Gewerkschaft hat gegenüber den
meisten Betriebsräten eine wichtige Beratungsfunktion. Zur

Wahrnehmung ihrer gesetzÜch ausdrücklich verankerten Aufga-

ben steht der Gewerkschaft nach § 2 Abs. 2 BetrVG ein Zugangs-
recht zu. Will sie dagegen nicht Rechte aus dem BetrVG ausüben,

sondern beispielsweise Mitglieder werben, steht ihr ein solches

Zugangsrecht nicht zu: Eine Entscheidung des Bundesarbeitsge-
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richts, die eine entsprechende Befugnis unmittelbar aus der Koa|

litionsfreiheit des Art. 9 Abs. 3 GG abgeleitet hatte (111), is|
vom Bundes verf äs sungsgericht aufgehoben worden (112).

4. ¥lankierende Schutzmaßnahmen zugunsten des Befnebsrats\

Das einzelne Betriebsratsmitglied genießt eine Reihe votj
« Privilegien », die die ungestörte und effiziente Ausübung seiner
Amtes sicherstellen soÜen. Hervorzuheben sind insbes. die foll

genden Regelungen:
Nach § 78 Satz 2 BetrVG darf die Mitgliedschaft un4|

die Tätigkeit im Betriebsrat nicht zu einer Benachteiligung odeiJ
Begünstigung führen.

— Wichtiger ist der weitreichende Kündigungsschutz nad|
§ 103 BetrVG in Verbindung mit § 15 KündigungsschutzgesetzJ
Danach ist die ordentliche Kündigung von Betriebsratsmitglie|
dem generell ausgeschlossen. Eine Ausnahme besteht nur be|

StiUegung des ganzen Betriebs oder einer Betriebs abteilung, letz-]

teres jedoch nur unter der Voraussetzung, daß eine Weiterbeschäf|

tigung in einer anderen Abteilung nicht möglich ist. In FällerJ
schwerer Pflichtverletzung bleibt zwar eine außerordentliche]
Kündigung möglich, doch bedarf sie der Zustimmung der Be|
triebsratsmehrheit. Wird sie nicht erteilt, kann sie auf Antrag

des Arbeitgebers vom Arbeitsgericht ersetzt werden. Die da|
durch geschaffene Arbeitsplatzsicherheit gibt dem Betriebsratsl
mitglied erst die notwendige Unabhängigkeit gegenüber dem Ar-J
beitgeber und läßt ihn so zum Sprecher der Belegschaft werden

— Die Tätigkeit als Betriebsratsmitglied kann währencjj
der Arbeitszeit ausgeübt werden. Während dieser Zeit ist dieje^j
nige Vergütung fortzubezahlen, die der Einzelne ohne die Be-|
triebsratstätigkeit verdient hätte. Darin liegt ein wichtiger An^
wendungsfall des Diskriminierungsverbots. Betriebsratstätigkeit
die aus betrieblichen Gründen außerhalb der normalen Arbeitst
zeit geleistet wird, ist in Freizeit abzugelten. In mittleren undj

(111) BAG DB 1978, 892.
(112) BVerfGE 57, 220, 247.
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?ßen Unternehmen können einzelne Betriebsratsmitglieder ganz

von der Arbeit freigestellt werden; näheres ist in § 38 BetrVG

geregelt.
— Der Betriebsrat hat umfassende Informationsansprüche,

um seinen gesetzlichen Aufgaben nachkommen zu können. Er

kann diese dem Arbeitgeber gegenüber notfalls auch gerichtlich
durchsetzen. Weiter kann er sich durch Teilnahme an Schulungs-

und Bildungsveranstaltungen das nötige Wissen vetschafEen, um

zum ebenbürtigen Verhandlungspartner zu werden. Nach § 57

Abs. 6 BetrVG können alle erforderlichen Kenntnisse erworben

wetden, wobei der Arbeitgeber nicht nur den Lohn fortzube-

zahlen, sondern auch die Kosten der (meist von der Gewerk-

schaft veranstalteten) Schulung zu tragen hat. Nach § 37 Abs. 7

BetrVG hat jedes Betriebsratsmitglied während seiner Funktions-
periode von 3 Jahren einen « Bildungsurlaub » von 3 Wochen
Dauer, der der Vermittlung solcher Kenntnisse dienen soU, die

für die Betriebsratstatigkeit (zwar nicht notwendig aber) nützlich
sind. In diesem Bereich schuldet der Arbeitgeber lediglich Lohn-
fortzahlung, jedoch keine Erstatung der Schulungskosten.

— Der Betriebsrat kann im Einvernehmen mit dem Arbeit-

geber einen Sachverständigen hinzuziehen, wenn dies zur Aus-

übung seiner Aufgaben erforderlich ist. Verweigert der Arbeit-

geber das Einvernehmen, so kann der Betriebsrat ein arbeits-

gerichtÜches Verfahren einleiten; in der Praxis bedeutet dies,
daß wegen der Prozeßdauer in der Regel das in Frage stehende
Problem der Vergangenheit angehört, bis über die Berechtigung
der Hirßuziehung eines Sachverständigen entschieden ist.

— Die Kosten der Betriebsratstätigkeit trägt nach § 40
BetrVG der Arbeitgeber. Er hat ein Telefon und eine Schreib-
maschine ebenso wie Papier und Bücher sowie einen Geschäfts-

räum zur Verfügung zu stellen. Maßstab für den Umfang seiner

Leistungspflicht ist die « Erforderlichkeit für die Betriebsratstä-
tigkeit », wobei im Streitfalle darauf abgestellt wird, ob der Be-
triebsrat eine bestimmte Aufwendung für erforderlich halten
konnte. Dies ist auf der einen Seite eine relativ großzügig er-

scheinende Regelung, auf der anderen Seite aber auch ein Mittel,
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die Betriebsratstätigkeit für den Arbeitgeber transparent 21]

machen.

5. Die M-ithestimmungsrechfe des Betriebsrats.

Die wichtigste Aufgabe des Betriebsrats besteht darin, die
Belegschaftsinteressen durch Mitbestimmung über bestimmte
Angelegenheiten zur Geltung zu bringen. Das deutsche Recht folgj

dabei dem Enumerationsprinzip: Nur in den ausdrücklich vom

Gesetz genannten Fällen kann der Betriebsrat mitbestimmen, in

allen anderen Fällen bleibt es bei der generellen Entscheidungs-

zuständigkeit des Arbeitgebers.
« Mitbestimmung » bedeutet, daß nur Arbeitgeber und

Betriebsrat gemeinsam eine Entscheidung treffen können. Will

der Arbeitgeber eine bestimmte Maßnahme ergreifen, so benö-

tigt er hierfür die Zustimmung des Betriebsrats. Umgekehrt kann
in den mitbestimmungspflichtigen Materien auch der Betriebsrat
eine bestimmte Regelung vorschlagen, die — wenn sie vom Ar-

beitgeber akzeptiert wird — ebenfalls verbindliche Ktaft gewinnt.
Kommt keine Einigung zustande, so muß eine sog. Einl-

gungsstelle tätig werden, die aus einem neutralen Vorsitzenden

(meist einem Arbeitsrichter) und einer gleichen Anzahl von
Vertretern der Geschäftsleitung und des Betriebsrats besteht.

Sie entscheidet mit Mehrheit, sodaß dem neutralen Vorsitzenden

die ausschlaggebende Stimme zukommt. Bevor sie keine Entschei-

düng getroffen hat, üegt keine wirksame Maßnahme vor. Füt

Vorschläge des Betriebsrats versteht sich dies von selbst, da das

Direktionsrecht beim Arbeitgeber liegt; auch Arbeitgebermaß-
nahmen sind jedoch nach ganz herrschender Auffassung zunächst

unwirksam, wenn der Betriebsrat seine Zustimmung verwei-

gert hat.

Umstritten ist derzeit, inwieweit sich der Betriebsrat gegen

einseitige Maßnamen des Arbeitgebers im Wege der einstweüigen

Verfügung zur Wehr setzen kann. Das BAG vertritt mit begriffs-

juristischen Argumenten den Standpunkt, es fehle an einem

durch einstweilige Verfügung zu sichernden Anspruch, da die
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j^itbestimmungsrechte nicht zugleich einen gegen den Arbeit-

reber gerichteten Anspruch enthalten würden, bestimmte mitbe-

stimfflungswiclrige Maßnahmen zu unterlassen (113). Die Gegen-

position verweist darauf, daß auch bei anderen subjektiven Rech-

ten eine Actio negatoria ohne ausdriicldiche gesetzliche Fixierung

angenommen wird (114).

6, Der Katalog der M-itbestimmungsrechte.

Die Mitbestimmung des Betriebsrats konzentriert sich auf

die in § 87 Abs. l BetrVG genannten sozialen Angelegenheiten.

Daneben steht die Mitbestünmung über die Errichtung eines
Sozialplans gem. § 112 BetrVG, die zu den wirtschaftlichen
Angelegenheiten gezählt wird. Einzelne Mitbestimtnungsrechte

bestehen auch im personeUen Bereich und in bezug auf die Hu-

manisierung der Arbeitsbedingungen. Ein, relativ kursorischer

Überblick muß genügen; nähere Informationen finden sich in
den neueren Kommentaren (115).

§ 87 Abs. l Ziffer l: Fragen der Ordnung des Betriebs
und des Verhaltens der Arbeitnehmer im Betrieb.

Beispielsfälle sind etwa. die Einrichtung einer Stechuhr oder
einer Torkontrolle sowie der Erlaß eines Rauchverbots oder das

Abstellen von Arbeitnehmerfahrzeugen auf Firmenparkplätzen.

Allerdings geht es in solchen Fällen immer nut um genereüe
Regelungen; Einzelweisungen des Arbeitgebers werden nicht
durch die Mitbestimmung erfaßt.

§ 87 Abs. l Zifier 2: Beginn und Ende der täglichen Ar-
beitszeit einschließlich der Pausen sowie Verteilung der Arbeits-

zeit auf die einzelnen Wochentage.

Der Mitbestimmung unterliegen damit der Übergang zur
Fünf- oder Viertagewoche (116) ebenso wie die Einführung und

(113) BAG DB 1983, 1926 f.
(114) Derleder AuR 1983, 289 f.
(115) DIETZ-RICHAKDI und FITTING-AUFFARTH-KAISES., Anm. s;u § 87 BetrVG.

(116) DIETZ-RICHAKDI, § 87 Rn. 159.
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der Abbau von Schichtarbeit (117) sowie die Einführung der
^leitenden Arbeitszeit (118).

§ 87 Abs. l ZifiEer 3: Vorübergehende Verkürzung oder Ver-
längerung der betriebsüblichen Arbeitszeit.

Wichtigster AnwendungsfaU ist die Anordnung von Über-
stunden und von Kurzarbeit.

§ 87 Abs. l Ziffer 4: Zeit, Ort und Art der Auszahhmg
der Arbeitsentgelte.

Erfaßt ist etwa die Einführung der bargeldlosen Lohnzah-
lung (119). Auch kann der Betriebsrat des engen Sachzusammen-

hangs wegen die Erstattung von Kontoführungsgebühren verlan-

gen (120).

§ 87 Abs. l Ziffer 5: Aufstellung allgemeiner Uriaubs-
grundsätze und des Urlaubsplans sowie die Festsetzung der

2eitlichen Lage des Urlaubs für einzelne Arbeitnehmer, wenn

2wischen dem Arbeitgeber und den beteiügten Arbeitnehmern
kein Einverständnis erzielt wird.

§ 87 Abs. l Ziffer 6: Einführung und Anwendung von
technischen Einrichtungen, die dazu bestimmt sind, das Verhalten

oder die Leistung der Arbeitnehmer zu überwachen.

Die Bedeutung dieses Mitbestimmungsrechts ist mit Rück-

sieht auf den technischen Wandel in den vergangenen 10 Jahren
beträchtlich gewachsen. Nach der Rechtsprechung des BAG greift
es dann ein, wenn eine technische Einrichtung unmittelbar

« geeignet » ist, die Arbeitnehmer zu überwachen. Bei Bild-

schirmgeräten, die mit einer zentralen EDV-Anlage verbunden

sind, wird dies dann bejaht, wenn personenbezogene Daten erfaßt

und so für den Arbeitgeber verfügbar gemacht werden (121).
Erst recht gilt dies für eine « Computerisierung der Personal-

(117) FITTING-AUFFAETH-KAISER, § 87 Rn. 24.

(118) FITTING-AUFFARTH-KAISER, § 87 Rn. 25.
(119) So schon zum (insoweit zweifelhaften) alten Recht BAG AP Nr. 2

zu § 56 BetrVG 1952 Entlohnung.

(120) Nahet dazu BAG AP Nr. l zu § 87 BetrVG 1972 Auszahlung und
Fitting-Auffarth-Kaiser § 87 Rß. 29 m.w.N.

(121) BAG EzA § 87 BetrVG Nr. l Bildschirmarbeitsplatz.
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l^g » d.h. eine Speicherung aller personenbezogenen Daten

einer Rechenanlage (122). Traditionelle Kontrollmittel wie
der Produktograph oder die Fernsehkameta sind demgegenüber
jti den Hintergrund getreten.

§ 87 Abs. l Ziffer 7: Regelungen über die Verhütung von
^j-beitsunfäUen und Berufskrankheiten sowie über den Gesund-

heitsschutz im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften oder der

UnfäUverhütungsvorschriften.

Das seiner Formulierung nach scheinbar recht weitgehende

Mitbestimmungsrecht sieht sich dadurch entscheidend einge-

schränkt, daß lediglich solche Normen erfaßt sind, die die jeweils
vom Betriebsrat erstrebte Maßnahme der Art nach vorsehen,

jedoch bei der Realisierung einen Spielraum lassen. So wurde

etw^a ein Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats über die Vor-

nähme von Augenuntersuchungen bei Bildschirmarbeit verneint,

weil die allgemeinen gesundheitsschützenden Vorschriften, insbes.

§ 120a Gewerbeordnung, Augenuntersuchungen als spezielle

Schutzmaßnahme nicht vorsehen. Dasselbe gilt für eine Unter-

brechung und eine zeitliche Beschränkung der Bildschirmarbeit.

§ 87 Abs. l Ziffer 8: Form, Ausgestaltung und Verwaltung
von Sozialeinrichtungen, deren Wirkungsbereich auf den Betrieb,

das Unternehmen oder den Konzern beschränkt ist.

In der Praxis spielt dieses Mitbestimmungsrecht eine sehr

große Rolle; bisweilen wird ihm die Funktion zugeschrieben,
Betriebsräte von der Wahrung wichtiger Aufgaben abzuhalten.

Eine beträchtliche Bedeutung besitzt insbes. die sog. betriebliche
Alter sversorgung, die — meist aus steuerlichen Gründen —

vom Arbeitgeber zugunsten seiner langjährig Beschäftigten einge-
richtet wird. Dabei ist jedoch zu beachten, daß die Mitbestim-
mung des Betriebsrats die wirtschaftliche Gesämtbelastung des

Arbeitgebers nicht erhöhen darf; der sog. Doüerungsrahmen ist

dem Betriebsrat vorgegeben, so daß er nur über eine andersartige

Verteilung des vorhandenen Volumens und übet EinzelfaUe mit-

(122) LAG Ftankfurt/Main DB 1984, 459.

17/1.



260 WOLFGANG DÄUBLER

entscheiden kann (123). Auch bleibt dem Arbeitgeber das Recht
eine Sozialeinrichtung wieder zu schließen, sofern er dadurcli

nicht arbeitsvertragliche Verpflichtungen verletzt (124).

§ 87 Abs. l ZifEer 9: Zuweisung und Kündigung von Wohn-
räumen, die den Arbeitnehmern .mit Rücksicht auf das Bestehen

eines Arbeitsverhältnisses vermietet werden, sowie die allgemeine

Festlegung der Nutzungsbedingungen.

§87 Abs. l Ziffer 10: Fragen der betrieblichen Lolmgestal-
tung, insbes. die Aufstellung von Entlohnungsgrunds ätzen und

die Einführung und Anwendung von neuen Entlohnungsmetho<

den sowie deren Änderung.

Das sehr wichtige Mitbestimmungsrecht hat zwei wesem-
liche Schranken: Zum einen greift es dann nicht ein, wenn die

betreffende Frage durch Tarifvertrag abschließend geregelt ist,
wenn etwa dort die Entlohnungsmethoden festgelegt sind. Zum

zweiten ermächtigt Ziffer 10 den Betriebsrat nicht zu einer eigen-

ständigen Lohnpolitik. So kann er nicht über die Höhe der dem
Arbeitnehmer zustehenden Vergütung mitbestimmen oder gar

eine Initiative zugunsten einer bisher nicht gezahlten Zulage ent-

falten (125). Möglich ist lediglich, daß sich durch Wahl einer
neuen Lohnform (z .B. Akkord) oder durch Neubestimmung der

Vorgabezeiten mittelbar eine höhere Vergütung ergibt (126).

§ 87 Abs. l Ziffer 11: Festsetzung der Akkord- und Prä-
miensätze und vergleichbar leistungsbezogener Entgelte, ein-

schließlich der Geldfaktoren.
In diesem Fall besteht, ausnahmsweise ein Mitbestünmungs-

recht über die Lolmhöhe; seine praktische Bedeutung wird durch
die weitreichende tarifliche Regelung dieses Bereichs reduziert.

(123) BAG AP Nr. l und 3 zu S 87 BetrVG Werkmietwohnuagen.
(124) Die Leistungen sind allerdings häufig sullschweigender Inhalt der

Arbeitsverttäge geworden und können dann nur mit Hufe von Ändertmgskündigungen

(oder mit Zustimmung der einzelnen Arbeitnehmet) endgültig wieder abgebaut werden.

(125) So zuletzt BAG AuR 1980, 384.
(126) BAG AP Nr. l ai § 87 BetrVG 1972; Hanau BE 1977, 356; Richardi

ZfA 1976, 23 ff-, 38 ff.; Strieder BB 1980, 420; weitergehend Gester-Isenhardt RdA

1974, 80 fE.
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§87 Abs. l Ziffer 12: Grundsätze über das betriebliche
Vorschlagswesen.

Das Mitbestimmungsrecht bezieht sich auf Verbesserungs-

yorschläge auf technischem, organisatorischem, kaufmännischem

und sozialem Gebiet. Erfindungen und solche technischen Ver-

besserungsvor schlage, die dem Arbeitgeber eine änhlich abgesi-
cherte Position wie ein gewerbliches Schutzrecht, Z.B. ein Patente

verschaffen, unterliegen aüetdings den Sonderregeln des Arbeit-

nehmererfindergesetzes (127). Auch Ziffer 12 erstreckt sich nicht
auf die finanzielle Gegenleistung des Arbeitgebers (128).

§112 Abs. l Satz 2: Sozialplan.
Liegt eine sog. Betriebsänderung vor, so kann der Betriebsrat

den Abschluß eines Sozialplans verlangen.

Die Betriebsänderung ist im einzelnen in § 111 BetrVG
definiert. Wichtigster Anwendungsfall ist die völlige oder teil-
weise Betriebsschließung, doch wird von der Rechtsprechung
auch der Fall erfaßt, daß die Produktions anlagen unverändert
bleiben, jedoch aufgrund einer einheitlichen unternehmerischen
Maßnahme mindestens 5 % der Belegschaft abgebaut werden.

Eine Betriebsänderung liegt auch dann vor, wenn grundlegend
neue Arbeitsmethoden eingeführt werden oder ein wesentlicher

Teil der Betriebsanlagen umgestaltet wird; letzteres ist etwa bei
Umstellung auf EDV der FaU.

Der Inhalt des Sozialplans bestimmt sich nach zwei relativ
allgemeinen Kriterien: Zum einen müssen die Leistungen nach

den NachteÜen bemessen werden, die den betroffenen Arbeit-

nehmern durch die Betriebs änderung entstehen, zum ändern

müssen die vorgesehenen Leistungen für das Unternehmen selbst

« wirtschaftlich verttetbar » sein. In der Praxis ergeben sich

intensive Verhandlungsprozesse sowie zahlreiche Einigungsstel-

lenverfahren. Mehrheitsentscheidungen der Einigungs stelle kön-

nen überdies (hier wie auch in anderen Fällen) der Überprüfung

(127) FITTING-AUFFARTH-KAISER, § 87 Rn. 68,

(128) DIETZ-RICHAKDI, § 87 Rn, 365; FrTTING-ÄUFFABTH-KAISER, § 87 Rn. 67;

WIESE, Gemeinschäftskommeritar zum BetrVG, aaÖ, § 87 Rß. 161.
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durch die Arbeitsgerichte zugeführt werden. Bei der Bemessung
von Abfmdungen haben sich « Faustformeln» etwa der Art

herausgebildet, daß pro Jahr der Betriebszugehorigkeit ein halbes
Monatsgehalt geschuldet wird. Auch kann es Zuschläge wegen des

Lebensalters oder auch einen Grundbetrag geben, der von Alter

wie von Betriebszugehörigkeit unabhängig ist, Neben Abfindun-
gen enthalten Sozialpläne häufig Regelungen über betriebliche
Sozialleistungen (Beispiel: Weitergewähtung der Werkswoh-
nung), über Umschulungskosten sowie über Zuschüsse zum Ar-

beitslosengeld. Für sozial besonders stark betroffene Arbeitnehmer

wird häufig ein sog. Härtefonds zur Verfügung gestellt.

§ 94: Erstellung von Personalfragebögen.

In personellen Angelegenheiten kann der Betriebsrat insbes.

über die Erstellung von Personalfragebögen mitbestimmen, die

Bewerbern, aber auch Belegschaftsmitgliedern vorgelegt werden.

Dasselbe gut für die AufsteÜung .allgemeiner Beurteilungsgrund-

satze.

§ 95: Auswahlrichtlinien.
Die Frage, nach welchen Kriterien Arbeitnehmer einge-

stellt, befördert, versetzt oder gekündigt werden, unterliegt der

Mitbestimmung, soweit der Arbeitgeber nach einheitlichen Rege-
lungen (« Richtlinien ») verfährt. Tut er dies nicht, sondern

entscheidet er von Einzelfall zu EinzelfaU, so hat der Betriebsrat

grundsätzlich keinen Einfluß. Eine Ausnahme gilt nur bei Be-
trieben über 1000 Beschäftigten, bei denen der Betriebsrat die
Erstellung von Auswahlrichtlimen erzwingen kann.

§91 BetrVG: Mitbestimmung bei fehlender menscheßge-
rechter Gestaltung der Arbeitsbedingungen.

Werden die Arbeitnehmer durch Änderungen der Arbeits-
platze, des Afbeitsablaufs oder der Arbeitsumgebung, die den
gesicherten atbeitswissenschaftlichen Erkennüaissen über die

menschengerechte Gestaltung der Arbeit offensichtlich wider-

sprechen, in besonderer Weise belastet, so kann der Betriebsrat

angemessene Maßnahmen zur Abwendung, Milderung oder zum

Ausgleich der Belastung verlangen. Der Wortlaut der Vorschrift

zeigt, daß nur ausnahmsweise sämtliche Voraussetzungen erfüllt
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sein werden: Häufig fehlt es an « gesicherten » arbeitswissen-

schaftUchen Brkenntnissen, zweifelhaft kann sein, ob Arbeit-

nehmer « in besonderer Weise » betfofiEen und ob der Wider-

Spruch zu den Grundsätzen « offensichtlich» ist. Selbst dann

kann nicht die volle Herstellung üienschengerechter Arbeitsbe-

dingungen verlangt werden.

7. Sonstige Aufgaben des 'Betriebsrats.

Neben den Mitbestimmungsrechten stehen dem Betriebsrat

eine Reihe schwächerer Befugnisse zu, die man üblicherweise

mit dem Begriff « Mitwirkungsrechte » umschreibt. Zu denken
ist dabei etwa an das in § 102 Abs. l BetrVG vofgesehene
Anhörungsrecht vor Kündigungen sowie die in § 99 enthaltene
Befugnis, einer Einstellung aus bestimmten (engen) Gründen

widersprechen zu können. Auch ist von einer gewissen Bedeu-

tung, daß bei geplanten Betriebs änderungen zunächst ein sog.

Interessenausgleich versucht werden muß, der die Vornähme der

unternehmerischen Maßnahme im Einvernehmen mit dem Be-

triebstat vorsieht. Ein solcher Interessenausgleich ist jedoch nicht

erzwingbar;. kommt er gleichwohl zustande, hält sich aber der

Arbeitgeber aus irgendwelchen Gründen nicht daran, so hat er

lediglich den gekündigten Arbeitnehmern eine in § 113 BetrVG
vorgesehene Mindestabfindung zu bezahlen.

8. Einschätzung.

Der sehr umfangreiche Katalog an Mitbestimmungs" und

Mitwirkungsrechten verstellt leicht den Blick dafür, daß zen-
trale Fragen der Arbeitnehmerexistenz im Betrieb allenfalls Ge-

genstände informetler Gespräche zwischen Betriebsrat und Ar-

beitgeber sein können. AUe unternehmerischen Grundsatzent-

Scheidungen wie die Einführung einet neuen Technologie, die
arbeitsofganisatorische Rationalisierung, die Produkt- und Preis-

poUtik oder auch die Vornähme von Investitionen im In- oder

Ausland ist allein Sache des Arbeitgebers. Auch Veränderungen

der Arbeitsbedingungen sind nicht generell, sondern nur dann
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der Mitbestimmung unterworfen, wenn einer der genannten

Tatbestände vorliegt.

Die Aufzählung der Rechte darf außerdem nicht zu der
FehlvorsteUung verleiten, Betriebsräte würden sich immer und

ausschließlich nur innerhalb des rechtlich bestimmten Rahmens
bewegen. So gibt es in der Praxis durchaus Fälle, wo über das

Gesetz hinausgegangen, beispielsweise jede Kündigung von der
Zustimmung des Betriebsrats abhängig gemacht wird. Auf der
anderen Seite existieren zahlreiche Betriebsräte, die die durch

das Gesetz verliehenen Kompetenzen bei weitem nicht ausschöp-

fen. Außerdem ist zu berücksichtigen, daß es im Betrieb häußg
informelle Strukturen gibt, die zu einem « relativen Gleichge-

wicht » zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat führen. So kann

es für den Arbeitgeber sinnvoll sein, bestimmte faktische Einfluß-
möglichkeiten des Betriebsrats nicht anzutasten, da er andernfalls

riskieren würde, daß die Belegschaft sehr viel weniger koopetativ
wäre. Oft ergeben sich auch « Gentleman^ agreements » etwa

der Art, daß die Zahl der jährlichen Betriebsversammlungen auf
zwei reduziert wird, gleichzeitig jedoch bestimmte im Gesetz
und in Tarifverträgen nicht vorgesehene Zusatzleistungen gewährt

werden. Eine empirische Aufarbeitung dieser Zusammenhänge

steht noch aus. Gleichwohl ist die Feststellung möglich, daß die
« Verrechtlichung » der betrieblichen Interessenvertretung zwar

sehr weit gediehen ist, daß sie aber nicht den alleinigen Bestim-
mungsgrund für das Verhalten der Betriebsräte darstellt.

V. MITBESTIMMUNG IM UNTERNEHMEN

l. Die institutionelle Seite.

Die Mitbestimmung auf Unternehmensebene konzentriert

sich auf die Entsendung von Arbeitnehmervertretern in den Auf-

sichtsrat. Dabei sind drei Modelle zu unterscheiden.

(l) Das im Montanmitbestünmungsgesetz geregelte soge-

nannte Montanmodell (129). Es beruht auf der Vorstellung einer

(129) Zu seiner Entstehung s. oben II 2.
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halb) päritätischen Zusammensetzung des Aufsichtsrats: Arbeit-
?eber- unc^ Arbeitnehmervertreter sollen sich zahlenmäßig die

^aage halten, im Konfliktsfalle entscheidet das neutrale Mitglied.

(2) Das Mitbestimmungsgesetz 1976, das der Form nach
ebeilfa^s eme paritätische Zusammensetzung des Aufsichtsrats

vorsieht, jedoch auch die leitenden AngesteUten zur Atbeitneh-

uierseite rechnet und überdies bei einer Pattsituation der Arbeit-

geberseite den Stichentscheid gibt.

(3) Die DrittelbeteiUgung der Arbeitnehmer nach den weiter
geltenden Bestimmungen der §§ 76 ff. BetrVG 1952, die auf
AGs und GmbHs mit 500 bis 2000 Beschäftigten Anwendung
findet.

Im einzehien gut Folgendes:
a) Das M.ontanmitbestimmungsgesetz findet auf den Berg-

bau sowie die eisen- und stahlerzeugende Industrie (nicht jedoch

auf die Eisenverarbeitung) Anwendung. Voraussetzung ist, daß

es sich um eine Aktiengesellschaft, eine GmbH oder eine soge-

nannte bergrechtliche Gewerkschaft (eine selten gewordene

Rechtsfigur) handelt und daß in der Regel mehr als 1000 Arbeit-
nehmer im Unternehmen beschäftigt sind.

Die Beteiligung der Arbeitnehmer wird soweit irgend mög-
lich in das bestehende Aktienrecht eingepaßt. Die von ihm
vorgesehenen Unternehmensorgane — die über Grunds atzf ragen

wie Satzungsänderungen und Kapitalerhöhungen entscheidende

Hauptversammlung, der die Unternehmensleitung wählende und

kontrollierende Aufsichtsrat sowie der Vorstand selbst als maß-

gebende Unternehmensleitung — bleiben bestehen. Lediglich die
Zusammensetzung des Aufsichtsrats erfährt eine Umgestaltung:

Et muß aus einer gleichen Anzahl von Vertretern der Afbeit-

nehmet- wie der Arbeitgeberseite (in der Regel 5) sowie einem
neutralen elften Mann bestehen, auf den sich beide Seiten einigen

müssen.

Der so zusammengesetzte Aufsichtstat wählt den Vorstand,

doch muß diesem notwendigerweise ein Arbeitsdirektpr ange-

hören, der nicht gegen die Stimmen der Mehrheit der Arbeit-
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nehinerv^treter bestellt werden kann (§ 13 Abs. l Montanmi^

.bestimmungsgesetz).
, Zwei der fünf Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat werden

von den Betriebsräten vorgeschlagen, wobei das Gruppenprinzip
eine erneute Bestätigung findet: Es muß sich um einen Arbeiter

und einen Angestellten handeln. Der Einfluß der Gewerkschaften

wird dadurch gewahrt, daß jede Spitzenorganisation gegen einen
solchen Vorschlag mit der Begründung Einspruch einlegen kann,

der Vorgeschlagene biete nicht die Gewähr dafür, « zum Wohle
des Unternehmens und der gesamten Volkswirtschaft verantwon-

lich im Aufsichtsrat mitzuarbeiten». Wird dieser Einspruch
zurückgewiesen, so liegt die letzte Entscheidung beim Bundes-

minister für Arbeit (§ 6 Abs. 2 Montanmitbestimmungsgesetz).

Wichtiger als dieses nie pratisch werdende Vetorecht ist

die den Spitzenorganisationen in § 6 Abs. 3 Montanmitbestmi-

mungsgesetz eingeräumte Befugnis, nach vorheriger Beratung mit
den im Betrieb vertretenen Gewerkschaften und den Betriebs-

raten zwei weitere Mitglieder zu benennen. Zu diesen beiden

« außerbetriebUchen » kommt ein ebenfalls von den Spitzenor-

ganisationen vorzuschlagendes weiteres Mitglied hinzu, das weder

ein Repräsentant der Gewerkschaft noch ein als Arbeitnehmer

oder in anderer Weise am Unternehmen Interessierter sein darf.

Sämtliche Vorschläge waren bis zu der Neuregelung im Mal
1981 (130) für die Hauptversammlung, die dem Aktienrecht
entsprechend den gesamten Aufsichtsrat wähl, bindend (§ 6
Abs. 5 Montanmitbestimmungsgesete). Nunmehr tritt die Bin-

dungswitkung erst dann ein, wenn der Vorgeschlagene yon der

Versammlung aller unternehmensangehörigen Betriebsräte ge-

wählt wird (134). Das bisherige Verfahren hatte in besonderem
Maße sichergestellt, daß nicht nur (in der Belegschaft vieüeicht
nicht vorhandene) Experten in den Aufsichtsrat gelangen, son-

dem daß auch die Gesamtinteressen aller Arbeitnehmer ausrei-

chend zur Geltung kommen können.

(130) Gesetz vom 31.5.1981, BGB1. I 441.

(131) § 6 Abs. 5 Montanmitbestimmungsgesetz n,F. Überblick über die

Novellienmg bei Engels BB 1981, 1349 ff.
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Der in Konfrontationssituationen entscheidende elfte Mann

witd auf Vorschlag der Mehrheit beider « Fraktionen » von der
Hauptversammlung gewählt. Kommt ein solcher Vorschlag nicht

zustande oder wird er von der Hauptversammlung abgelehnt, so

wird ein mit je zwei Vertretern beider Seiten besetzter Vermitt-

lungsausschuß tätig, der binnen eines Monats drei Kandidaten

benennt. Die Hauptversammlung ist verpflichtet, aus dieser Liste

einen zu wählen, es sei denn, gegen jeden spreche ein wichtiger

Grund. Ist Letzteres der Fall, so kann die Prozedur einmal wie-

derholt werden. Kann die Hauptversammlung auch gegen die im

zweiten Durchgang Vorgeschlagenen wichtige Gründe vorbringen

oder kommt — was ungleich wichtiger ist — wegen einer Patt-

simation im Vermitdungsausschuß überhaupt kein Vorschlag
zustande, so kann die Hauptversammlung frei entscheiden, wen.

sie als elften Mann bestimmt (132). Dieses Letztentscheidungs-

recht der Kapitaleigner ist zwar noch nie praktisch geworden,

doch schließt dies nicht aus, daß es sich gleichwohl schon im
Vorfeld auf die Auswahl des « elften Mannes » auswirkt.

Der so zusammengesetzte Aufsichtsrat wählt den Vorstand^

zu dem auch der sog. Arbeitsdirektot gehört. Er ist im Vorstand

für das Personal- und Sozialwesen zuständig und kann nicht

gegen die Stimmen der Mehrheit der Arbeitnehmervertreter im

Aufsichtsfat gewählt werden.

Die beiden anderen MitbestimmungsmodeÜe folgen im
Grundsatz der Montanmitbestimmung, sehen jedoch eine schwä-

chere Repräsentanz der Arbeitnehmerseite im Aufsichtsrat vor.

Das Mitbestimmungsgesetz 1976 erstreckt sich auf Unter-

nehmen mit in der Regel mehr als 2 000 Arbeitnehmern, sofern

sie in Form einer Aktiengesellschaft, einer Kommanditgesellschaft

auf Aktien, einer GmbH, einer bergrechtlichen Gewerkschaft oder

einet Genossenschaft betrieben werden. Nicht erfaßt sind dem-

nach alle « kleineren » Unternehmen mit 2 000 und weniger Be-

schaftigten sowie Stiftungen, Versicherungsvereine auf Gegen-

(132) § 8 Montanmitbestimmungsgesetz. Für den Fall, daß der Vemüttlungs-

ausschuß keinen Vorschlag macht, ebenso BOLDT, M.itbestimmungsgesetz, München und

Berlin 1952, § 8 Anm. d a.E.; HUECK-NIPPERDEY, aaö, Bd 11/2, S. 1534.
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seitigkeit, Personengesellschaften, Einzelhandelsgeschäfte sow^
sämtliche Tendenzbetriebe.

Die Arbeitnehmervetti-eter im Aufsichtsrat werden in Un.

ternehmen bis zu 8 000 Beschäftigten unmittelbar von der Beleg.
schaft bestimmt. In größeren Unternehmen wählen die Arbeit'
nehmet sog. Wahlmamier, die ihrerseits die Aufsichtsratsnut-

glieder bestimmen. Wichtig ist die Betonung des schon aus der
Betriebsverfassung bekannten Gruppenprinzips: Arbeiter, Ange'
stellte und leitende Angestellte müssen mindestens einen Ver-
tfeter im Aufsichtsrat haben, die W^ahl erfolgt getrennt nach

Arbeitern und Angestellten, sofern nicht ausdrücklich Gemein"
schaftswahl beschlossen wird. Um zu verhindern, daß in der

Gruppe der leitenden Angestellten ein gewerkschaftlich orientier-
ter « Minderheitskandidat» durch die Gesamtheit der Ange-
stellten gewählt wird, ist für einen Wahlvorschlag der « Leiten-
den» eine Mehrheitsentscheidung dieser Beschäftigtengruppe
erforderlich. Die für den Aufsichtsrat vorgesehene « halbparita-

tische » Zusammensetzung (50 % Arbeitnehmer, 50 % Anteils-
eigner) erfährt von daher eine gewisse Verzerrung. Sollte es

gleichwohl im Aufsichtsrat zu einer Pattsituation kommen, wird
anders als un Montanmodell nicht auf ein neutrales Mitglied
2urückgegtiffen; vielmehr steht dem Vorsitzenden bei einet er-

neuten Abstimmung ein doppeltes Stimmrecht zu. Vorsitzender

ist aber grundsätzlich ein Vertreter der Anteilseignerseite, so

daß dieser das Recht zur Letztentscheidung erhalten bleibt.
Der so zusammengesetzte Aufsichtsrat wählt nach § 33

Abs. l Mitbestimmungsgesetz 1976 den Arbeitsdirektor, doch
fehlt die Klausel, wonach dieser nicht gegen die Stimmen der
Mehrheit der Arbeitnehmervenreter gewählt werden darf. Dies
bedeutet, daß die Anteilseignerseite jederzeit eine Person ihres
Vertrauens durchsetzen kann.

Der gewerkschaftliche Einfluß soll dadurch sichergesteüt
werden, daß den im Unternehmen vertretenen Gewerkschaften

ein Vorschlagsrecht in bezug auf zwei (bei großen Unternehmen:
<lrei) Arbeitnehmervertreter ißi Aufsichtsrat zusteht. Diese sog.

AußerbetriebÜchen sind in der Regel Experten, deren Wahl
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[vorher mit den Wahlmännern abgesprochen ist. Findet eine un-

mittelbare Wahl durch die Belegschaften statt, bieten die Be-
triebsräte in der Regel ihren Einfluß auf, um die Wahl dieser
Personen durchzusetzen.

Die « Mitbestimmung » nach den §§ 76 ff. BetrVG 1952
bleibt hinter den beiden bisher skizzierten Modellen zurück.
Den Arbeitnehmern steht lediglich ein Drittel der Sitze im
Aufsichtsrat zu; die Arbeitnehmervertreter werden grundsätzlich

in Urwahl gewählt. Eine nichtbetriebsangehörige Person ist nur
dann wählbar, wenn die Arbeitnehmer mindestens drei Vertreter

im Aufsichtsrat haben, dieser also aus wenigstens 9 Mitgliedern

besteht. Da die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder durch die
Satzung der Gesellschaft bestimmt wird, haben es die Anteils-

eigner in der Hand, außerbetriebliche Atbeitnehmervertreter

von vornherein aus dem Aufsichtsrat fernzuhalten.

2. Die Rechtsstellung der Auf sieht sratmitglieder - Mitbestim-

mung im Rahmen des Gesellschaftsrechts.

AUe drei Mitbestimmuügsrechte besitzen die Gemeinsam-

keit, daß die von der Arbeitnehmerseite bestimmten Aufsichts-

ratsmitglieder dieselbe Rechtsstellung wie die von den Anteilseig-
nern gewählten besitzen. Die Mitbestimmung ist gewissermaßen

in die übetkommene gesellschaftsrechtUche Struktur « einge-

baut »; Abweichungen vom Recht der Aktiengesellschaft oder
GmbH bedürfen ausdrücklicher gesetzlicher Normierung. Dies
hat beträchtliche praktische Konsequenzen.

Zunächst zu den positiven Befugnissen. Det Aufsichtsrat

hat ein allgemeines Informationsrecht gegenüber dem Vorstand,

das sich auf alle « Angelegenheiten der Gesellschaft » bezieht
(§ 90 Abs. 3 Satz l AktG); seine Erfüllung kann notfaUs durch
Ordnungsstrafen erzwungen werden (§ 407 Abs. l AktG). Auch
das einzelne Aufsichtsratsmitglied kann vom Votstand Auskunft

verlangen, doch ist dieser nur dann zu einer Antwort verpflichtet,

wenn ein weiteres Mitglied dieses Verlangen unterstützt (§ 90
Abs, 3 Satz 3 AktG). Wichtig ist dieses Recht nicht nur zur
Klärung kontroverser EinzelfäUe, sondern auch zur Etlangung
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Informationen über das Unternehmen, die sich
^de^BUanz ergeben (133). In der Praxis orientiert man

sich' dabei immer stärker an sog. KeimzifiEern, die die speziell für
Arbeitnehmer wichtigen betriebswirtschaftlichen Größen abfra'

gen (134). Mit ihrer Hilfe soll in Zusammenarbeit mit den
Betriebsräten und dem Wirtschaftsausschuß ein « Ftühwarnsy-

stem» aufgebaut werden, das rechtzeitige Gegenwehr gegen

Arbeitsplatzabbau oder Verschlechterung der Arbeitsbedingun-
gen ermöglichen soll (1.35). Dieses für Arbeitnehmervertreter

wichtige Minderheitenrecht wird allerdings dadurch entwertet,
daß nur der Aufsichtsrat als solcher (d.h. seine Mehrheit!) das
Recht besitzt, zur Auswertung der gegebenen Informationen

einen vom Unternehmen zu bezahlenden Sachverständigen zuzu-

ziehen (136).
Der Aufsichtsrat besitzt weiter sog. Gestaltungsrechte: Er

wählt die Vorstandsmitglieder und kann eine Geschäftsordnung
für den Vorstand beschließen, die dessen interne Arbeitsteilung
im einzelnen festlegt. Weiter ist er befugt, einzelne Rechtsgeschäfte

von seiner Zustimmung abhängig zu machen (§111 Abs. 4 Satz 2
AktG) und so erheblichen Einfluß auf die Unternehmenspolitik
auszuüben. Dies. wird freilich dadurch relativiert, daß der Vor-

stand die Hauptversammlung, d.h. die Versammlung der Anteils"

eigner anrufen kann, die den Aufsichtsrat mit Dreiviertelmehr"

heit überstimmen und sein Veto so aus dem Weg räumen kann

(§111 Abs. 4 Säte 3 AktG). Das letzte Wort liegt also auch
hier bei der Kapitalseite.

Der Aufsichtsrat (d.h. seine Mehrheit!) hat ein allgemeines
Kontrollrecht gegenüber dem Vorstand, das sich auch auf die

(133) Zu den Defiaten der Bilanzaaalyse s. etwa VOLKMANN, in BREHM-

POHL (Htsg.), Interessenvertfetung durch Information., Köln 1978, S. 224 S; 253 ff.
(134) Da2u etwa die Beittäge von Strohauer und Briefs, in BEEHM-POHL

(Hrsg.), aaO, S. 262 ff. bzw. 284 ff. Ein Beispiel für einen Kennziffernbogen ist

abgedruckt bei NAGEL, aaO, S. 148.

(135) Zur Kontroverse um die Kennziffern s. KKÜEK-BUCHHOLZ, Mitbestim-
Mungsgespräch 1979, 207 ff; ALFRED MÜLLER, Mitbestimmungsgespräcb 1979, 21 ff.;

TH. SCHMIDT-ZACHERT, WSl-Mitt. 1979, 449 ff.
(136) Dazu ZACHERT, Betriebliche Mitbestimwung, S. 21.
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{gkmäßigkeit der Unternebnenspolitik bezieht. Aufgrund der
fcenen Informationen kann er seine abweichenden AufEassun"

kundtun und im etremfall damit drohen, dem Jahtesab-

die Zustünmung zu verweigern, eine Hauptversammlung

^berufen oder einzelne Vorstandsmitglieder abzuwählen.

Nun zu den bedenklichen Konsequenzen. Nach §§ 116, 93
haben die Arbeitnehmer wie die Kapitalvertreter die

jrgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleitets
Zuwenden. Was dies konkret bedeutet, ist reichlich unklar.

ige Autoren behaupten die Existenz einer besonderen Treue-

licht, die die Aufsichtsratsmitglieder auf die Wahrung des « Un-
cnehmensüiteresses » fesdege (137), andere leugnen, daß es

ras Derartiges überhaupt gäbe und sehen die Arbeitnehmer
jtr verpflichtet an, in erster Linie Arbeitnehmerinter essen zu

rtreten (138). Letzteres in die Praxis umzusetzen, stoß aller-

igs auf beträchtliche Schwierigkeiten. Sie rühren u.a. daher,

die einzelnen Aufsichtsratmitglieder bei Pflichtverletzungen
ladensersatz leisten müssen. Wird nun aufgrund ihres Ver-

Itens die Gewinnsituation des Unternehmens verschlechtert

tBeispiel: Man beschäftigt nicht mehr voU benötigte Arbeits-
räfte weiter), so läßt sich dieser Nachteil in Mark und Pfennig

lusdtücken, so daß die Haftung reale Bedeutung gewinnen kann.

(Wird umgekehrt durch das Verhalten der Aufsichtsratmitglieder
[den Arbeitnehmerinteressen weniger als an sich möglich Rech-

;nung getragen (Arbeitnehmer werden beispielsweise entlassen,

weil eine andere Firma Aufgaben etwas billiger erfüllt), so droht
kein Ersatzanspruch: Eine rechtliche Beziehung besteht nur

zwischen Aufsichtsratsmitgliedern und Gesellschaft, diese ist je-
doch den Arbeitnehmern gegenüber nicht ersatzpflichtig, da
unternehmerische Entscheidungen grundsätzlich kernet gericht-

lichen Kontrolle unterliegen.

Zu dieser « Schlagseite » kommt hinzu, daß die Belegschaft
nur sehr wenig KontrollmÖgUchkeiten gegenüber den Aufsichts-

(137) BAUMBACH-HUECK, Kommentar zum. Äktiengesetz, § 111 Rü 4; MER-

TENS, Kölner Kommentar zum Äktiengesetz, Anhang zu § 96 Rn 93.

(138) Ra<3ke NJW 1956, 1581; ZACHERT, Betriebliche Mitbestimmung, S. 36.
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ratsmitgliedern besitzt. Letztere sind nach dem Gesetz nicht

-Rechenschaft verpflichtet; ob und inwieweit sie die Belegschafte
über anstehende Fragen unterrichten, ist ihrem Ermessen übe^

lassen. Hinzu kommt Folgendes: Nach § 25 Mitbestimüiungsge.

setz in Verbindung mit §§ 116, 93 Abs. l Satz 2 AktG hab'e^
Aufsichtsratsmitglieder « über vertrauliche Angaben und Geheim,
nisse der Geseüschaft, namentlich Betriebs- oder Geschaftsgeheim.

nisse, die ihnen dutch ihre Tätigkeit im Vorstand bekanatge-
worden sind, Stillschweigen zu bewahren ». Diese Geheünhal-

tungspflidit besteht zwar nicht gegenüber Betriebsräten, doch
sind diese ihrerseits zur Nichtweitergabe der erhaltenen Inforina-

tionen verpflichtet. Soweit es um die Information der Beleg-

schaften, der gewerkschaf fliehen Vertrauensleute oder der Öf-

fentlichkeit geht, kommt es entscheidend auf den Begriff « ver-
trauliche Angäben und Geheimnisse der Gesellschaft» an. Vor-

aussetzung ist, daß die in Frage stehende Tatsache nur wenigen

bekannt ist und ein berechtigtes Untetnehmerinteresse daran

besteht, sie nicht an Dritte gelangen zu lassen. Bei der Bestim-

mung dieses Interesses sind nach aüerdings umstrittener AufFas-

sung auch die Arbeitnehmerbelange zu betücksichtigen (139).
Was dies konkret bedeutet, muß durch Abwagung im Einzelfall
bestimmt werden. So sind in der Regel Erfindungen, technische
Verfahren, Kundenlisten und Absatzanalysen geheimzuhalten,

während bei geplanten StiUegungen oder Unternehmenszusam-

menschlüssen das Informationsinteresse der Arbeitnehmefseite

eher überwiegt (140). Auch die Vergütungen von Vorstands- und
AufsichtsratmitgHedern sowie von leitenden Angestellten gehö-
ren nicht zur « Geheimsphäre », da ihr Bekanntwerden dem Un-

temehmen keinen nachweisbaren materieÜen oder immateriellen

Schaden verursacht (141). Bei Äußerungen einzelner Aufsichts-

ratsmitglieder und bei ihrem Abstimmungsverhalten nimmt der

(139) h.M.; s. die Nachweise bei KITTNEK-FUCHS-ZACHERT, Ärbeitnehmer-

Vertreter im Aufsicbtsrat, 2. Aufl., Köln 1982 Rn 1346 und FITTING-WLOTZKE-WISS-

MANN, Kommentar zum Mitbesfimmungsgesetx, 2. Aufl., München 1978, S 25 Ra 101.

(140) Richtig NAGEL, aaO, S. 1.54; UNTEEHINNINGHOFEN, in BENZE-FÖHR u,a,,

Mitbestimmungsgeseti '76. Kommentar für die Praxis, Hannover 1977, § 25 Ra 47.

(141) KITTNEH-FUCHS-ZACHERT, Rn 1357.
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Bundesgerichtshof einen engen Standpunkt ein (142). Warum
eine « Abschirmung » hier im Unternehmensinteresse geboten

sein soll, ist nicht ersichtlich (143). Die Regeln über die Ver-
schwiegenheitspflicht sind zwingend; auch die Satzung der Ge-
seUschaft oder die Geschäftsordnung des Aufsichtsrats kann sie
nicht auf -weitere Vorgänge ausdehnen, allerdings auch nicht

einschränken (144).
Hat die Belegschaft gleichwohl Bedenken gegen die Amts-

fühmng eines Aufsichtsratsmitglieds, so kann theoretisch eine

AWahl erfolgen. Praktisch ist sie allerdings kaum realisierbar.
Nach dem Montanmodell kann zwar die vorschlagende Stelle die
Abberufung verlangen, doch bedarf sie einet Dreiviertelmehrheit
in der Hauptversammlung. Sie ist somit allenfalls dann zu er-

warten, wenn sich ein Arbeitnehmervertreter über die gewerk-

schaftliche Position hinaus für Arbeitnehmerinteressen eingesetzt
hat. Nach dem Mitbestimmungsgesete 1976 fehlt zwar die Ein"
Schaltung der Hauptversammlung, doch ist für die Abwahl auch
hier eine Dreiviertelmehrheit unter den Wahlmännern bzw. in

der Belegschaft erforderlich.
Die Vertretung von Atbeiüiehmerinteressen stößt unter

diesen Umständen sehr viel stärker auf Hindernisse als beispiels-
weise im Rahmen von Tarif Verhandlungen. Welche Funktion

dies entfaltet, kann erst dann beurteilt werden, wenn die Praxis

der Mitbestioimung wenigstens in Grundzügen skizziert ist.

3. Praxis der M.ontanmitbestimmung.

Die Mitbestimmung in der Montanindustrie ist empirisch
relativ eingehend erforscht worden. Soweit Erfahrungen mit dem

(142) BGHZ 64, 325 ff. = Mitbestinunungsgesptäch 1976, 51.
(143) Wie hier KITTNER-FUCHS-ZACHERT, Rn 1359; NAGEL, S. 154; REICH-

LEWERENZ, ÄuR 1976, 352; UNTEEHINNINGHOFEN, aaö, § 25 Rn 47; differenzierend

FITTING-WLOZKE-WISSMANN, § 25 Rn 106; für grundsätzliche Vertraulichkeit dagegen

LÜTTER, Informationsrechfe, 1978, S. 158 f.; SÄCKER, Informationsrechte der Befriebs-
und Äufsichtsratsmitgf.ieder und Gebeimsph'dre des Unternehmens, Heidelberg 1979,

S. 97.

(144) So BGHZ 64, 325 ff.; KJTTNER-FUCHS-ZACHERT, Rn 1348.
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.Mitbestunmungsgesetz 1976 aufgearbeitet wurden, machen si,

deutlich, daß der Arbeitnebnereinfluß erheblich hinter dem i,
der Montanindustrie bestehenden zurückbleibt. Dies rechtfei-ti.

es, sich im Folgenden auf dieses zu konzentrieren: Wo schon die

Avantgarde versagt, wird das Fußvolk schwerlich einen Erfo]

vorweisen können.

Trotz der paritätischen Zusammensetzung des Aufsichtsrats

erfolgt die Wahl der Vorstandsmitglieder keineswegs « paritä-
tisch f>: Die Atbeitnehmerseite bestimmt im Endergebnis nur die

Person des Arbeitsdirektors, während die übrigen, für kaufmän-
nische und technische Angelegenheiten zuständigen Vorstands-

mitgliedef von den Anteilseignervertretern ausgesucht wer-

den (145). Dies scliließt nicht aus, daß jede Seite in den dem
Kandidatenvorschlag vorausgehenden informeUen Gesprächen

auch die andere Seite einbezieht, doch besteht über die Auftei-
lung der Ein£ußsphären kein Zweifel (146). Das damit geschaffene
Übergewicht des « Faktors Kapital » im Vorstand ist deshalb
besonders gravierend, weil der Aufslchtsrat seinerseits nur in

beschränktem Maße als Kontrollotgan im Interesse der Arbeit-

nehmet einsetzbar ist.

Zum einen existiert auch hier kein volles Gleichgewicht
zwischen Kapital und Arbeit. Die Anteüseigner stellen in der
'Regel den Vorsitzenden, die Arbeitnehmer lediglich seinen Stell-

Vertreter (147), so daß sich vom Informations stand und von der

Handhabung der Tagesordnung her ein Vorsprung für die Kapi-
talseite ergibt. Eine ähnliche Tendenz zeigt sich bei der Beset-
zung der Aufsichtsratsausschüsse, wo sich die Arbeitnehmerseite

stärker in den für soziale und personelle Fragen zuständigen

Gremien engagiert, während sich die AnteÜseigner die Mehrheit

(145) BLUME, in POTTHOFF-BLUME-DUVEENELL, Zwischenbilam der Wtbe-

Stimmung, Tübingen 1962, S. 266; Mitbestimmungskömmission, BT-Drucksache VI/

334, S. 49; VOIGT-WEDDIGEN, Zur 'Theorie und Praxis der M.itbestimmung, Bd. l,
Berlin 1962, S. 357 S.

(146) BUNKMANN-HERZ, Die Vnternebmensmitbestimmung in der Bundes-

fepublik 'Deutschland, Köln 1975, S. 63 ff.

(147) BLUME, aaÖ, S. 71; BRINKMANN-HERZ, Entscheidungsprozesse in den
Aufsichtsräten der M.ontanindustrie, BerUn 1972, S, 108.
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in den Finanz- und Investitionsausschüssen vorbehalten (148).

Daraus folgt fast zwangsläufig eine höhere Durchsetzungschance

im Aufsichtsratsplenum gerade bei den für das Schicksal des
Unternehmens zentralen Fragen, während sich die « Arbeitneh-

merfraktion » auf die « Folgeprobleme », d.h. auf den sozialen

und personellen Sektor konzentriert.

Zum zweiten ist der Aufsichtsrat in seiner bisherigen Form

nicht geeignet, eine volle Kontrolle der Vorstandspolitik sicher-

zustellen. In der Regel wird er als Gremium erst eingeschaltet,

wenn die Vorstandsentscheidungen schon weitgehend gefallen

sind; die Aküvitäten der Aufsichtsratsmitglieder beschränken
sich selbst bei der Diskussion des Jahres abschlusses häufig auf
Nachfragen und ergänzende Informationen, die eine vollständi-

gere Bewertung sichersteüen sollen (149). Als nebenamtlich tä-
tige Personen besitzen die Arbeitnehmervertreter meist einen

seht viel geringeren Informations stand als die Vorstandsmitglieder
und sind schon von daher nicht in der Lage, eigene Ahernativ-

konzepte zu entwickeln. Wenn überhaupt, so erfolgt die Emfluß-

nähme außerhalb des Aufsichtsrats in informellen Gesprächen mit
dem Vorstand: Insoweit sind erfolgreiche Initiativen nachweis-

bar (150), die sich jedoch in der Regel auf die Vermeidung von
Einzelmaßnahmen wie Z.B. Stillegungen, nicht Jedoch auf die
Unternehmenspolitik als ganze bezogen (151). Es überrascht daher
nicht, daß die Mitbestitnmungskommission die Feststellung traf,
die Arbeitnehmervertreter hätten den Investitionsvorhaben

des Vorstands in aller Regel keinen Widerstand entgegenge-

setzt (152) und auch die Dividendenvorschläge akzeptiert, zu-
mal sie « Werständnis für die Erfordernisse des Kapitalmarkts »
gezeigt hätten (153).

Der Verzicht auf eine sichtbare Beein£ussung des unterneh-

(148) VON OERTZEN, Analyse, aaö, S. 56; THOMSSEN, Wirtschaftliche Mitbe-

Stimmung und sozialer Konflikt, Neuwied und Berlin 1970, S. 40 ff.

(149) BRINKMANN-HEBZ, Unternehmensmitbestimmung, S. 67 ff.

(150) BMNKMANN-HERZ, S. 73.
(151) Dies gut auch für den von NAGBL auf S. 113 mitgeteilten Fall.

(152) BT-Drucksache VI/334, S. 44.
(153) BT-Drucksache VI/334, S. 47.

18/1.
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menspolitischen Bereichs ist von den Arbeitnehmerinteressen h^

gesehen solange sinnvoll, wie keine ausreichende Anzahl gewerlc.

schaftlich orientierter Manager zur Verfügung steht und dig

Marktlage des Unternehmens außerdem keinen großen Spielraum
zugunsten einer besseren Alternative bietet. Wenig einleuchten^

ist es freilich, daß man gleichwohl den Vorstandsinitiativen ^
der Regel zustimmt, legitimiert man damit doch Entscheidungen,

die für die Arbeitnehmer schmerzlich sein können, auf deren
Zustandekommen man jedoch kaum Einfluß nahm. Würde man
Mitbestimmung voll als Intetessenvertretung verstehen, so müßte

man auch in der Abstimmung deutlich machen, daß die Unter-
nehmenspolitik ausschließlich Sache der anderen Seite ist (154).

Der Schwerpunkt der Aktivitäten der Arbeitnehmervertteter

liegt — unter den gegebenen Verhältnissen zu Recht — im sozialen

und personellen Bereich (155). Der Sozialplan ist eine Erfindung
der Montanindustrie (1;?6), eine Pionierleistung, die freilich auch
damit zusammenhängt, daß nach Art. 56 des Montanunionver-

träges in weitem Umfang staatliche Beihilfen gewährt wur-
den (1.57). Die erste Betriebsvereinbarung über einen absoluten

Kündigungsschutz füt Arbeimehmer über 50 Jahre stammt aus
einem mitbestimmten Unternehmen (158), doch ist mittlerweile

in der nicht mitbestimmten Metällindustrie Baden Württembergs
sowie in vielen anderen Bereichen Vergleichbares tarifvertfagHch
vereinbart worden (1.59). Weiter wird mit Recht darauf hinge-
wiesen, daß das BetrVG im Montansektor voll respektiert, ja
Z.T. in der Praxis noch übertrofien wird, da keine Personal-

entscheidung ohne volle Mitbestimmung des Betriebsrats er-

folge (160); auch eine Aussperrung sei nicht mehr zu befürch-

(154) Etwa durch Nicht-TeiInahme an der Abstimmung, durch Sümmenthal-

tung oder durch Gegenstimmen.
(155) Mitbestimmungskonunission, BT-Dmcksache VI/334, S. 43. Für Stimm-

rechtsausschluß bei Tauäragen mit Recht Hanau ZGR 1977, 402 S. rawN (Fn 12).

(156) RADKE, Frankfurter Hefte 1969, 324.
(157) Dazu A. MÜLLER, M.ilbestimmungsgespr&ch 1975, 72. Die Quelle « Mon-

tanunion». wird nicht erwähnt bei NAGEL, S. 111.

(158) HENSCHE, Mitbestimmungsgespräch, 1973, 165.

(159) § 9 MTV (abgedruckt RdA 1974, 176).
(160) HENSCKE, Mitbestimmungsgespräcb, 1973, 165/166.
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sine Überzeugung, die während des Stahlafbeiter-

widerlegt wurde.

JeutUch und unbestritten sind die Nachteile, die
ler gewissermaßen als Kompensation für den

Izialen Fortschritt in Kauf nehmen müssen. Körner

angewiesen, daß die Effektivlöhne in der nordrhein-
MetaUverarbeitung in den Jahren 1958 bis 1966

1,86 % stärker stiegen als in der mitbestimmten

itahlerzeugung (162). Bezieht man die in dieser Zeit
)duktivitätssteigerung mit ein, so ergibt sich, daß in

Iverarbeitung die Lohnkosten um 2,52 % schneller
während im Motansektor eine « arbeitskostenneu-

t. eine mit dem Produktivitätsfortschritt gekoppelte
?u verzeichnen war (163). In erster Linie wird dies

mäßigenden » Einfluß der Arbeitsdirektoren zurück-
(l64), der auch ein nicht ganz unmaßgeblicher Faktor

dürfte, daß es bis 1978 in der Montanindustrie des
iets zu keinem einzigen gewerkschaftlich organisierten
ik mehr kam. Der dadurch bewirkte Mangel an Streik-

ig (16.5) wurde durch die zahlreichen spontanen Arbeits-

Igungen der Jahre 1969 und 1973 teilweise ausgeglichen,
sigte sich hier, daß die als Vorzug der Mitbestimmung

Sicherheit vor Kündigungen in FäUen dieser Art fast
verschwindet (166). Der Preis, den man für die Mitbestim-

if bezahlt, ist deshalb keineswegs niedrig, und man kann
techt die (gerne als « radikal » abqualifizierte) Frage steUen,
lisselbe oder ein größeres Maß an sozialem Fortschritt nicht
^im Wege der Tarifpolitik — und damit ohne die Konzes-

(161) DGB (Hrsg.), Mitbestimmung jetzt, Referentenmaterial o.J. (1973),

(162) KÖRNER, M.itbestimmung der Arbeitnehmer als Instrument gesamtwwt-
ftUcher Einkommenspöiitik, Göttingen 1974, S. 94.

(163) KÖKNER, S. 97 ff.
(164) KÖRNER, S. 91 mwN.

(165) Kritisch dazu Nemiing-Alemann GMH 1979, 539 S.

(166) S. die Streikberichte bei JACOBI u.a., Gewerkschaften und Klassen-

ipf, 1975, S. 55 fl.
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sionen an allzu weitgehende Sozialpartnetschaft — erreichbar

gewesen wäre (167).

4. Unfernehmensmitbestimmung und neokorporative Steue.

rung.

Die rechtliche Ausgestaltung wie die Praxis der deutschen
Unternehmensmitbestimmung machen deutlich, daß es sich hier

um ein Stück « gebremster » Interessenvertretung handelt. Dies

bedeutet nicht, daß die Vertretung der Afbeitneluner im Auf-

sichtsrat ohne jede praktische Bedeutung wäre, also nur symboli-

sehen Wert hätte. Ein gewisses Maß an sozialer Absicherung (und

sei es an Beschränkung des sozialen Rückschritts) ist sicherlich
erreichbar. Gleichzeitig muß man jedoch sehen, daß alle Sach-
bereiche, die im Aufsichtsrat verhandelt und entschieden wer-

den, aus dem « konßiktorischen » Modell der Tarif Verhandlungen
herausgenommen sind. Als Druckmittel steht der Arbeitnehmer-

sehe nur das Stimmrecht im Aufsichsfat, nicht aber der Streik

oder eine sonstige Form der Kooperationsverweigerung zur Ver-

fügung.
Anders als die Zwangsschlichtung, die die Gegensätze deut-

lich macht und den autoritativen staatlichen Spruch ggf. der
Kritik aussetzt, ist die Unternehmensmitbestittimmig ein sehr viel

« flexibleres » Mittel: Die im Aufsichtsrat gefundenen Lösungen
werden um so leichter akzeptiert, als sie von den eigenen Inter-

essenvertretern mitgetragen wurden. Daß deren Rechtstellung

einen gewissen Zwang in der Richtung ausübt, sich mit der Kapi-

talseite zu arrangieren, wird dabei meist übersehen.

Ein weiteres kommt hinzu: In den Aufsichtsräten finden
sich häußg führende Vertreter def Gewerkschaften, deren Hai-

(167) Dies gilt auch für die angeblichen politischen Auswirkungen der
Mitbestunmung, die die Finanzierung rechtsradikaler Parteien oder die « Erptesssung »

der öffefttUchen Hand, insbes. der Gemeinden, verhindern soll (HENSCHE, M.itbe-

sfiwmungsgespräch, 1973, 166), Könnte die IG Metall wirklich eine Spende der

Familie Thyssen an die NPD verhindetn? Und was ist davon zu halten, daß es die

Ruhrkohle AG, also ein mitbestünmtes Unteroehmen war, das eine Verfassuügs-
beschwerde mit dem (teilweise erreichten) Ziel einlegte, das Wohnraumkündigungs-

schutzgesetz wegen Vestoßes gegen das Vermietereigentum für verfassungswidrig zu

erklären (zu lesen in BVeriGE 37, 132).
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tung für die innetgewetkschaftliche Willensbildung von großer
Bedeutung ist. Durch die Stellung als Aufsichtsratsmitglied, die
überdies recht gut vergütet wird (168), wird ein gewisser Rol-
lenzwang in der Richtung ausgeübt, das Wohlergehen des Unter-

nehmens zum Maßstab des eigenen Verhaltens zu machen. Zur

Illustration mag auf die Aussage eines dem linken Flügel der
Gewerkschaftsbewegung zugehörigen Aufsichtsratsmitglieds ver-

wiesen werden, der sich dem Verfasser gegenüber nachhaltig

darüber beschwerte, daß angesichts der Gesetzeslage und der

gewerkschaftlichen Situation in Spanien und Italien eine Schlies-
sung der dortigen Zweigstellen « seines » Unternehmens ausschei-

den müsse — in der Bundesrepublik hatte er immer für eine

Erweiterung des Kündigungsschutzes gekämpft (und tut dies auch
heute noch).

Alle diese Faktoren tragen dazu bei, daß die Gewerkschafts-
bewegung die bestehende Wirtschaftsordnung nicht nur hinnimmt,

sondern sich mit ihr identifiziert. Man ist bereit, die bestehenden

Spielregeln 2u akzeptieren und sich deshalb auch in die staatliche
Wirtschaftspolitik einbinden zu lassen. Dies bedeutet nicht, daß
die Integration der Gewerkschaften in das bestehende ökonomi-

sehe und politische System ßut über den Weg der Mitbestimmung
möglich wäre — dieser Weg zeichnet sich jedoch dadurch aus,

daß er in besonderem Maße Sicherungen dagegen besitzt, daß

die Afbeitnehmerseite zu einer konfliktorischen oder gar einer

klassenkämpferischen Position zurückfindet. Man mag sich die
Frage stellen, ob diese Konsequenz unabdingbar ist. Wenn man

das deutsche Modell zugrunde legt, scheint mir dies unbestreit-

bar zu sein. Unternehmensmitbestimmung muß freüich nicht

gleich Unternehjnensimtbesdmmung sein. Man könnte einmal

daran denken, die Atbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat mit

(168) Die Aufsichtsratsvergütungen bewegen sich zwischen 500 und 2000

DM pro Monat, was angesichts der geringen Zahl von Aufsichtsratssitzungen pro

Jahr (etwa bis 2) eine recht umfangteiche Vergütung darstellt. Alle über DM 400

hinausgehenden Betrage müssen allerdings an die Hans-Böckler-Stiftung abgeführt

werden, doch dürfte dieser gewerkschaftsinterne Grundsatz nicht immer befolgt

werden. Auch besitzen zahlceiche Vorstandsmitglieder mehrere Aufsichtsratsmandate,
so daß ihnen ein Mehrfaches von DM 400 als « Zubtot» verbleibt.
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einem Sondecstatus zu versehen, der ihre Rechtsstellung an die

von Verhandlungsfuhrern in Tarifverhandlungen annähert. Dies

würde eine freie Kommunikation zwischen Belegschaft und Inter-

essen Vertretern ebenso voraussetzen wie die jederzeit gegebene

Möglichkeit der Abwahl. Zum zweiten könnte man daran denken,
die letztlich auch im Montanmodell angelegte Minderheitenposi-
tion zu überwinden und der Arbeitnehmerseite efEektiv paritä-

tischen Einfluß nicht nur im Aufsichtsrat, sondern auch im Vor-

stand und der Hauptversammlung zu gewähren. Beides wird
derzeit in der Bundesrepublik nicht diskutiert. Der neue Gesetzes-

Vorschlag des DGB bleibt innerhalb des bisherigen Rahmens.
Er will das Montanmodell auf alle Großunternehmen mit mehr
als l 000 Beschäftigten ausdehnen und füt Unternehmen dieser
Größenordnung auch einen sog. Rechtsformzwang vorsehen. Das

bedeutet, daß diese Unternehmen automatisch in der Form einer

Aktiengesellschaft oder einer GmbH geführt -werden müssen und
damit auch der Mitbestimmung unterliegen. Irgendwelche Reali-

sierungschancen sind diesem Entwurf derzeit jedoch nicht ein-

zuräumen (169).

VI. MlTBESTIMMUNG AM ARBEITSPLATZ

Die « unterbetriebliche » Ebene, d.h. der Bereich der Abtei-

lung, Werkshalle, Arbeitsgruppe usw. wird durch das deutsche

System der Mitbestimmung relativ wenig erfaßt. Der Einzelne ist

deshalb darauf beschränkt, nur in größeren Zusammenhängen

wie dem Betrieb oder der Gewerkschaft mitbestimmen und sich

an bestimmte Vertreter wenden zu können. Gewisse Ansätze

sind allerdings auch im deutschen Recht sowie in der wissen-

schaftUchen Diskussion vorhanden.

l. Ärbeitsgruppensprecher nach § 3 Abs. l Ziffer l BefrVG.

Das BetrVG 1972 hat in § 3 Abs. l Ziffer l den Tarifpar-
teien die Ermächtigung erteilt, durch Tarifvertrag « zusätzliche

(169) Abgedruckt in RdA 1983.
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sbsverfassungsrechtliche Vertretungen der Arbeitnehmer be-

iter Beschäftigungsarten und Arbeitsbereiche (Arbeitsgrup-
r» zu schaffen, « wenn dies nach den Verhältnissen der er-

^n Betriebe der zweckmäßigen Gestaltung der Zusammenar-

i des Betriebsrats mit den Arbeitnehmem dient ». Tarifver-

dieser Art sind jedoch nur wirksam, wenn sie von der

^itsbehörde genehmigt werden. Der Gesetzgeber hat damit

Schritt in juristisches Neuland getan, gleiclueitig jedoch
Statuierung zahlreicher Voraussetzungen einer aUzu weiten

lehnung des neuen Rechtsinstituts von vornherein einen Rie-

vorgeschoben.

t Die zusätzliche Arbeitnehmerrepräsentanz ist einmal nicht

jede beliebige, sondern nur für solche Gruppen der Beleg-
Ft zulässig, die wie Meister oder Aushilfsktäfte durch funk-
de Gemeinsamkeiten verbunden sind oder die derselben be-

glichen Organisationsabteilung, etwa der Buchhaltung oder

Versand angehören (170). Ausgeschlossen ist dagegen bei-

Isweise jede separate Frauen oder Gestarbeiter Vertretung, da

lich auf keine Arbeitsgruppe im Sinne des § 3 Abs. l Ziffer l
1-VG stützen könnte. Weiter darf von der Ermächtigung des

Abs. l Ziffer l nur zu dem einen Zweck Gebrauch gemacht
["den, die Kommunikation zwischen Betriebsrat und Belegschaft
verbessern und auch das nur, wenn die jeweiligen betriebli-

Verhältnisse eine derartige Maßnahme nahelegen.

In der Praxis hat die Vorschrift des § 3 Abs. l Ziffer l
cVG bislang keinerlei Bedeutung erlangt. Dies hängt damit

imeii, daß die Gewerkschaften befürchten, die Arbeitsgrup-

isprecher könnten Interessenvertretung am Betriebsrat vorbei

beiben. Gravierender ist vermutlich noch die Befürchtung, daß
it die gewerkschaftlichen Vertrauensleute in ihter Funktion

geschränkt oder gar überflüssig gemacht werden könnten:
it stehen ihnen keinerlei rechtlich abgesicherte spezifische
ignisse zu, doch haben sie eine wichtige « Transportfunktion »

Arbeitnehmerforderungen in den Betriebsrat hinein. Auch

(170) FITTING-AUFFAATH-KAISEE, aaO, § 3 Rn 13.
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sichern sie die Verankerung der Gewerkschaft im Betrieb. Unter

den bestehenden Bedingungen ist die Gewerkschaft zwar meist

in der Lage, einen von der gesetzlichen Konstruktion her « nicht

gewerkschaftlichen » Bettiebsrat mehr oder weniger unter ihre

Kontrolle zu bringen, doch wäre dies auf der Ebene der einzelnen

Arbeitsgruppen außerordentlich schwierig. Ohne formale Absi-
cherung durch Tarifvertrag existieren allerdings in einigen Groß-

unternehmen, insbes. der chemischen Industrie sog. betriebliche

Vertrauensleute, die von einzelnen Arbeitsgruppen gewählt wer-

den. Sie unterstützen — nach allem was man weiß — die sozial-

partnerschafdiche Politik der in Frage stehenden Betriebsräte —
möglicherweise ein weiteres Argument dafür, von der Emächti-

gung des § 3 Abs. l Ziffer l keinen Gebrauch zu machen.

2. Schaffung weiterer Vertretungsorgane.

Die Regelung des § 3 Abs. l Ziffer l BetrVG hat abschlies-
senden Charakter, da sonst die im Gesetz vorgesehenen Be-

schräßkungen sinnlos wären.

Daraus folgt freilich nicht etwa die Unzulässigkeit jeder an-
deren Form der Mitbestimmung am Arbeitsplatz; ausgeschlossea

ist lediglich die tarifliche Einrichtung anderer betriebsver-
fassungsrechtlicher Vertretungsorgane, die dadurch charakterisiert

sind, daß sie aüe bestimmten Kriterien unterfallenden Atbeit-

nehmer nach Art einer Zwangsvormundschaft repräsentieren.

Durch § 3 Abs. l ZiflEer l BetrVG nicht berührt ist weiter
jede Umgestaltung der Produktionsabläufe im Sinne erweiterter
Autonomie von Arbeitsgruppen, da § 3 bestimmte Vertretungs-

Verhältnisse regeln, nicht aber die Ablösung hieratchischet durch
kooperative Arbeitsformen verhindern wül.

3. Ersefzung hierarchischer durch kooperative Arbeitsformen?

Die Veränderung des Arbeitsprozesses in Richtung auf eine
erweiterte Autonomie von Gruppen oder Individuen wird von

verschiedenen Seiten und mit unterschiedlicher gesellschaftspoli-

tischer Intention vorgetragen. Der Arbeitgeberseite nahe steht
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|s sog. Harzburger Modell, das durch Delegadon von Verant-

?rtung die Initiativen der Mitarbeiter entwickeln, die Führungs-

bitze entlasten, das BetriebskUma verbessern und den « Mitar-

;iter » zum « Mitunternehmer » machen will, der sich mit mehr

^tiergie für die Erreichung der betrieblichen Ziele einsetzen soll.
ehrend damit also eine unter den gegebenen Umständen aus-

iließlich dem Kapital zugute kommende Produktivitätssteige-
ing erreicht wird, sehen andere in derart erweiterten Disposi-

Eionsmöglichkedten eine « Befreiung der Arbeit » (171), die dem
rbeitnehmer eine teilweise Kontrolle über die Produktion er-

laubt. Die in diesem Zusammenhang diskutierten konkreten Vor-

schlage gehen freilich sehr viel weiter als das die Kompeten2-
Kompetenz der Führungsspitze niemals in Zweifel ziehende Harz-

?urger Modell; gedacht ist etwa daran, daß die einzelne Arbeits-

fuppe einen bestimmten Teil des Produktionsablaufs selbständig
)rganisiert und das gemeinsam geschaffene « Gesamtprodukt»

einen Kollektivlohn an die Geschäftsleitung verkauft (172).
Die juristische, spezielle tarifvertragliche Bewältigung dieser

Endueraichisierung » macht keine aUzu großen Schwierigeiten.

)ie Tarifpraxis kennt den Gruppenakkord (173), der wenigstens
[ansatzweise eine kollektive Kontrolle über Arbeitsabläufe ermög-
licht (174). Mangels entgegenstehender zwingender Gesetzes-

l Vorschriften erstreckt sich die Tarif autononüe auch auf die Art

[und Weise der Produktionsabläufe; als Betriebsnorm würde eine
[entsprechende tarifliche Abmachung gem. § 3 Abs. 2 TVG alle
[bei einem tarif gebundenen Arbeitgeber tätigen Arbeitnehmer
E erfassen.

Die rechts- und gesellschaftspolitische Beurteilung bereitet

\ sehr viel größere Schwierigkeiten. Die zu partieller Produktions-

(171) HILLMANN, Die Befreiung der Arbeit. Die Entwicklung kooperativer

•Selbstorganisation und die Auflösung burokratisch-hierarcbischer Herrschaff, Rein-

[bek 1970.
(172) S. K.EINHAED HOFFMANN, Rechfsfort schritt durch gewerkschaftliche Ge-

\genmacht, Frankfurt/Main 1968, S. 49 ff.

(173) Vgl. HUECK-NIPPEMEY, aaö. Bd l, § 78 II (S. 79 £E.); NIKISCH, Lehr-

\buch des ^Äfbeitsrechts, Bd I, § 24 I (S. 227 ff.).

(174) HOFFMANN, aa0, S. 50.
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kontroüe führende Dezentralisierung hat den Vorzug, im einzel-

nen Arbeitnehmer die Fähigkeit zur Mitgestaltung des Arbeits-
prozesses zu entwickeln, eigene Bedürfnisse zu artikulieren und

demokratisches Verhalten einzuüben (175). Ihm steht der nicht
unerhebliche Nachteil gegenüber, daß sich « Selbstverwaltung »
notwendigerweise .auf relativ enge Bereiche beschränkt, sei es

weil bestimmte Entscheidungen in der Unternehmensspitze faUen

müssen, sei es, weil in concreto das Unternehmerinteresse an

Beibehaltung hierarchischer Strukturen nicht vöüig zu über-
winden war. Das bedeutet nun, daß der « autonome Bereich » in

ein profitorientiertes Unternehmen eingebettet ist, das seinerseits

dem Zwang zur Kapitalverwertung unterliegt. Es kann daher

seine ökonomischen Ziele nicht selbst setzen, sondern erhält sie

von « außen » zudiktiert; seine Mitglieder sind gezwungen, ihrer-

seits nach Rentabilitätsgrundsatzen zu arbeiten. Daraus resul-

tieren zwei schwer zu vermeidende Gefahren: Einmal liegt es

nahe, daß die täglich erlebte Partizipation an Ausführungsent-
Scheidungen die Überzeugung schafft, in einem vollkommen de-

mokradsierten System zu leben, was die Bereitschaft mindert,

die kapitalistischen Rahmenkonditionen auf ihre Berechtigung
hin zu befragen. Konkret ausgedrückt: Demokratisierung in Rand-

bereichen verstärkt die Integration in das bestehende GeseU-

schaftssystem.
Zum anderen fuhrt das System relativ autonomer Arbeits-

gruppen fast automatisch zu wechselseitiger Disziplinierung der

Arbeitnehmer. Hängt die Höhe des Kollektivlohns von der Ge-
samtleistung ab, wird jeder darauf achten, daß der andere seine

gesamten Reserven mobilisiert. Englische Erfahrungen bestätigen

diese Vermutung, da bei erhöhter Produktivität die Kosten des
Unternehmens für Verwaltung und Aufsicht erheblich zurück-
gingen (176).

Will man diese Nachteile vermeiden, so bleibt nur der Aus-

weg, den Lohn aus der Kollektivierung herauszunehmen und

(175) Vgl. VILMAE, M.itbestimmung am Arbeitsplatz. Basis demokrattschef

Betriebspoliitk, Neuwied und Berlin 1971, S. 15 S.

(176) DEFPE-VON FREYBERG u.a., aaO, S. 239.
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die « Selbstorganisation » nicht zu einem beliebigen Zeitpunkt,
^sondern erst dann zu fordern, wenn bereits das Bewußtsein von

[der Notwendigkeit der Aufhebung kapitalistischer Produktions-
E Verhältnisse in weiten Teilen der Arbeitnehmerschaft vorhanden
l ist. Wird die gemeinschaftliche Produktionskontrolle nicht als
Sdbstzweck, sondern als Zwischenziel verstanden, das die Be-

herrschung der gesamten Wirtschaft vorbereiten und im Hin-

blick auf zu erwerbende technische und organisatorische Kennt-

nisse erleichtern soll, so wird der integrationistische Effekt ver-

mieden. Mit Rücksicht auf den augenblicklichen Entwicklungs-
stand der westdeutschen Arbeiterbewegung wären derartige For-

derungen sicherlich verfrüht. Die Ersetzung hierarchischer durch

kooperative Arbeitszusammenhänge ist daher nur selten eine

sinnvolle Tagesforderung. Wichtiger ersdieint uütet den gege-

benen Bedingungen, das System gewerkschaftlicher Vertrauens-

leute auszubauen und so die Probleme des überschaubaren Ar-

beitsbereichs zum Gegenstand det Interessen Vertretung zu ma-

chen.

VII. MlTBESTIMMUNG UND STAATLICHE WIRT SCHAFT S PO-

LITIK

Traditionellem deutschen Bewußtsein entspricht es, die

« Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen » als Problem des Ver-

hältmsses zum Arbeitgeber zu begreifen. Je mehr diesem gewerk-

schaftliche Gegenmacht entgegengesetzt werden kann, umso eher

darf mit einer Verbesserung der Lage der abhängig Beschäftigten
gerechnet werden (177). Übersehen werden dabei zumindest drei

Dinge.

(177) Es kann daher erst recht nicht überraschen, daß die gängigen Leh-bücher

des Arbeltsrechts das Verhältnis von Gewerkschaften und Staat nicht als selbstän-

digen Teilbeteich des Arbeitsrechts begteifen, sondetn unerwähüt lassen oder mit

einigen Sätzen abtun. Vgl. etwa neben den « klassischen » Lehrbüchern von Hueck-
Nipperdey und NÜdsch die neueren Lehrbücher VON HANAU-ADOMEIT, Arbeitsrecht, 7.

Aufl., Frankfurt/Mam 1983, C I 5; SÖLLNEE, Arbeitsrecht, 8. Aufl., Stuttgart u.a.

1984, S. 130 k„ ZÖLLNER, Arbeitsrecht, 3. Aufl., München 1983, § 8 I 2.
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Zum einen werden zahlreiche lebensnotwendige Leistungen

vom Wohngeld bis zur Altersrente nicht vom Arbeitgeber, son-

dem von der Öffentlichen Hafld erbracht. Auf eine Formel ge-

bracht tritt eine partieüe « Entkoppelung » von Tarifvertrag und

Reprodukticmsleistungen ein (178). Je weiter sich derartige so-

zialpoUtische Aktivitäten des Staates entwickeln, umso mehr

steUt sich die Frage, wie die von der Koalitionsfreiheit des Art. 9

Abs. 3 GG gewallte Selbstbestimmungsordnung auch unter sol-

chen Bedingungen realisiert werden kann. Es stellt sich das für

das deutsche Verständnis ungewöhnliche Problem, ob nicht auch
der Staat zum Adressaten gewerkschaftlicher Forderungen und

gewerkschaftlichen Kampfes werden muß.

Zum zweiten ist das Verhalten der Arbeitgeber seite, ihr

Handlungs- und Konzessions Spielraum in wachsendem Umfang

nicht mehr aüein vom Markt, sondern auch von den Entschei-

düngen politischer Instanzen abhängig. Währungs- und Außen-

wirtschaftspolitik, Subventionen und Steuervorteile sowie Erklä-

rungen übet « tragbare » und « nicht mehr tragbare » Lohner-

höhungen beeinflussen das Arbeitgeberverhalten in beträchtlichem
Umfang. Neben diesen globalen Vorgaben stehen Interventionen

im Einzelfall, So tritt die öffentliche Hand etwa in vielen Be-
reichen als entscheidender Nachfrager auf, wie das Beispiel der

Flugzeug- und Rüstungsindustrie (179), aber auch der Bausektor

zeigen, wo ca. 60 Prozent der Gesamtnachfrage aus dem staat-

lichen und kommunalen Bereich stammen (180). In zahlreichen
Fällen sind Unternehmen darüber hinaus auf Subventionen ange-

wiesen — der Staat fördert etwa neue Technologien, aber auch

die Industrieansiedlung in strukturschwachen Gebieten oder das

Überleben der Werftindustrie. Weiter gibt es einzelne Branchen,

in denen das Unternehmerverhalten etwa aus Gründen der öffent-

lichen Sicherheit total durchregleraentiert ist — zu denken ist

dabei insbesondere an Atomkraftwetke und sonstige ketntechni-

sehe Anlagen, wo Auflagen und Richtlinien nach dem Atomge-

(178) Müchenberger KJ 1980, 258 ff.
(179) HUFFSCHMID (Hrsg.), Rästungs- oder Soudstaat?, Köln 1981, S. 57 ff.

(180) Angaben nach Meozel DB 1981, 303.
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bis in die Details der Arbeitsvorgange hinein alles rechtlich
^programmieren (181). Schließlich übernimmt der Staat zahl-

le Aufgaben in eigene Regle, weil sie in der Regel nicht ge-

ibringend sind und deshalb nicht in privatwirtschaftlicher
erbracht werden können. Auch in diesen Bereichen staat-

ler Wirtschaftspolitik stellt sich mit gleicher Schärfe das Pro-
;tn, wie die Koalitionsfreilieit des An. 9 Abs. 3 GG, wie die

tahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingun-
wirksam werden soU.

Zum dritten wird oft zu wenig bedacht, wieviele Fragen

ittlerweile durch den Gesetzgeber oder die Gerichte geregelt
id. Die Verrechtlichung der Arbeitsbeziehungen — sicherlich

lcht nur eine deutsche Besonderheit (182) — reduziert drastisch

;n Spielraum legaler gewerkschaftlicher Aktivitäten. Wenn das
Bundes arbeitsgericht etwa einen Streik um die Wiedereinstellung
|ekündigter KoUegen mit der Begründung ftir rechtswidrig er-
|:lärt, diese könnten ja den Rechtsweg beschreiten, Rechtsfragen

Seien aber nicht « streikfählg » (183), so wird deutlich, wie
reit dieser Prozeß schon gediehen ist.

Vorhandene Ansätze.

Das geltende Arbeits-, Sozial- und Verwaltungsrecht sieht

<eine Reihe von Regelungen vor, die den Gewerkschaften be-

stimmte Einflußrechte sichern sollen. Sie werden mit den Hand-

lungsmöglichkeiten zu vergleichen sein, die Art. 9 Abs. 3 GG
in seinem « eigentlichen » Anwendungsbereich, der Auseinan-

dersetzung mit dem Arbeitgeber, gewährt.

a) SozialpoUtik. — Die wenigsten theoretischen und

praktischen Schwierigkeiten bereitet die Beteiligung von Arbeit-
nehmervertretern dort, wo Öffentliche Aufgaben fdcht durch

(181) Einzelheiten bei DÄUBLER, Afbeitsrecht l, aaO, S. 404 ff.

(182) So aber in bewußter Überspitzung Unterseher, Arbeitsrecht - eine

deutsche Spezialität, in JACOBI u.a., Gewerkschaften und Klassenksmpf, Kritisches
Jahrbuch, Frankfurt/Main 1972, S. 190 ff.

(183) BAG DB, 1978, 1403.
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den Staat selbst, sondern durch autonome, mit eigenem Hand-

lungsspielraum ausgestattete Gremien oder Körperschaften erfüllt

werden: Dem Gesetzgeber steht es unbestrittenermaßen frei, die

Zusammensetzung der dezentralen Entscheidungsgremien nach

eigenen Vorstellungen zu ordnen.
Wichtigster, wenn auch in der öffentlichen Diskussion relativ

wenig beachteter AnwendungsfaU sind die Sozialversichetungs-

träger, deren Organe zur Hälfte mit Vertretern der Versicherten

und zur anderen Hälfte mit Arbeitgebervertretern besetzt

sind (184). Den Gewerkschaften steht dabei das Recht zu, Vor-

schlage für die Wahl der Versicherten-Vertreter zu machen, was

ihnen in der Regel einen beträchtlichen Einfluß sichert (185).
Von diesem halbparitätischen Grundmodell gibt es verschiedene
Abweichungen: So bestehen die Organe der Bundesanstalt für

Arbeit nach § 192 Abs. l AFG nur zu einem Drittel aus Arbeit-
nehmervertretern (neben einem Drittel Arbeitgebern un<l einem

Drittel öffentliche Hand); sie werden nicht gewählt, sondern
vom Bundes arbeitsminister auf Vorschlag der Gewerkschaften

ernannt (186). Auf der anderen Seite stellen die Versicherten bei
den sogenannten Knappschaften zwei Drittel aller Vertreter (187).

— eine « Überparität », die zu keinerlei Auffälligkeiten geführt
hat und die während der Weimarer Zeit für alle Sozialversiche-
rungsträger galt (188). Ganz ohne Arbeitgebetvertreter kommen
die Ersatzkassen aus (189) — eine « Insel » der Selbstverwal-

tung, deren Bedeutung nicht überschätzt werden darf, da die

Einbindung in gesetzliche Regelungen und erst recht in das
bestehende Wiftschaftssystem der Entfaltung neuartiger Initia-

tiven umfassende Grenzen setzt.

Außerhalb des Selbstverwaltungsbereichs liegt der Schwer-
punkt gewerkschaftlicher Präsenz bei denjenigen staatlichen In-

(184) § 29 SGB TV.
(185) § 48 Abs. l Zifier l SGB IV.
(186) Die Gewetkschaftsvorschläge sind bindend, doch sind nach § 91 Abs. 3

AFG auch Mmderheitengewerkschaften zu berücksichtigen.

(187) § 44 Abs. l Ziffer 3 SGB IV.
(188) FÖHR, Afbeitsrecht für Arbeitnehmer, 2. Aufl., Köln 1980, S. 92.

(189) § 44 Abs. l Ziffer 4 SGB IV.
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|n, die für einzelne Fragen auf dem Lohnsektot und für die
Itelbaren Arbeitsbedingungen zuständig sind. So werden
die Arbeitsbedingungen von Heimarbeitern durch sog.

^arbeitsausschüsse festgelegt, die aus einem staatlichen Vor-

iden und je zwei Beisitzern aus Kreisen der Auftraggeber

ler Heimarbeiter bestehen. Für die zweite Gruppe kann die

idige Gewerkschaft Vorschläge an die Arbeitsbehörde

Versucht man, diese Mitbestimmungsrechte der Gewerk-

Eten im sozialpolitischen Bereich einzuschätzen, so ergeben

eine Reihe von Charakteristika: Zum einen geht es um

sehr selektive Beteiligung, die im Bereich der Sozialversi-

ing recht weit entwickelt ist, bei anderen Sozialleistungen

l beispielsweise der Sozialhilfe jedoch völlig fehlt. Zum zweiten
lie Handlungsautonomie der in staadiche Gremien aufgenom-

icn Arbeitnehmervertreter nicht entfernt in dem Maße wie

Auseinandersetzungen mit dem Arbeitgeber gegeben. In eini-

Fällen — wie etwa bei der Bundesanstalt für Arbeit oder im
imtenrecht — wird dies bereits an der Minderheiteflposition

der Reduzierung auf ein Anhörungsrecht deutlich. Dazu

imt aber auch in Fällen paritätisch besetzter Gremien die sehr
gravierendere Beschränkung, daß sich beispielsweise Sozial-

rsicherungsträgef genau wie andere Behörden am Allgemein-

[eresse zu orientieren haben (190). Was bei der Tarifautonomie

letztes Ziel ist — das Bundesverfassungsgericht spricht von

)rdnung und Befriedung des Arbeitslebens » (191) — ist hier
[ttelbar verbindliche Handlungsmaxime. Schließlich ist zu

lachten, daß die Selbstverwaltungsträger im allgemeinen nicht
ir an das Gesetz als solches, sondern auch an die dort festgelegte

|iü-agshöhe und die dort bestimmten Leistungsansprüche der
srsichetten gebunden sind und daß sie von daher nur wenig

^ielraum für neue Initiativen besitzen (192).

(190) Vgl. § 87 Abs. l SGB IV.
(191) So zuletzt BVerfGE 50, 290, 372.
(192) Richtig BVerfGE 39, 302, 313, wonach nut noch bedingt von

»stvCTwaltung gesprochen werden kann. Näher dazu BLEY, Sozialrecht, 3. Aufl.,.

futt/Main 1980, C II 2 b aa (3),
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b} Informelle Beteiligung an einzelnen Entscheidungen
staatlicher 'Wirtschaftspolitik. — Die — wenn auch mangelhafte

— Beteiligung der Gewerkschaften an vielen sozialpolitischen
Entscheidungen des Staates findet keine umnittelbare Parallele

im Bereich der Wirtschaftspolitik. Gewisse Ansätze sind aUer-

dings auch dort vorhanden. Zu nennen ist einmal die sog. kon-

zertierte Aktion, in der über Orientierungsdaten für Löhne und

Preise verhandelt wurde (193). Wichtiger und erst m jüngster
Zeit von der Öffentlichkeit beachtet ist gegenwärtig jedoch die
Beteiligung der Betriebsräte an bestimmten Programmen des Bun-

desministeriums für Forschung und Technologie (194).
Nach den maßgebenden Förderungsgrundsätzen muß bei

Projekten auf dem Gebiet « Humanisierung des Atbeitslebens »

der Antrag auf staatliche Förderung vom örtlich zuständigen
Betriebsrat gegengezeichnet sein (195). Etwas vorsichtiger heißt
es im Forschungsprogramm « Fertigungstechnik » desselben Mi-

nisteriums, daß bei Vorhaben, die « Bedeutung für die Arbeits-

platze des zu fördernden Betriebs haben », den Anträgen eine

schiftliche Stellungnahme des jeweiligen Betriebsrats beizufügen
ist. Stimmt sie nicht mit dem Antrag des Arbeitgebers überein,

so wird ein drittelparitätisch besetztet Ausschuß (bestehend aus
Vertretern der Arbeitgeber, der Gewerkschaften und der Wissen-

schaft) tätig, dessen Stellungnahme bei der Endentscheidung des
Ministeriums zu « berücksichtigen » ist(196).

Dieser auf den ersten Blick erfreuliche Zuwachs an Mitbe-

Stimmung kann die gleichwohl vorhandenen Defizite nicht ver-

decken. Zum einen muß man sich fragen, wie groß wohl die

Handlungsautonomie eines Betriebsrats ist, dessen Veto eine für

das Unternehmen lukrative, vielleicht sogar lebensnotwendige

staatliche Förderung verhindern würde. Zum zweiten ist bemer-

(193) Dazu etwa MERTENS-KIRCHNER-SCHANZE, Wirtschaftsrecht, Reinbek

1978, S. 270 ff.; RINCK, ^Wirfschaftsrechf, 5. Aufl-, Köln u.a. 1976, Rn 230.

(194) Dazu insbes. Janzen GMH 1980, 256 fE.

(195) S, die Föfderungsgrundsätze vom 2.11.1976, Bundesanzeiger vom 13.

11.1976.

(196) Zitiert nach Scholz BB 1981, 441.
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rert, daß das Beteiligungsrecht nicht den Gewerkschaften
iibefbettieblichen Arbeitnehmer Vertretungen, sondern dem

lebsrat eingeräumt wird. Dies kann in vielen Fällen nämUch
7olge haben, daß bei der Mitentscheidung ausschließlich die
Itung oder Schaffung von Arbeitsplätzen im eigenen Unter-
icn oder Betrieb bedacht -wird. Eine neue Technologie, die

rem Produzenten zwar Beschäftigungsmöglichkeiten sichert,

ideren Betrieben aber zur massenhaften Wegrationalisierung

; Arbeitsplätzen führt, kann so schwerlich verhindert oder an
läftigungspolitische Auflagen geknüpft werden. Die Frage

^gt sich auf, ob die ungewohnte « Großzügigkeit » in der
Nennung von Mitbestimmungsrechten nicht primär den

hat, genau solche Vorhaben leichter durchsetzen zu kön-

Es ist daher durchaus fraglich, ob die bestehende Praxis mit
.9 Abs. 3 GG vereinbar ist(197).

Verlassen wir diesen Bereich, so geraten wir vollends in eine

irerkschaftspolitische Wüste. Weder die Geldpolitik der Bun-
)ank noch die Steuererhebung, weder die staatliche Auftrags-

^abe noch die Gewährung anderer als technologiebezogener
iventionen kann seitens der Gewerkschaften irgendwie beein-

|t werden. Dies hat Rückwirkungen auch auf den Bereich
Iten gebliebener Handlungsmöglichkeiten: 5 Prozent Lohner-
ingen werden relaüv uninteressant, wenn die Inflationsrate

10 oder 15 Prozent liegt.

c) Beteiligung der Arbeitnehmer an der Arbeit- und So-
1/gerichtsbärkeit. — Die rechtliche Reglementierung zahlrei-

;r, mit der Lohnarbeit verbundener Fragen scheint dadurch

euüges erträglicher zu werden, als die Handhabung des gel-

iden Arbeits- und Sozialrechts bei Gerichten liegt, wo die Ar-

itnehmecseite in jedem Spruchkörper vertreten ist (198). Auch
soweit ergeben sich jedoch spezifische Grenzen. Die Arbeitneh-

irvertreter werden — anders als bei den Gewerbegerichten der

(197) Das Problem ist der Sache nach auch bei Jaßzen GMH 1980, 261 f.
it, freüich ohne jede Andeutung konkreter Konsequenzen.

(198) §§ 14 ff. ArbGG; §§ 7 ff. SGG.
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Zeit vor dem ersten Weltkrieg (199) — nicht gewählt, sondern
auf Vorschlag der Gewerkschaften und anderer sozialpolitischer
Vereinigungen durch den Arbeitsminister ernannt. Im Spruch-

körper selbst haben sie eine Minderheitenposition, was ihre

DurchsetzungsmÖglichkeiten entscheidend beschränkt. Schließlich
wird in diesem Bereich die Verpflichtung auf das AUgemeininter-
esse besonders ernstgenommen. Selbst eine These wie die, die

ehrenamtlichen Richter hätten ihr spezi£sches Vor Verständnis,

ihre Sicht der Dinge einzubringen (200), stößt auf Widerspruch:
Nach Auffassung von Gerhard Müller haben sie sich voll in die
Rolle des neutralen Richters zu fügen und — wie immer das

möglich sein soll — ihre bisherigen Erfahrungen und rechtspo-

litischen Prioritäten spätestens an der Tür zum Beratungszimmer

zu vergessen (201).

2. Arbeifnehmerpartizipation und Parlamentärismus.

Die Bescheidenheit det beschriebenen Arbeitnehmerrechte
kann schwerlich mit dem verbreiteten Argument gerechtfertigt

werden, der Staat dürfe nicht einer Interessengruppe ausgeliefert

werden. Dem Anspruch des Grundgesetzes nach sind zwar aUe

parlamentarischen Entscheidungen in völliger Unabhängigkeit von
mächtigen sozialen Interessen zu treflEen (202), doch geht es in
der Praxis meist gar nicht um die Beteiligung an der Willensbil-
düng des Parlaments. Die staatliche Wirtschaftsförderung ist im

Prinzip durch den Haushaltsplan nur summenmäßig festgelegt,
über die einzelnen Anträge entscheidet die Bürokratie. Die Arbeit-"

nehmerseite hieran voll zu beteiligen, würde daher dem parlamen-

tarischen Prinzip nicht widersprechen. So könnte etwa. die Ver-

gäbe von Subventionen einem paritätischen, zur Hälfte mit Ge-

(199) Dazu MICHEL, m FESER u.a., Arbeitsgerichtsprotokolle ', Neuwied und
Darmstadt 1978, S. 31 ff.; ^NZEL, 1965, 698.

(200) DÄUBLEE, ÄuR, 1976, 371.
(201) GEKHABD MÜLLER, AuR, 1978, 18.

(202) Bemerkenswert allerdings die Aussage des Bundesverfassuogsgerichts

im KPD-UrteÜ, an sich sei es vetfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, daß Inter-

essengruppen auf die Mitglieder des Parlaments einzuwirken vetsuchen; auch Massen-
ahtionen der Arbeiterschaft seien grundsätzlich nicht unzulässig (BVriGE, 5, 85, 232).
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rkschaftsvertretern besetzten Ausschuß überlassen wer-

,(203).
Sehr viel brisanter wird das Problem, wenn man danach

igt, ob die Verfassungsprinzipien der Unabhängigkeit des Par"
icnts und der Eigenständigkeit der Exekutivspit^e nicht in der

;älität mit einer spezifischen Schlagseite versehen sind. Die den

laatsapparat steuernden Funktionsträger sehen sich einer Wirt-

lafts Struktur gegenüber, die sie zwingt, wesentlichen Unter-

ihmerinteressen Rechnung zu tragen. Würden sie dies — etwa

|s Rücksicht auf die andersartige Programmatik der Regietungs-
ctei — nicht tun i so wäre der Staat einem immensen Sanktions-

^itential ausgesetzt, das von der Verweigerung von LehrsteL

(204) bis zur Produktionsverlagerung m BiUiglohnländer (205)
id zu gewaltsamen Aktionen reicht (206). Ihnen könnte nur

:inti erfolgreich begegnet werden, wenn eine antikapitalistische

[assenbewegung sowie eine sichere Mehrheit im Parlament exi-

leren würde und wenn ein Minimum an Unterstützung von

ien her erfolgt. Fehlt es an einer dieser Voraussetzungen, so

cenzt jede reale (und nicht nur demagogisch behauptete) anti-

apitalistische Politik an Tollkühnheit (207); ein solches Experi-
zu unterlassen (und damit gegebenenfalls einen Rückfall in

Eenen Faschismus zu verhindern) > liegt dann durchaus im Inter-

äse der abhängig Beschäftigten. In aUer Regel kommt es aller-

(203) Vgl, auch den Beschluß des 13. ordentlichen Gewerkschaftstags der IG

;taÜ 1980 zur Wirtschaftspoliük, abgedmckt in: Der Gewerkschafter Heft 9a/1980,

40 ff., wo euie « Beteiligung» der Arbeiüiehmer aa der Subventionsvergabe auf
rtriebücher und überbetrieblicher Ebene gefordert -wird,

(204) Zur Entwicklung der LehrsteIIen s. die Angaben in: Staüsüsches

rbuch 1980, 330. Eine Politik systemaüscher Lehrstellenverknappung im Gefolge

Ausbüder-Eignungsverordnung vom 20.4.1972 und der Bemühungen um ein neues

ierufsbildungsgesetz läßt sich nicht konktet belegen, doch kann schon eine entspre-
l&ende Möglichkeit den Spielraum des Gesetzgebers emengen.

(205) Dazu weiterhin grundlegend FROEBEL-HEINRICHS-KKEYE, Die neue

tternationale Arbeitsteilung, Rembek, 1977.

(206) Dazu etwa, ESCHENHAGEN (Hrsg.) Revolution und Konferrevolution in

nie. Ahalysen zu einem Lehrsfäck, Darmstadt und Neuwied, 1974.

(207) Anders möglicherweise dana, wenn die Massenbewregutig solche Aus-

Se und einen solchen Bewußtseinsgrad annimmt, daß auch längere Entbehrungen

einem grundlegenden politischen Wandel hingenommen werden.
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dings gar nicht zu einer solchen Konstellation; sogar die entspre-

chenden Überlegungen bleiben fast immer auf akademische Zirkel
beschränkt. SoziaUsationsbedingte Grundhaltungen von Funk-

tionsträgern, Personenaustausch zwischen «Wirtschaft » und

Staat, Abhängigkeit des staadichen Finanzaufkommens von einer
« florierenden Wirtschaft » (208) und andere Gründe sorgen
dafür, daß sich die Unternehmerinteressen in « friedlicheren »
Formen durchsetzen.

Dies alles bedeutet nicht, den Begriff « Unternehmerinteres-

sen i» als statisches Phänomen zu sehen. Es handelt sich vielmehr

um eine sehr flexible Größe, die in zweierlei Richtung situations-
gebunden ist: Zum einen besteht sie aus einem Kompromiß

durchaus nicht immer einlieitlicher und gleichgerichteter Inter-
essen von Einzelunternehmen und Unternehmensgtuppen, der

die « wahren », auf möglichst langfristige Erhaltung des Kapital-
Verhältnisses gerichteten Interessen des ideellen Gesamtkapitals

keineswegs automatisch zum Ausdruck bringt. Zum ändern geht
in das « Unternehmerinteresse » auch das Anspruchsniveau und

die dahinterstehende Kampf kraft der Arbeiterbewegung ein; ge-
boten sind unter diesem Aspekt alle Maßnahmen, die größere,
eventuell systemgefährdende Konflikte vermeiden.

Dieser zweite Punkt führt zu der relativ häufigen Erschei-
nung, daß Rechtsnormen erlassen werden, die nur legitimatori-

sehen Charakter besitzen. Etwas salopp formuliert: Man weiß,

daß sich die praktische Wirksamkeit eines Rechtssatzes in sehr
engen Grenzen hält oder gegen Null geht, aber man erläßt ihn
trotzdem, um die Freiheitlichkeit und/odet den sozialen Charak-
ter des Gemeinwesens zu dokumentieren und dieses so auch

zweifelßdeti Bürgern attraktiver 'zu. machen (209). Das soll nicht

heißen, daß es nur solche Normen gibt oder daß sie nicht auch
einen gewissen Eigenwert besitzen, verbessern sie doch die Mög-

lichkeit zunächst nur scheinbar Begünstigter, ihre « verbrieften »

(208) Näher dazu GRAUHAN-HICKEL (Hrsg.), Krise des Sfeuerstaats? Wider-

Sprüche, Perspektiven, Ausweichstrategien, Sonderheft 1/1981 des Leviathan.
(209) 2u dem Beispiel des Gesetzes über allgemeine Geschäftsbedingungen

s. Reinhardt 'D«R, 1977, 246 ff.
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[rechte bei veränderten Kräfteverhältnissen auch tatsächlich durch-
susetzen. Die getrofiene Feststellung ist nur insofern von Bedeu-

;tung, als nicht jedes gute Gesetz für bare Münze oder gar als
; Beweis dafür genommen werden darf, daß das « Unternehmerin-

teresse » eben doch nicht alles erkläre.

Legt man diese « Vorprogrammierung » des Staatshandelns

zugrunde, so entfällt die Rechtfertigung dafür, daß die Atbeit"
nehmervertretungen von zentralen wirtschaftspolitischen Entschei-

düngen ausgeschlossen sind: Ihte Aktivierung würde die be-

schriebene Schlagseke der Verfassungsprinzipien nur etwas vef-

rlngern, also einen Zustand herbeiführen, der näher am Anspruch

der Verfassung als der bestehende Zustand liegt (210). Dabei
besteht die Besonderheit, daß sich in einer kapitalistischen Gesell-
schaft das Unternehmerinteresse gewissermaßen lautlos, durch

den Zwang der Verhältnisse, auch im Staatsapparat durchsetzt,

E wahrend die Arbeitnehmerinteressen nur über besondere Mecha-

;nismen wie institutionalisierte Beteiligungsrechte oder die Aner-

kennung des politischen Streiks zur Geltung kommen können.

i Selbst in dem utopischen Fall, daß zentrale wirtschaftspoliüsche
Entscheidungen nur mit Zustimmung von konsequent an Arbeit-

nehmerinteressen orienterten Gewerkschaften möglich wären,

wäre damit noch keine Übermacht der Arbeitnehmerseite geschaf-

fen, käme dabei doch in nicht revolutionären Situationen nichts
Anderes als ein in besonders weitem Umfang Arbeitnehmerinter-

essen in sich aufnehmendes Unternehmerinteresse heraus. Erst

recht ist es schlichte (in der Regel böswillige) Phantasie, schon
den heutigen Zustand als « Gewerkschafts Staat » zu bezeichnen.

3. Weitere Perspektiven.

Die Skizzierung der vorhandenen Ansätze hat im Grunde

schon angedeutet, wo weitere Perspektiven lieget können. Zum
höhe ausgestattet "werden könnten (211). eine rechtlichen Be-

(210) Vgl. dazu auch ABEND&OTH, Die Berechtigung gewerkschaftlicher De-

monstrationen für die Mitbestlmmung der Arbeitnehmef in der Wirtschaft, in DERS.,.
Antagonistlsche Gesellschaft und politische Demokrafie, Neuwied und Berlin 1967,

S. 203 ff.
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tfacht. Dies betrifft einmal eine Efiektivierung der Selbstverwal-
tung in der Sozialversicherung, wo die Verüreterversaminlungen

mit mehr Spielräumen auch in bezug auf Beittags- und Leistungs-

höhe ausgestattet werden könnten (211). Keine rechtlichen Be-

(lenken bestehen auch gegen eine Ausdehnung der Arbeitnehmer-

beteüigung auf alle Technologieprogramme, ja auf Subventionen
schlechthin, sowie gegen eine Einbeziehung der Gewerkschaften

in aU jenen Fällen, in denen Auswirkungen nicht nur für den
Empfängerbetrieb zu erwarten sind. Auch wäre es sicherlich nütz-

lich, Arbeitaehmerrechte nicht nur in jederzeit aufhebbaren, oft
nicht einmal veröffentlichten Richtlinien, sondern in Gesetzen

festzuschreiben.

Zum zweiten ist an die Schaffung neuer Institutionen zu

denken. Ihres rein beratenden Charakters wegen sind dabei die

von den Gewerkschaften vorgeschlagenen Wirtschaffs- und So-

zialräte (212) von geringerem Interesse als die Schaffung halbpa-
ritätisch zusammengesetztet Gremien, die über staatliche Förde-

rungsmaßnahmen entscheiden. Folgt man der traditionellen Auf -

fassung von parlamentarischer Demokratie und Eigenständigkeit

der Exekutive, so bleibt allerdings eine staatliche Rechtsaufsicht
unabdingbat.

Zum dritten muß die Handhabung und Auslegung der Koa-
litionsfreiheit des Art. 9 Abs. 3 GG überdacht und auf die heutige
Situation umfassender staatlicher Aktivitäten bezogen wer-

den (213). Das bedeutet, daß insbes. der sog. politische Streik
kein Tabu mehr sein darf: Wo institutionalisierte oder vertrag-

liche Formen der Interessenvertretung fehlen, muß notfalls

die Arbeitsniederlegung als elementarste Form der Mitentschei-

düng über die eigenen Arbeits- und Lebensbedingungen eüigrei-

fen. Nur auf diese Weise würde ein wirksames Gegengewicht

(211) Zur gewerkschafdichen Einschätzung der bisherigen Erfahrungen mit

der Selbstvenyaltung s. HEINZ OSKAR VETTER, Die Entwicklung der Selbstverwd-

tung aus der Sicht der Gewerkschaften, in Sozialrechtsprecbung - Verantwortung für

den sozialen Rechtsstaat, Festschrift zum 25-jährigen Bestehen des BSG, S. 109 S..

(212) Dazu LEMXNSKY-OTTO, Politik und Programmatik des DGB, Köki
1974, S. 147 ff. -

(213) Richtig in der Tendenz Mückenberger KJ 1980, 258 ff.
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s gegen jene Interessen geschaffen, die heute das Verhalten des

Staatsapparats determinieren. Wie sehr die Diskussion hierüber

noch in den Anfängen steckt, wird daran deutlich, daß eine Prak-

tizierung des Streiks in bezug auf sozial- und wittschaftspolitische
Entscheidungen des Staatsapparats auch Rückwirkungen auf die

innergewetkschaftliche Organisation haben müßte: Wenn sich
die die Arbeitnehmer betreffenden Entscheidungen auf den Unter-
nehmer X und das Ministerium Y verteilen, so wird die mög-

lichst enge Zusammenarbeit zwischen den Gewerkschaften der

Branche X und den Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes
zur absolut entscheidenden Voraussetzung. Je mehr die Problem-

bewältigung von einzelnen Branchen weg auf Teile des Staatsap-

parats verlagert wird, um so eher wird das heutige dezentrale

Modell der Einheitsgewerkschaft in Frage gestellt, um so mehr
muß der insdtutionellen Vertretung des « Gesamtunternehmerin-

tetesses » das Gesamtinteresse der Arbeitnehmer entgegengestellt
werden. Dies läßt sich hier nicht weiter vertiefen. Ein erster

großer Schritt wäre bereits getan, würde etwa in Anlehnung an

die Rechtsprechung des italienischen Verfassungsgerichts-

hofs (214) die innergewerkschaftliche Tabuisierung des politi-
sehen Streiks beendet. Zunächst geht es darum, Verständnis da-

für zu schaffen, daß Interessenvertretung notwendigerweise den

Staatsapparat einbeziehen muß. Wie im Verhältnis zum Arbeit-

geber geht es darum, die eigene Position deutlich zu markieren,

über ihre Realisierung zu verhandeln und sich notfalls überkom-
mener Druckmittel zu erinnern. Es entspricht guter gewerk-

schaftlicher Tradition, dabei nicht auf Worte, sondern allein auf
Taten der Gegenseite zu achten. Ohne Einfluß auf den Staats-

apparat muß auch die Tarifpolitik sowie die Mitbestimmung in
Betrieb und Unternehmen notwendigerweise Stückwerk bleiben.

(214) Deutsche Übersetzung m \?uR, 1975, 77 3. und EuGRZ, 1975.


